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Unsere neue Untertitelung ist
euch bestimmt aufgefallen. Altes neu
verpackt. Wir haben einen neuen Un-
tertitel: Zeitung für internationalis-
tische und emanzipatorische Perspek-
tiven und so.

Ein Infoblatt zum Themen-
schwerpunkt Angst/Begehren zu ma-
chen löst – wie wir beobachten konn-
ten – zwei Arten von Reaktionen aus.
Skepsis bei den einen, Neugierde bei
den anderen. Tatsächlich war das The-
ma bisweilen eine Gratwanderung
zwischen Theorie und Emotion, in
dem aber auch - wie wir finden - der
Reiz dieses Themas liegt. Wie kann
mit etwas, das uns so unmittelbar be-
trifft wie unsere Angst und unser Be-
gehren, politische Macht ausgeübt
werden?

Der Artikel „Angst/Begehren“ ver-
sucht Angst und Begehren als
Regierungs- und Selbsttechniken zu
lesen. Der Artikel von Isabell Lorey
behandelt die Selbstprekarisierung
von Kulturproduzent_innen.

In den Interviews mit David
Morales und  Mitarbeiter_innen von
CIEPAC haben wir gefragt, welche
konkreten Auswirkungen eine Politik
der Angst auf die Gesellschaft in El
Salvador bzw. Mexiko hat. Der Artikel
„Bonjour tristesse – Leben im Pas-
sauer Hinterland“ zeigt, wie in der
BRD mit Angst Flüchtlingspolitik ge-
macht wird. Der Titel des Interviews
„Über das Begehren jenseits gesell-
schaftlicher Normen oder warum uns
die Angst unsichtbar macht“ spricht
für sich.

Ein großes Gewicht haben in die-
ser Ausgabe Berichte über Nicaragua.
Das ist der erfreulichen Tatsache zu
verdanken, dass wieder einmal eine
Brigade mit dem Ökumenischen Büro
in diesem Land war. Leider sind aber
einige Erfahrungen, die sie dort ge-
macht haben, gar nicht erfreulich. In
dem Artikel „Eine Diktatur fällt nicht
vom Himmel; Etwas soziale Politik
und viel Repression“ geht es um die
Ambivalenz der Politik der Regierung
Daniel Ortega. Offensichtlich nimmt

die Repression zu und es drängt sich
der Verdacht auf, dass die sozialen
Wohltaten, die es zweifelsohne gibt,
für Ortega auch nur ein Mittel auf
dem Weg zur Macht sind. Die Ge-
meindewahlen von Anfang November,
über die im Artikal „Nach den Regeln
des Pacto: Der FSLN gelingt ein
höchst umstrittener Wahlsieg“ berich-
tet wird, jedenfalls wurden von der
FSLN als wichtiger Schritt zur Kon-
solidierung der Macht angesehen.
Kurz nach der Wahl, im Augenblick da
dieses Heft erscheint, ist die Lage
verworren und voller Spannung.
Nichts kann ausgeschlossen werden,
auch nicht, dass die FSLN für den
Ausbau der Macht zum Mittel der
Wahlfälschung gegriffen hat.

Um die Situation von Frauen in
Lateinamerika geht es in den beiden
Artikeln  „If I can‘t abort, it‘s not my
revolution“ und „Wir sind nicht da, um
ewig für sie die Opfer zu spielen!“.
Der erste gibt einen Überblick über
Lateinamerikas Gesetze zur Abtrei-
bung. Er zeigt nicht nur, dass die Ge-
setze dort zu den härtesten der Welt
gehören, sondern auch, dass die auf
dem Kontinent spürbare Hinwendung
zu einer linkeren Politik wenig mit ei-
ner Liberalisierung beim Schwanger-
schaftsabbruch zu tun hat. Der zweite
Artikel gibt ein Interview mit salvado-
rianischen Sexarbeiterinnen von der
Organisation OTS wieder.

Schon im letzten Heft hatten wir
von den laufenden Verhandlungen zum
Assoziierungsabkommen zwischen
der EU und Zentralamerika berichtet.
In dem Artikel „Copy and paste? Die
Außenhandelspolitik der EU in
Zentralamerika“ werden diese Ver-
handlungen als Teil der aktuellen EU-
Strategie betrachtet. Global Europe
Strategie nennt die EU selbst diese
Strategie mit der sie ihr Ziel errei-
chen will „die Union zum
wettbewerbsfähigsten und dynamisch-
sten wissensbasierten Wirtschafts-
raum in der Welt zu machen“.

Das Redaktionskollektiv

Liebe Leserinnen und Leser,
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(zp) Mit wem reden wir über unsere
Angst? Und mit wem über unser Be-
gehren, unsere Sehnsüchte, Träume,
Wünsche? Mit unseren Freund_innen,
Partner_innen, Therapeut_innen und
manchmal auch mit niemandem? Wir
offenbaren uns, wenn wir unserem Ge-
genüber von unserer Angst und unse-
rem Begehren erzählen, zeigen, wo
möglicherweise wunde Stellen liegen,
werden angreifbar. Wovor wir Angst
haben und was wir begehren ist persön-
lich, Teil unserer Identität: Wir haben
Angst unseren Arbeitsplatz zu verlie-
ren, keinen Job zu finden, abgeschoben
zu werden, wir haben Angst vor Hun-
den, Vergewaltigern, prügelnden
Polizist_innen, Nazis, dass unseren
Kindern etwas passiert, unsere Rente
nicht sicher ist, unsere Beziehung in
die Brüche geht, wir haben Angst zu
versagen, verletzt zu werden oder
krank ... Wir träumen von der idealen
Stelle, einer Aufenthaltserlaubnis, ei-
ner schicken Wohnung, dem neuen
Auto, der perfekten Beziehung, wir
wollen erfolgreich sein, gut aussehen,
beliebt, intelligent, frei, widerständig,
je nachdem.

Abhängig von unserer individuel-
len und kollektiven Geschichte, ab-
hängig vom Kontext, in dem wir uns
bewegen, unterscheiden sich unsere
Angst und unser Begehren. Wovor wir
Angst haben und was wir  begehren ist
ein Teil unseres individuellen Selbst.
Wir haben versucht, dieses Selbst als
ein unter anderem von Angst- und
Begehrenstechniken konstituiertes zu
betrachten. Was bedeutet das? Wer
wir sind, wovor wir Angst haben und
was wir begehren bildet keine Einheit
und ist nicht festgelegt. Wir sind nicht
notwendigerweise mit uns selbst
identisch, unser Selbst ist weder sta-
tisch noch kohärent, sondern in sich
gebrochen, widersprüchlich und wan-
delbar. Unsere Angst und unser Be-
gehren erzählen keine festgeschriebe-
ne, ursprüngliche oder authentische
Wahrheit über uns. Unsere Angst und
unser Begehren sind zwar Teil unserer

Identität, diese Identität hat aber kei-
nen harten Kern, sondern schichtet
sich in einem permantenten Prozess
auf und um. Angst und Begehren sedi-
mentieren sich nicht zuletzt durch die
Akte des Offenbarens und Gestehens,
die somit niemals rein deskriptiv,
sondern immer auch konstitutiv für
unser Selbst sind. Vor diesem Hinter-
grund haben wir versucht Angst und
Begehren nicht mehr nur als individu-
ellen Ausdruck unserer Persönlich-
keit, sondern als Machttechniken zu
lesen, entlang der wir regiert werden
und uns selbst regieren.

Gouvernementale

Regierungs- und

Selbsttechniken

Hintergrund dieser Überlegungen
ist das Konzept der Gouvernemen-
talität nach Michel Foucault, der mit
dem Begriff Gouvernementalität eine
dem Liberalismus und Neoliberalis-
mus zuzuordnende Form der Macht-
ausübung bezeichnet, die hierzulande
seit dem 18. Jahrhundert zunehmend
an Bedeutung gewonnen hat. Im Ge-
gensatz zu juridischen Formen der
Machtausübung, die auf Gesetzen und
Verboten beruhen, und disziplinieren-

den Machtformen, die Macht mittels
Überwachung und Kontrolle der Indi-
viduen ausüben, zielt die gouver-
nementale Form der Machtausübung
auf eine biopolitische Regulierung
der Bevölkerung. Dies geschieht über
die Regulierung von Wahrschein-
lichkeiten mit Hilfe von Statistiken,
über beispielsweise Geburtenkontrol-
le, Städte- und Wohnungsbau, Ver-
kehrsplanung, Impfpraktiken etc. An-
ders als beim Gesetz, das eine Norm
kodifiziert, und der Disziplin, welche
die Individuen an einer festgesetzten
Norm ausrichtet, reguliert die
Gouvernementalität die Bevölkerung
möglichst effektiv im Hinblick auf
das Normale im Sinne eines Mittel-
wertes. Die gouvernementalen Macht-
techniken beruhen nicht mehr auf um-
fassenden Verboten oder absoluter
Kontrolle, sondern zielen auf die
Herstellung von Freiheit einerseits
und Sicherheit andererseits sowie auf
die Ausbalancierung eines diffizilen
und paradoxen Gleichgewichts dieser
beiden Elemente. Gouvernementale
Macht auszuüben bedeutet, den Hand-
lungsspielraum von freien Menschen
zu beeinflussen und zu strukturieren
(ihn eben nicht vollständig zu bestim-
men) und im eigentlichen und weit

ANGST / BEGEHREN
Regierungstechniken, Selbsttechniken und die soziale Hängematte

Regierungstechniken – Selbsttechniken?
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gefassten Sinn des Wortes Regieren:
Führung auszuüben sowohl über ande-
re als auch über sich selbst. Dies ge-
schieht über Regierungstechniken auf
der einen und den sogenannten Selbst-
techniken auf der anderen Seite. Die
Regierungstechniken richten sich auf
unterschiedliche Felder möglicher
Handlungen, bieten Anreize, verfüh-
ren, behindern, erleichtern oder er-
schweren, um die Wahrscheinlichkeit
bestimmter Handlungen je nachdem
zu verringern oder zu erhöhen. Die
Selbsttechniken, die mit den Re-
gierungstechniken im Dialog stehen,
sie befragen und auf sie antworten,
umfassen die eigenen Versuche und
Anstrengungen, aber auch die Freiheit
der Individuen, sich innerhalb der
durch die Regierungstechniken vor-
strukturierten Felder zu bewegen und
zu behaupten. Die Selbsttechniken las-
sen sich somit aus zwei verschiedenen
Perspektiven betrachten, sie beinhalten
sowohl ein Moment der Herrschaft als
auch ein Moment der Freiheit. Sie
werden als Herrschaftstechnik verwen-
det, die darauf zielt, einen Konsens
zwischen Regierung und Regierten
herzustellen, indem sie das Umfeld der
Regierten strukturiert und die Diskur-
se fördert, welche die Individuen dazu
bringen, sich, im Sinne der Regierung,
selbst zu regieren. Die Techniken des
Selbst können aber auch verwendet
werden, um Machtstrukturen zu unter-
laufen und die totalisierenden und
individualisierenden Machtmecha-

nismen, die sich im Inneren der Indivi-
duen entfalten, zurückzuweisen.

Angst- und Begehrens-

techniken

Was bedeutet es vor diesem theo-
retischen Hintergrund, wenn wir ver-
suchen, Angst und Begehren als Re-
gierungs- und Selbsttechniken zu le-
sen? Zum einen, dass das, wovor wir
uns fürchten und was wir begehren,
nicht aus uns selbst heraus, sondern
entlang mehr oder weniger wirk-
mächtiger Diskurse und Dispositive1

entsteht. Zum anderen, dass unsere
Angst und unser Begehren, die wir nur
allzugerne im Verborgenen halten und
von denen wir oft – wenn überhaupt –
nur engen Vertrauten erzählen, weni-
ger privat sind, als wir geneigt sind zu
denken, sondern Effekt von Regie-
rungstechniken, die wir in Selbst-
techniken übersetzen.

Angst, die auch von der Wortbe-
deutung mit Enge/Beklemmung/Wür-
gen in Verbindung gebracht werden
kann, führt zu einer Verengung von
Handlungsspielräumen. Angst wirkt
deshalb zunächst auch disziplinierend,
indem sie individualisierte Subjekte
hervorbringt, die sich und ihre Hand-
lungen nach Benthams Modell des
Panopticon2  permanent selbst über-
wachen und kontrollieren, da sie da-
von ausgehen müssen, immer von ei-
nem unsichtbaren Außen überwacht zu
werden, ohne dies jemals verifizieren

zu können. Die kalkulierte Reaktion
auf dieses Modell besteht darin, be-
stimmte Verhaltensweisen aus Angst
vor den Konsequenzen oder bestimm-
te angstbesetzte Situationen zu ver-
meiden. So gehen wir beispielsweise
für gewöhnlich nicht in ein Kaufhaus
und suchen uns die Sachen aus, die
wir schön finden und nehmen sie
(ohne zu bezahlen) mit. Könnten wir
sicher sein, dass so ein Verhalten kei-
ne Konsequenzen hat, dann würden es
vermutlich viel mehr Menschen prak-
tizieren. Aus Angst vor Konsequenzen
vermeiden wir es auch, unseren
Chef_innen immer so deutlich unsere
Meinung zu sagen, wie wir es manch-
mal gerne täten. Und manchmal gehen
manche von uns aus Angst vor Repres-
sion und gewaltsamen Übergriffen
auch nicht auf bestimmte Demos.
Angst als Regierungstechnik erzeugt
über Diskurse, Verordnungen, Geset-
ze, Maßnahmen etc. angstbesetzte
Orte, Räume und Situationen. Dabei
kann es sich um das Anbringen von
Überwachungskameras im öffentli-
chen Nahverkehr, die Debatte über ju-
gendliche Gewalttäter oder die Lager-
politik der bayerischen Staatsregie-
rung handeln. Ein Angstdiskurs kann
aber auch so diffus sein, dass er zwar
kein konkretes Vermeidungsverhalten
zur Folge hat, sondern andere Effekte
hervorruft, mit denen die Sicherheit
(als Gegenüber der Angst) wiederher-
gestellt werden soll. Der Diskurs über
islamistische Schläfer, die irgend-
wann terroristische Anschläge ver-
üben könnten, hat zum Beispiel eine
diffuse Angst erzeugt, die umso wirk-
mächtiger war, da sie an bestehende
rassistische Stereotype angedockt und
diese reproduziert hat. Effekt dieses
Angstdiskurses war eine zunehmende
Akzeptanz von Gesetzesverschärfun-
gen, die eine Wiederherstellung der
Sicherheit versprachen.

Die individuellen Strategien und
Selbsttechniken, sich zu den angster-
zeugenden Regierungstechniken zu
verhalten, können sehr unterschied-
lich sein und müssen im Einzelnen
nicht notwendigerweise dem ge-
wünschten Muster entsprechen. Als
Individuen haben wir immer auch eine
mehr oder weniger große Freiheit,
uns abweichend zu verhalten. Neben
Vermeidung oder Ignorieren können
die Angsträume und Situationen auchSoziale Hängematte?
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verschiedene Formen von Gegen-Ver-
halten zur Folge haben, das sich dem
erwarteten Normalen widersetzt.

Begehren, mit dem nicht nur ein
sexuelles, sondern auch ein soziales,
ökonomisches und politisches Begeh-
ren gemeint ist, wirkt als Regierungs-
und Selbsttechnik im Gegensatz zur
Angst direkt aktivierend. Begehren als
Regierungstechnik anzuwenden bedeu-
tet, die Individuen und die Bevölkerung
direkt anzusprechen und auf das indivi-
duelle und kollektive Begehren so zu
antworten, dass es in die gewünschte
Richtung gelenkt wird. Foucault sagt
zum Begehren als Regierungstechnik
in seinen Vorlesungen zur Geschichte
der Gouvernementalität: „Das Problem
derjenigen, die regieren, darf es abso-
lut nicht sein, zu erfahren, wie sie nein
sagen können, bis wohin sie nein sagen
können, mit welcher Berechtigung sie
nein sagen können. Das Problem ist, zu
wissen, wie ja sagen zu dieser Begier-
de.“3  Der Versuch, die Geburtenrate
bei bestimmten Bevölkerungsgruppen
zu steigern, läuft nicht über Zwangs-
maßnahmen, die alle Frauen dazu zwin-
gen, die gewünschte Anzahl an Kindern
zu gebären, sondern über Anreizpro-
gramme, die möglicherweise vorhan-
dene Kinderwünsche positiv bestärken
und zur konkreten Umsetzung bringen
sollen. Ein anderes Beispiel für akti-
vierende Regierungstechniken sind
Gesundheitskampagnen und Bonus-
programme der Krankenkassen, wel-
che Schönheits- und Fitnessdiskurse
aufgreifen und den Wunsch, gut aus-
zusehen, dahingehend bestärken, dass
sie Fitnessveranstaltungen, Rücken-
schulen und Abnehmkurse nicht nur
vergünstigt anbieten, sondern die re-
gelmäßige Teilnahme mit zusätzlichen
Bonbons belohnen. Zentraler Punkt ist
hier, dass diese Maßnahmen nicht dar-
auf zielen, alle zu erreichen, sondern
eine möglichst breite Streuung bei ef-
fektiver Kosten-Nutzen-Kalkulation zu
erreichen. Als Selbsttechnik führt Be-
gehren dazu, dass wir uns, wenn wir et-
was wollen, besonders viel Mühe ge-
ben, dass wir bereit sind, Zeit und Geld
zu investieren, dass wir uns abrackern,
Niederlagen und Demütigungen weg-
stecken, dass wir Freundschaften und
Beziehungen vernachlässigen, dass wir
bereit sind, alle unsere Fähigkeiten und
Ressourcen einzusetzen, um unser Ziel
zu erreichen. Gelingt es, ein Begehren

mit diesem Potential zu wecken und/
oder in eine bestimmte Richtung zu
lenken, dann erübrigen sich andere
Zwangs- und Kontrollmittel. Wenn es
ein Außen gibt, dem es gelingt, unser
Begehren zu lenken, dann braucht es
kein Außen mehr, das uns antreibt, da
wir diese Rolle bereitwillig selbst
übernehmen. Was heißt das? Dass un-
ser Begehren das ist, was uns unter-
wirft? Dass wir uns im Zweifelsfall
auch durch unser Streben nach Freiheit
in Machtnetzen verheddern und dies
häufig nicht einmal bemerken? Ja und
nein. Wir selbst sind Teil dieser Netze,
wir selbst knüpfen sie (und damit uns)
mit und verheddern uns währenddessen
darin. Wir haben aber immer auch eine
gewisse Freiheit anders zu knüpfen,
auch wenn das keine Garantie ist, dass
wir uns dann nicht mehr verheddern.

Verrückte Angst / perverses

Begehren?

Was passiert, wenn unsere Angst
und unser Begehren von der Norm oder
von dem, was als Normal gilt, abwei-
chen? Angst- und Begehrensabweic-
hungen werden meist als verrückt bzw.
pervers pathologisiert. Eine Frau, die
nachts allein auf dem Heimweg ist, hat
Angst zu haben vor sexueller Belästi-
gung. Die Abkürzung durch den dunk-
len Park sollte sie nicht nehmen!
(Entscheidet sie sich dennoch für die-
se Abkürzung, ist sie leichtsinnig und
für mögliche Konsequenzen selbst ver-
antwortlich.) Was aber, wenn eine Frau
nicht nachts, sondern tagsüber Angst
hat, durch diesen Park voller sonntägli-
cher Spaziergänger zu gehen und ihn
deshalb meidet? Im ersten Fall gilt es
als normal, Angst zu haben, im zweiten
Fall als verrückt. Dabei ist es für die
Zuweisung normal oder verrückt uner-
heblich, ob eine Angst einen rationa-
len oder einen irrationalen Hinter-
grund hat. Normal ist, was gesell-
schaftlich hegemonial ist. Dies gilt
nicht zuletzt auch in Bezug auf sexuel-
les Begehren, bei dem das Normale
durch das Konstrukt der Natürlichkeit
zusätzlich gefestigt wird. Begehren wir
nicht monogam, heterosexuell und mit
eindeutiger Geschlechtszugehörigkeit,
dann gelten wir schnell als unnatürlich,
anormal, pervers. Aber auch andere
Begehrensformen, die aus der Reihe
tanzen, sorgen für Irritation und Be-

fremden. Seltsam, wenn jemand nicht
erfolgreich, gut aussehen und intelli-
gent sein will.

Der Bereich des Anormalen, Selt-
samen, Verrückten, Perversen bildet
das notwendige Gegenüber einer wie
auch immer gefassten Normalität. Das
Normale wird durch das Anormale
nicht etwa in Frage gestellt, sondern
bestätigt. Für die Individuen, deren
Angst und/oder Begehren abweicht,
bedeutet das, dass sie das notwendige
Außen einer normalisierenden
Subjektivierung verkörpern, indem sie
an dieser scheitern. Zentral ist also
nicht ein bisschen verrückte Angst
oder ein wenig seltsames Begehren,
sondern das tagtägliche Scheitern an
den Normalisierungspraxen, die für
eine gesellschaftlich anerkannte Kon-
stitution des Selbst erforderlich sind.

Widerständige Perspektiven

in der sozialen Hängematte?

Was machen wir jetzt mit unserer
Angst und unserem Begehren? Ein-
fach so abstellen oder beliebig verän-
dern geht nicht. Was also bringt es
uns, wenn wir versuchen, Angst und
Begehren als Regierungstechniken
und als Selbsttechniken zu lesen,
wenn wir nach dieser Lektüre genau-
soviel Angst haben wie zuvor, wenn
wir genauso lieben, träumen, resignie-
ren, uns abmühen für den eigenen Er-
folg, gegen Windmühlen und für
emanzipatorische Veränderungen ...
Nichts? Hoffentlich nicht ganz. Er-
kenntnisgewinn? Vielleicht.

Was wir brauchen sind soziale Net-
ze, die uns auffangen, wenn wir uns von
unserer Angst und unserem Begehren
isolieren lassen und selbst isolieren,
und die uns die Möglichkeit und den
Freiraum geben für kritische und
emanzipatorische Theorie und Praxis.
Wir brauchen soziale Hängematten, in
denen wir uns ausruhen und zurückleh-
nen können, um zu reflektieren, wie
wir die Mechanismen zurückweisen
können, die uns normalisieren und an
denen wir entweder scheitern oder zu
sozial anerkannten Subjekten werden.

Theoretische Bezüge

Judith Butler: Haß spricht. Zur Politik
des Performativen / Körper von Ge-
wicht. Die diskursiven Grenzen des
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Geschlechts / Psyche der Macht. Das
Subjekt der Unterwerfung
Michel Foucault: Überwachen und
Strafen. Die Geburt des Gefängnisses
/ Sexualität und Wahrheit I-III / Ge-
schichte der Gouvernementalität I, II /
Dits et Ecrits I-IV
Mehr Foucault unter:
www.foucaultundco.blogspot.com

1 Mit dem Begriff Dispositiv bezeichnet

Foucault strategische Formationen,

„bestehend aus Diskursen, Institutionen,

architektonischen Einrichtungen,

reglementierenden Entscheidungen,

Gesetzen, administrativen Maßnahmen,

wissenschaftlichen Aussagen,

philosophischen, moralischen und

philanthropischen Lehrsätzen, kurz,

Gesagtes ebenso wie Ungesagtes.“ (Michel

Foucault: Das Spiel des Michel Foucault,

Dits et Ecrits III, Nr. 206, S. 392)

2 Das Benthamsche Panopticon ist ein von

Jeremy Bentham erfundenes

Gefängnismodell, das aus einem

Zentralturm besteht, der von einem Ring

aus voneinander vollständig abgeschirmten

Zellen umgeben ist. Vom

Beobachtungsposten des Turms kann jede

Zelle vollständig überwacht werden. Die

Gefangenen in den Zellen dagegen können

weder die Zellen ihrer Mitgefangenen, noch

den Beobachtungsposten einsehen. Die

Unsichtbarkeit des selben führt nicht nur

dazu, dass jede_r die Funktion der

Wächter_Innen einnehmen kann, sondern

auch dazu, dass die Überwachung auch

dann aufrechterhalten wird, wenn der

Beobachtungsposten unbesetzt bleibt. Die

Hauptwirkung des Panoptismus besteht

somit in der permanenten Selbstüber-

wachung und -kontrolle der Gefangenen,

die immer davon ausgehen müssen,

beobachtet zu werden, da sie nicht wissen,

wann und von wem der Beobachtungs-

posten besetzt ist und wann nicht. Michel

Foucault verwendet  das Panopticon in

seinem Buch Überwachen und Strafen, um

die Wirkweise der Disziplinarmacht zu

verdeutlichen.

3 Foucault, Michel: Sicherheit, Territorium,

Bevölkerung. Geschichte der

Gouvernementalität I, Frankfurt am Main,

2006, S. 112.

David Morales ist Anwalt und arbeitet
derzeit beim Menschenrechtsbüro
FESPAD (Fundación de Estudios para
la Aplicación del Derecho) in San Sal-
vador. Außerdem arbeitet er für meh-
rere Menschenrechts-NGOs, die sich
gegen die Straflosigkeit und für eine
Kultur der Erinnerung einsetzen. Zu-
vor war bereits für die Menschen-
rechts-Ombudsstelle des salvadoria-
nischen Staates und das katholische
Rechtshilfebüro „Tutela Legal“ tätig.
Er arbeitet an der Aufklärung ver-
schiedener Massaker, die in der Zeit
des Bürgerkrieges an der Zivilbevöl-
kerung verübt worden sind. Damit
macht er sich nicht immer nur Freun-
de: Bei „Tutela Legal“ wurde ihm vom
Erzbischof gekündigt, weil dieser ein
„Schweigeabkommen“ mit der salva-
dorianischen Regierung geschlossen
hatte, die ein starkes Interesse daran
hat, dass die Verantwortlichen für die
Ermordung von Oscar Arnulfo
Romero nicht zur Rechenschaft gezo-
gen werden. David Morales wider-
setzte sich diesem Abkommen und
forderte weiterhin deren Bestrafung.
Das kostete ihn dann seinen Job.

Dieses Jahr war er bereits zum

zweiten Mal zu Gast beim Bundes-
treffen der El Salvador-Solidarität in
Frankfurt am Main. Und wir haben die
Chance genutzt, ihn zur Bedeutung
von Angst in der salvadorianischen
Politik zu befragen.

Welche Bedeutung hat die Angst
in der Politik in El Salvador?

Angst und Terror sind immer In-
strumente der Beherrschung gewesen.
Historisch ist auf diese Art und Weise
Repression und Herrschaft von Seiten
der traditionellen Militärstrukturen
praktiziert worden.
Aber es entwickelte
sich auch seit den
1960er Jahren mit der
Doktrin der nationalen
Sicherheit, die die USA
hier, wie in vielen an-
deren lateinamerikani-
schen Ländern, einge-
führt haben, ein gehei-
mes Parallelsystem aus
Angst und politischem
Terror. Vor allem auf
dem Land traten in El
Salvador paramilitäri-
sche Strukturen in Er-

scheinung. Daraus entwickelte sich
eine einheitliche nationale Struktur der
Todesschwadronen, die den Terror der
1970er und 1980er Jahre verbreiteten.
Staatsterrorismus war lange Zeit gän-
gige Politik und hat auf Grund der
Straflosigkeit auch nach den Friedens-
verträgen 1992 kein Ende gefunden.

Welche Bedeutung hat die Straf-
losigkeit heute?

Wenngleich der Terrorstaat nicht
mehr besteht und es eine Militärre-
form gegeben hat, die ihn zum großen

Sie können es wieder

machen

David Morales
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Teil demontiert hat
(das gilt nicht für den
geheimen Re-
pressionsapparat, also
die Todesschwadrone)
– hat es keinen Wan-
del im Justizsystem
gegeben und das Sy-
stem der Straflosig-
keit besteht fort.

Das schlimmste
Versagen gab es bei
der Generalstaatsan-
waltschaft. Sie ist die
Institution, die die ge-
richtliche Untersu-
chung aller Verbre-
chen veranlasst, ist
aber nicht in den
Reformprozess infol-
ge der Friedensab-
kommen einbezogen
worden. Sie ist eine
Institution geblieben, die von der po-
litischen Macht kontrolliert wird.
Daran hat sich seit Ende des Krieges
nichts geändert.

Erst jetzt z. B. gibt es in Spanien
eine Anklage im Fall der Ermordung
der Jesuitenpriester1 . Einer der
Hauptangeklagten ist der Expräsident
(Alfredo Cristiani), welcher die Frie-
densverträge unterschrieben hat und
eine historische Führungspersön-
lichkeit der ARENA-Partei ist! Die-
selben Leute, die gerade in Spanien
gerichtlich belangt werden, haben vor
zwei Monaten in San Salvador eine
Demonstration von 25.000 Paramili-
tärs organisiert. Sie forderten, das
Amnestiegesetz nicht abzuschaffen,
und drohten mit der Nicht-Regier-
barkeit des Landes, falls man sie be-
langen würde.

Es gibt in El Salvador eine Kultur
der Huldigung der Täter. Zum Bei-
spiel wird Roberto D’Abuisson, der
Anführer der Todesschwadrone und
Gründer der Partei ARENA, öffent-
lich verehrt. Das ist eine Botschaft
des Terrors, die besagt: Wir können
es wieder machen.

Was für eine Rolle spielt heute
die Gewalt in der salvadorianischen
Gesellschaft?

Solange das schwache Justiz-
system die Straflosigkeit der Kriegs-
verbrecher schützt, reproduziert es
seine Mängel in der Bürokratie und

die Korruption, unterwirft es sich un-
ter die politische Gewalt und ist unfä-
hig, Verbrechen und Gewalt zu kon-
trollieren, besonders angesichts der
Entstehung neuer informeller Mächte,
speziell des organisierten Verbre-
chens. Dieses schwache System er-
möglicht die Anwendung von Gewalt
bis hin zum brutalen Mord. Dieser
Zustand hat sich seit der Zeit des
Krieges bis heute erhalten. Das heißt,
eine bewaffnete Auseinandersetzung
gibt es nicht, es stehen sich keine
Streitkräfte gegenüber, aber in El Sal-
vador geschehen täglich zehn Morde.
Wir haben die höchste Mordrate La-
teinamerikas: 23.000 ermordete Per-
sonen in der laufenden Dekade in El
Salvador. Damit sprechen wir über
Zahlen, die denen der letzten Kriegs-
jahre ähnlich sind. Und wir sprechen
über Gewalt, die sich in einem bedeu-
tenden Teil der Fälle durch maßlosen
Sadismus auszeichnet. Zum Beispiel
gibt es immer noch Morde mit Ent-
hauptungen und Verstümmelungen, wo-
bei die Leichenteile in den Gemeinden
verstreut werden, um Entsetzen zu ver-
breiten. Es gibt immer noch systemati-
sche Ermordungen von Menschen, die
die charakteristischen Muster von Hin-
richtungen aufweisen. Das katholische
Rechtshilfebüro „Tutela Legal“ unter-
sucht dieses Thema. Es geht davon aus,
dass es Verbrechen gibt, deren Ziel es
ist, allgemeines Entsetzen oder sozia-
len Terror zu erzeugen. Es gibt eine

neue Art von Todesschwadronen. Sie
bringen nicht mehr politische Gegner
um, sondern ihr Ziel ist, was in Latein-
amerika „soziale Säuberung“ genannt
wird. Das Ziel ist die „Beseitigung“
von Menschen, die als „sozialer Abfall“
angesehen werden: Mutmaßliche
Straftäter_innen, Mitglieder von
Jugendbanden, Sexarbeiter_innen…
Sogar in den Zeitungen sind trotz der
außerordentlichen Zensur, die dort
herrscht, verschiedene Skandale aufge-
taucht, in denen eindeutig die Beteili-
gung der Polizei an diesen Verbrechen
nachgewiesen worden ist.

Jedes Jahr gibt es sechs oder sie-
ben Morde, bei denen man annehmen
kann, dass es sich um politische Mor-
de handelt. Dabei geht es nicht um
Führungspersönlichkeiten der nationa-
len Ebene, sondern um solche auf lo-
kaler Ebene, um Personen, die Bezie-
hungen zu Oppositionsparteien haben
oder in den sozialen Bewegungen aktiv
sind. Studien, die sich mit dem Thema
Straflosigkeit beschäftigen, kommen
zu dem Ergebnis, dass bei Tötungen
der Prozentsatz der Straflosigkeit bei
ungefähr 97 Prozent liegt, d. h. von
100 Tötungsdelikten führen drei bis
vier zu einer gerichtlichen Verurtei-
lung.

Alles zusammen herrscht in der
Bevölkerung eine Situation sehr gro-
ßer allgemeiner Unsicherheit. Und in
diesem Szenario spielen Angst und
Furcht weiterhin eine Rolle, die unse-

Gedenkstätte El Mozote

Q
u

e
ll
e
: 

Ö
k
u

m
e
n

is
c
h

e
s
 
B

ü
ro



8

Infoblatt 73

Angst � Begehren

rer Ansicht nach politische Ziele hat.
Denn das Thema Furcht in der Bevöl-
kerung hat es dem Staat ermöglicht,
politische Maßnahmen der sozialen
Kontrolle zu legitimieren. Seit 2002
oder 2003 haben die Militarisierung
der Polizei, Einsätze des Militärs in
den ländlichen Gebieten und willkür-
liche Verhaftungen in großer Zahl
stattgefunden. Bei der Bevölkerung
wird das Trugbild vorübergehender Si-
cherheit erzeugt und führt zur Legiti-
mierung dieser Politik.

Du hast jetzt viel von den politi-
schen Auswirkungen gesprochen. Du
hast aber auch von der Angst gespro-
chen, die in der Bevölkerung besteht.
Was sind denn die  Auswirkungen auf
die Menschen in ihrem täglichen Le-
ben und in ihrer Lebensplanung?

Ein großer Teil der Bevölkerung
El Salvadors ist tatsächlich schon zu
Opfer von Delikten geworden. In den
letzten Umfragen waren 12 - 14 Pro-
zent der Befragten betroffen. Aber auf
der Ebene der subjektiven Empfin-
dung ist der Anteil natürlich viel hö-

her. Die Menschen leben in Angst.
Selbst Menschen, die eigentlich sehr
wenig Geld haben, stellen private
Sicherheitsangestellte an, die Häuser
werden abgesichert etc.

Eine Studie des UNDP2  aus dem
Jahr 2003 stellte fest, dass ungefähr
11 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
für Ausgaben im Zusammenhang mit
Gewalt ausgegeben werden. Viel da-
von geht natürlich an Krankenhäuser
und die Polizei. Aber auch viel private
Investitionen in Sicherheitsdienste.

Wer ist denn für die „Sicherheit“
zuständig?

Die Sicherheitsagenturen sind vor
allem von Ex-Militärs und Ex-Poli-
zisten dominiert. Es ist ein Geschäft,
um Millionär zu werden. So war der
aktuelle Präsidentschaftskandidat von
ARENA, Ródrigo Avila, Polizeichef.
Privat sind seine Geschäfte Waffen-
handel und Sicherheitsdienste. Es
könnte also passieren, dass jemand
für die Sicherheit des Landes zustän-
dig sein wird, der durch die Unsicher-
heit zum Millionär geworden ist.

Was für eine Bedeutung hat die
Angst im Hinblick auf die Wahlen
nächstes Jahr?

In El Salvador gibt es ein Wahlsy-
stem, das von den politischen Partei-
en kontrolliert wird und nicht seine
„natürlichen“ Funktionen der Kontrol-
le und der Sanktion von Verstößen ge-
gen die Wahlgesetzgebung ausübt.
Gesetze, die eine stärkere Kontrolle
der Herkunft der Kampagnengelder
bedeutet hätten, sind abgelehnt wor-
den. Die Regierung investiert also öf-
fentliche Gelder für eine permanente
Propaganda. Und viel davon zielt dar-
auf ab, die Angst der Menschen auszu-
nutzen:  „Wenn die Opposition an die
Macht kommt, gibt es ein Chaos.“
„Die von der Opposition sind Kriegs-
verbrecher.“ „Es wird keine Remesas
mehr geben.“

In den Fabriken werden die Arbei-
ter eingeschüchtert. Das geht so weit,
dass man ihnen ihre Ausweise weg-
nimmt und sie bis zu den Wahlen ein-
behält. Oder es wird gedroht, dass die
Fabrik geschlossen wird und die
ArbeiterInnen arbeitslos werden, falls

Suchitoto Abtransport der Festgenommenen
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die FMLN an die Macht kommen
sollte.

Gibt es individuelle und kollekti-
ve Strategien gegen diese Angstdis-
kurse? Welche wären das zum Bei-
spiel?

Es gibt alternative Projekte, die vor
allem auf lokaler Ebene entstehen. Da
gibt es dann z. B. Projekte der Bür-
gersicherheit, die verschiedene Alter-
nativen zur repressiven Politik der öf-
fentlichen Sicherheit suchen.

Viele Gemeinden arbeiten z. B. an
der Einbindung der Bevölkerung, der
Wiederaneignung von öffentlichen
Plätzen, an Projekten für Jugendliche,
in denen präventiv gegen Gewalt und
Kriminalität gearbeitet wird. Manch-
mal arbeitet sogar die Polizei mit. Pa-
radoxerweise schafft es die Polizei,
die ja sonst zur Ausführung der um-
fassenden repressiven Politik einge-
setzt wird, auf lokaler Ebene an sol-
chen Prozessen mitzuarbeiten. Das
bleiben aber sehr vereinzelte Unter-
nehmungen.

Es gibt auch Versuche, alternative
Medien zu gestalten. Da sind die „Ra-
dios Comunitarios“ sehr wichtig, die
es vor allem in den ehemaligen
Kriegszonen gibt, weil es dort noch
aus Kriegszeiten diese Tradition gibt.

Ich würde also sagen, es gibt ein
paar alternative Prozesse, um diese
Situation der Angst zu überwinden.
Wir haben ein Szenario, in dem es
sehr an objektiver und an akademi-
scher Information mangelt. Und die
Versuche, Alternativen zu schaffen,
sind eher die Ausnahme als die Regel.

Kannst Du noch ein bisschen
mehr zur Rolle der Medien sagen?

Das Thema der Unsicherheit ist
sehr schwierig zu überwinden, weil
die Massenmedien das so ausgenutzt
haben. Es gab eine Zeit, in der mit ei-
nem starken „Klatsch-Presse“-Stil
Gewalt skandalisiert und Angst er-
zeugt wurde. Aber als die Regierung
immer mehr autoritäre Politiken an-
gewendet hat, diese aber nicht funk-
tionierten, hat sich das irgendwie ab-
genutzt. Die Situation hat sich dann
umgekehrt und die Toten in den Zei-
tungen, die Statistiken, die Gewalt und
die Art der Berichterstattung darüber
begannen ein politisches Problem für
die Regierung zu werden. Statt ihre

Politik zu legitimieren, begann diese
Berichterstattung, ihren Kontrollver-
lust, und die Nutzlosigkeit ihrer Maß-
nahmen offensichtlich werden zu las-
sen. Die Massenmedien haben sich
dann gemäßigt, als sie gemerkt haben,
dass sie damit der Regierung schadet.

Jetzt ist es nach 20 Jahren ARENA-
Regierung zum ersten Mal wahrschein-
licher geworden, dass es zu einem Re-
gierungswechsel kommen könnte. Und
natürlich gibt es wieder starke Versu-
che, mit der Angst Politik zu machen.
Aber es scheint ein bisschen weniger
Auswirkungen in der Bevölkerung zu
haben, denn in den Umfragen scheint
das subjektive Angstempfinden niedri-
ger zu sein als in der Zeit vor den Wah-
len 2004.

Was sind Deine Prognosen für
die nächsten Jahre und für einen
eventuellen Regierungswechsel?
Wird sich etwas ändern an dieser
„Kultur der Angst“?

Ich bin da nicht besonders zuver-
sichtlich. Wenn ARENA an der Regie-
rung bleibt, werden sie die Angst wei-
terhin als Herrschaftsmechanismus
nutzen. Und wenn die FMLN an die
Regierung kommen sollte, wird das
Thema zumindest keine Priorität ha-
ben. Ich habe nicht einmal gesehen,
dass diese Problematik im Regie-
rungsprogramm der FMLN eigens er-
wähnt wäre.

Aber wenn die FMLN fähig ist, ei-
nen verbesserten Zugang zu objektiver
und akademischer Information und
weniger Manipulation derselben zu
gewährleisten und gleichzeitig die
Bevölkerung mehr mit einbezieht und
es schafft, ein höheres subjektives
Sicherheitsempfinden zu gewährlei-
sten … dann glaube ich, könnte diese
Situation überwunden werden.

Allerdings glaube ich, dass es nach
einem Jahrhundert von Diktaturen,
Genoziden und Zivilregierungen, die
zuerst „Aufstandsbekämpfung“ betrie-
ben und dann später neoliberal und au-
toritär wurden, viele Jahrzehnte dau-
ern wird, diese Situation der Beherr-
schung und der Angst umzukehren.

Klar sehen lässt sich das an den
Opfern von Menschenrechtsverlet-
zungen. Sie haben praktisch keine Un-
terstützung von irgendeiner bedeuten-
den politischen Kraft erhalten. Die
Forderung nach Wahrheit, also Auf-

klärung der Kriegsverbrechen, und die
Überwindung der Straflosigkeit könn-
ten symbolische Ausgangspunkte sein,
um die Angst zu besiegen. Die Täter
müssen endlich aufhören, ihre politi-
sche und ökonomische Überlegenheit
zu präsentieren. Und ihre öffentliche
Verehrung muss ein Ende finden.

Dass die Opfer ein Vertrauen in
die Justiz bekommen, ist keine Ent-
wicklung, die sich in nächster Zeit ab-
sehen lässt. Und das ist unabhängig
von den Wahlergebnissen.

Und wenn die FMLN an die Macht
kommt, kann ich mir vorstellen, dass
die Angst zu einem Faktor der politi-
schen Destabilisierung wird. Ausge-
hend von den Sektoren, die versuchen
werden, Widerstand zu leisten.

Wie meinst Du das? Faktor der
Destabilisierung?

Ich glaube, dass es zu Gewalt kom-
men könnte.

Von Seiten der Opposition?
Die salvadorianische Rechte ist

weiterhin sehr gewalttätig. Und die
Medien werden weiterhin im Dienste
der Polarisierung stehen und die
Angst als Mittel einsetzen.

Zur gleichen Zeit, wie sie versu-
chen, die Macht zu behalten, schaffen
sie auch Grundlagen, um im Fall einer
Niederlage eine mögliche zukünftige
Regierung zu destabilisieren.

Ich sehe nicht, dass sich das so
schnell ändern wird. Es wird erst ein-
mal noch einige Jahre dauern, bis das
Problem als solches identifiziert wird
und bis es einen ausreichend starken
Konsens der verschiedenen politi-
schen Kräfte geben wird, um es zu
überwinden. Im Moment wird es erst
einmal so weiter gehen.

Auch wenn es kein besonders er-
mutigendes Ende ist, möchte ich hier
schließen und Dir danke.

Interview: Eva Bahl
Übersetzung: E. Albrecht, Eva Bahl

1 In der Nacht vom 15. auf den 16. November

1988 wurden in der Jesuitenuniversität UCA

in San Salvador sechs Jesuitenpater, eine

Haushälterin und ihre Tochter vom

Militärbataillon Atlacatl ermordet.

2 United Nations Development Programme

(Entwicklungsprogramm der Vereinten

Nationen)
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Ein Interview zum Thema Angst in der
mexikanischen Politik mit Mitarbei-
ter_innen der Organisation „Zentrum
für Wirtschaftliche und Politische For-
schung für Gemeinschaftliche Aktion“
CIEPAC aus San Cristóbal de las
Casas, Chiapas. Übersetzung (ea)

Wird in Mexiko mit Angst Politik
gemacht? Wenn ja: in welchem Zu-
sammenhang? Wird Angst als Mittel
der sozialen und politischen Repres-
sion eingesetzt?

Eindeutig ja! In Mexiko ist Angst
eine Methode, Politik zu machen. Das
Fehlen des Rechts im Land ist eine
Methode, in der Bevölkerung einen
allgemeinen Angstzustand zu erzeugen
und aufrecht zu erhalten. Deshalb ist
bei der Staatsgewalt und ihren Behör-
den auch nicht der kleinste Wille zu
erkennen, diese riesige Lücke zu fül-
len. Von Kind an lernt die mexikani-
sche Bevölkerung, dass das Staatswe-
sen, in dem sie leben, herrschsüchtig,
gewalttätig, korrupt, willkürlich, räube-
risch, mörderisch ist und dass im
Sicherheitsapparat und in der Justiz
eine vollständige Straflosigkeit vor-
herrscht. Außerdem ist die Gewalttä-
tigkeit durch Verordnungen der Exeku-
tivgewalt, Gesetze der juristischen Ge-
walt und Urteile der Rechtsprechung
institutionalisiert. Die Straflosigkeit
verlässt sich auf ein System unterein-
ander verflochtener Mittäter innerhalb
der „Obrigkeit in der Politik, im Mili-
tär, in der Polizei und im Gerichtswe-
sen auf Gemeinde-, Landes- und Bun-
desebene“ (Carlos Montemayor, La
Jornada, 31/10/08), d. h. im gesamten
System von Politik und Regierung.

Die mexikanische Bevölkerung
weiß, dass der Justizapparat schlicht
nicht funktioniert und dass er bewusst
konstruiert worden ist, gegen sie zu
arbeiten. Unter solchen Bedingungen
ist es in den meisten Fällen vorzuzie-
hen, irgendeinen Missbrauch, eine
Ungerechtigkeit, ein Vergehen oder

ein Verbrechen nicht anzuzeigen, statt
sich um eine Wiedergutmachung zu
bemühen und dabei zu riskieren, Ge-
genstand einstudierter Übergriffe zu
werden. Die Staatsgewalt weiß, dass
der normale Bürger dem Justizapparat
aus dem Weg geht und deswegen ma-
nipuliert sie diesen Apparat, um die
Staatsbürger allgemein einzuschüch-
tern (ihnen Angst einzuflößen).
Gleichzeitig geht das repressive Sy-
stem der Straflosigkeit gegen Äuße-
rungen der Nichtübereinstimmung,
des Protestes, der Missachtung, der
Herausforderung, des Widerstands, ja
selbst gegen Anfragen vor. Die größte
Wut dieses Apparates ist gegen die
sozialen Kämpfer gerichtet und ganz
besonders gegen Äußerungen des zi-
vilen Ungehorsams.

All das, was gerade gesagt worden
ist, hat sich seit 2005 in bezeichnen-
der Weise verschlimmert. Seitdem
haben sich einige Tendenzen ver-
stärkt: die Kriminalisierung sozialer
Proteste, selektive und massive Re-
pression (Herabwürdigung von
Führungspersönlichkeiten, Organisa-
tionen und Bewegungen), Förderung
von Spaltungen, willkürliche Festnah-
men, Militarisierung, Einschränkung
der Bürgerrechte, allgemeines Klima
eines Krieges gegen den Terror und/
oder Aufstandsbekämpfung usw.

Der Volksaufstand in Oaxaca im
Jahr 2006 bietet eindeutige Beispiele
zu dem vorher Gesagten. Er zeigt, wie
der Apparat begann, die Bevölkerung
zu unterdrücken, aber auch, und das ist
vielleicht noch wichtiger, zu terrori-
sieren. Die Gesamtheit der Medien
auf nationaler Ebene zeigte in vollen
Umfang das Ausmaß der Repression.
Man kann sogar sagen, dass einige sie
absichtlich rühmten. Beabsichtigt war,
allen zu vermitteln, welche düsteren
Konsequenzen die Bevölkerung er-
wartet, wenn sie protestiert, kämpft
und noch schlimmer, wenn sie ver-
sucht, Alternativen zum aktuellen Sy-

stem zu schaffen. Die Brutalität hat
der Staatsmacht auf internationaler
Ebene kaum geschadet, da sich die Er-
eignisse in einem Jahr des politischen
Übergangs, von einer Regierung zur
nächsten, abspielten.

Die ironische Glosse  „Rayuela”
aus La Jornada vom 16/11/08 sagt
dazu alles in ihrer schlichten Zusam-
menfassung:

„Die Rachsucht scheint keine
Grenzen zu haben. Soziale Kämpfer
werden mit strengeren Strafen ver-
folgt als Kidnapper oder Drogen-
händler. Außerdem wird ihnen nicht
gestattet, ihre Mutter zu sehen…”

Gegen wen, oder anders gefragt,
gegen welche Bevölkerungsgruppen
richtet sich diese Politik?

Die Politik der Angst richtet sich
gegen jede Bevölkerungsgruppe, die
protestiert, und besonders gegen die,
die dabei die Überwachungsmecha-
nismen überschreiten, die geschaffen
wurden, um Abweichungen dem
Machtapparat zu melden. Zugleich
muss man aber eine besondere Grup-
pe erwähnen, die zwar zum großen
Teil politisch nicht aktiv, aber trotz-
dem Gegenstand der Politik der Angst
ist: Migranten ohne Papiere, die sich
im Land auf der Durchreise befinden,
meistens auf dem Weg in die USA.
Die Brutalität und die Korruption
sämtlicher mexikanischer Behörden
sind in Lateinamerika weitgehend be-
kannt. Die Angst, solch einem Poli-
zeiapparat im Zustand vollständiger
Schutzlosigkeit gegenüber zu stehen,
ist sicher ein bedeutender Faktor, den
die potentiellen Migranten berück-
sichtigen, wenn sie entscheiden, ob
sie in ihrem Heimatland bleiben oder
ihr Leben riskieren wollen. (…)

Wie wird diese Politik durchge-
führt?

Der Gebrauch der Angst als eine
Art, Macht auszuüben, also die Angst

In Mexiko wurde aus der

Macht ein Tisch ohne Beine
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als Politik, ist seit dem Wahlbetrug
von 2006, welcher zur Einsetzung in
die Präsidentschaft von Felipe
Calderón geführt hat, immer latenter
geworden. Als Antwort auf seine feh-
lende Legitimität gegenüber der Be-
völkerung Mexikos hat die Regierung
versucht, sich hinter dem Gesetz zu
verstecken. So kam es, dass jetzt die
Diskurse über den „Rechtsstaat“ und
die „harte Hand“ die Regierungs-
rhetorik beherrschen. In der Situation
einer Institution, die die Macht zu Un-
recht besitzt, hat die mexikanische
Bundesregierung zur Rechtfertigung
dieser Macht einen Krieg eröffnet
und sich damit an Machiavellis histo-
rische Forderung gehalten. Jedoch im
Unterschied zu anderen Beispielen,
wie das von George W. Bush und sei-
ner Invasion im Irak und in Afghani-
stan, hat Calderón entschieden, den
Krieg nicht einem anderen Land zu
erklären, sondern einem vagen „inne-
ren Feind“. So kommt es, dass sich
der von Calderón erklärte Krieg an-

geblich gegen den Drogenhandel und
das organisierte Verbrechen richtet,
wir jedoch erkennen müssen, dass
diese nicht die einzigen „inneren
Feinde“ sind, die die Regierung ins
Auge gefasst hat.

In diesem werbewirksamen Krieg
gegen den Drogenhandel – der per-

fekten Entschuldigung für die Milita-
risierung des Landes und die Krimi-
nalisierung des sozialen Protestes –
hat die Regierung Calderón alle ihr
zur Verfügung stehenden Werkzeuge
genutzt. Diese Werkzeuge dienen
dazu, den Repressionsapparat (Poli-
zei, Heer, Gerichte, Medien) zu stär-
ken und werden außerdem gegen die
sozialen Bewegungen und Kämpfer
genutzt. Die Entwicklung des Re-
pressionsapparates in Mexiko voll-
zieht sich im Rahmen der Nordameri-
kanischen Allianz für Sicherheit und
Prosperität (ASPAN), die hinter ver-
schlossenen Türen von den Machtha-
bern der Vereinigten Staaten von
Amerika, Kanadas und Mexikos unter-
zeichnet worden ist. Kurz gesagt, be-
müht sich ASPAN, die Effektivität des
Militärs und der Polizei des Landes
durch Finanzierung der USA und ent-
sprechende Gesetzesreformen zu
stärken. So hat Mexiko vor kurzem im
Rahmen der sogenannten Mérida In-
itiative (besser bekannt unter der Be-

zeichnung Plan México wegen der
Ähnlichkeit zum Plan Colombia)
etwa 480 Millionen Dollar von den
USA bekommen. Aber außerdem sind
Gesetzesreformen durchgeführt wor-
den, wodurch die Kompetenzen und
Verantwortlichkeiten der Polizei und
des Heeres erweitert und der Justiz-

und Strafapparat verstärkt wurde. Die-
se letzten Reformen geschahen im
Rahmen des „Nationalen Abkommens
für Sicherheit, Justiz und Legalität“,
das im August 2008 von der mexika-
nischen Bundesregierung, den Lan-
desregierungen und den Gemeinden,
den Unternehmen, den Kommuni-
kationsmedien und selbst der Natio-
nalen Menschenrechtskommission
(CNDH) unterzeichnet wurde. (…)

Dass dieser gestärkte Re-
pressionsapparat gegen die sozialen
Kämpfer eingesetzt wird, ergibt sich
klar aus der Tatsache, dass am selben
Tag, als das Abkommen unterschrie-
ben wurde, Ignacio del Valle, die
Führungspersönlichkeit von San Sal-
vador Atenco erlebte, dass seine Haft-
strafe wegen des Vergehens der „Ent-
führung“ auf 45 Jahre angehoben wur-
de. (…)

Zur selben Zeit, da der “Rechts-
staat” proklamiert wird, dauert die
Straflosigkeit an. Ein eindeutiges Bei-
spiel dafür ist der Überfall der

paramilitarischen
Organisation
OPDDIC in der
Gegend von Agua
Azul, Chiapas.
Paramilitärs, deren
Pläne zuvor be-
kannt und bei den
entsprechenden
Stellen angezeigt
worden waren, ver-
suchten trotzdem
Anhänger der „An-
deren Kampagne“
aus San Sebastián
Bachajón zu ermor-
den. (…)

Während an den
Rändern der Staats-
straßen spektakulä-
re Anschlagtafeln
aufgestellt werden,
auf denen versi-
chert wird, „In
Chiapas kommen
die Schläger ins

Gefängnis“, berichten Staats- und Lo-
kalzeitungen immer wieder von der
Entdeckung von ermordeten Frauen,
deren Körper an den Straßenrand ge-
worfen wurden. (…)

Welche Diskurse gibt es dazu, wel-
che Akteure kann man identifizieren?

Demonstration: Mexikanische Bundespolizei greift Demonstranten in Oaxaca an
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Wie schon gesagt, der vorherr-
schende Diskurs ist die Rhetorik vom
„Rechtsstaat“. Dieser Diskurs der
Gesetzestreue ist zur Rechtfertigung
aller Aktionen geworden. Er ist der
Blankoscheck für alle Regierungs-
institutionen. (...)

Was die Akteure betrifft, reicht es
aufzuführen, wer das schon erwähnte
Nationale Sicherheitsabkommen ab-
gezeichnet hat (die Regierungen der
drei Ebenen, die Unternehmer, die
Medien und selbst CNDH) und sich
zu fragen, wer es finanziert (das Pen-
tagon und die privaten Sicherheits-
firmen, die wiederum von ASPAN be-
günstigt werden).

Welchen Einfluss hat diese Poli-
tik mit der Angst auf die Menschen,
kurz- und auch langfristig, auf den
Alltag der Leute, und auch auf ihre
Lebensplanung?

Angst besitzt eine lähmende Aus-
wirkung auf die Menschen. Die Bom-
bardierung durch die Medien, der wir
täglich ausgesetzt sind, erzählt uns
von Entführungen, dem Anstieg der
Kriminalität, der Gefahr der Drogen-
mafia und davon, wie unsicher unsere
Stadt ist. Die Manipulation durch die
Medien stärkt diese allgemeine Vor-
stellung über die Unsicherheit und
fördert deshalb bei der Bevölkerung
den Ruf nach Mitteln zur Bekämpfung
von Verbrechen und Kriminalität. In
diesem Rahmen ist es nicht überra-
schend, dass die Gesellschaft nach
der harten Hand und nach Verschär-
fung der Sicherheitspolitik ruft.

Gefühle wie Beklemmung, Furcht
und das Gefühl dauernder Gefahr brei-
ten sich unter den Leuten aus, rufen bei
ihnen den Wunsch hervor, sich abzukap-
seln, sich nicht einzumischen, was die
öffentlichen Räume auf ein Minimum
verkleinert und in die Isolation führt.

Die Politik mit der Angst funktio-
niert auch wie ein Mittel, das die Leute
innerhalb ihrer normalen Verhaltenspa-
rameter festhält. Als Teil ihrer Funktion
der sozialen Kontrolle versucht die
Angst zu entzweien, zu zersplittern, dem
anderen zu misstrauen. Die Politik der
Angst sieht es gerne, wenn wir uns ver-
einzeln: Jeder rette sich, wie er kann.

Wie wirkt sich das auf die politi-
sche Organisierung und auf Wider-
standsbewegungen aus?

Oft führt die Angst durch ihre läh-
mende Wirkung dazu, dass sich
Organisisationsebenen auflösen. Dies
bewirkt, dass soziale Netze reißen.
Die Politik mit der Angst bemüht
sich, solidarische Bindungen zu zer-
trennen und den Sinn für die Gemein-
schaft zu schwächen.

Außerdem ist die Politik mit der
Angst Teil des hegemonialen Macht-
systems, das andauernd wieder Sub-
jekte hervorbringt und durchsetzt, de-
ren Rollen zweckmäßig für das Sy-
stem sind. Diese Arten von Subjekti-
vität sagen zum Beispiel aus, dass es
nicht gut ist, wenn man indigen ist,
nicht gut, die Milpa (Maisfeld) zu be-
stellen, und auch nicht, sich dem Bau
einer Landstraße zu widersetzen. So
etwas führt häufig zur Demotivierung
der Organisationen und des Wider-
stands.

Der Zustand der Angst, der aus der
Kriminalisierung des sozialen Protes-
tes entsteht, verfolgt eindeutig das Ziel
der sozialen Kontrolle. Die Politik der
Angst schafft neue innere Feinde, die
sie dann versucht zu vernichten, um das
Modell der Beherrschung durchzuset-
zen. Die größten Feinde sind daher die
Widerstandsbewegungen, die zu Op-
fern der Kriminalisierung des Protests
werden. Als Terroristen, Verbrecher,
Drogenhändler angeklagt, werden die-
se Widerstandskerne verfolgt und stig-
matisiert. Die wachsende Repression
findet ihre Rechtfertigung darin, dass
das Volk immer lauter nach der harten
Hand ruft.

Gibt es individuelle oder kollek-
tive Strategien gegen diese Angst-
diskurse?

Auf der individuellen Ebene ist es
schwierig einzuschätzen, was für eine
Strategie es gegen den Angstdiskurs
geben könnte, außer, dass man Ein-
drücke austauscht und sich über den
Austausch im sozialen Netz, über das
der Einzelne verfügt, immer wieder
gegenseitig ermutigt. Gegen die Aus-
wirkungen des Apparates gibt es Stra-
tegien. Z. B. kann man soweit wie
möglich den Kontakt mit den Stellen
des militärischen-politischen-richter-
lichen Apparates vermeiden und die
familiären und sozialen Netze leben-
dig erhalten, die den Einzelnen, wenn
es nötig wird, stützen können.

Die Strategien von Gruppen können
ganz verschieden sein: die gemeinsame
Dekonstruktion des Diskurses mittels
einer Analyse seiner Bestandteile, ge-
meinsame Aktionen, die die Angst ka-
nalisieren, ständig mit dem Thema auf
dem Laufenden bleiben, eine gemein-
same Selbsteinschätzung hinsichtlich
Stärken und Schwächen, Suche nach
Bündnissen mit verwandten Gruppen,
in Netzen agieren, sich der Verbünde-
ten in verschiedenen Bereichen versi-
chern usw.

Etwas, was wichtig ist und unbe-
dingt berücksichtigt werden muss an-
gesichts der Politik der Angst, die der
mexikanische Staat versucht durchzu-
setzen, ist, dass diese Politik Reakti-
on ist. Eine Reaktion der Regierung,
die klarer Ausdruck ihrer Angst ist.
Wie wir oben beschrieben haben, wur-
de durch die Übergabe der Macht an
Felipe Calderón mittels eines Wahl-
betrugs in Mexiko aus der Macht ein
Tisch ohne Beine. Die Pfeiler, die die
Macht stützten, sind eingestürzt und
nun bemüht sich der Staat, eine andere
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Methode des Zementierens, des
Verwurzelns und Rechtfertigens für
seine Macht zu finden, mit einem ein-
zigen offensichtlichen Ziel, die
Macht zu erhalten. An dieser Stelle
greift die Politik der Angst ein. Der
„Kreuzzug gegen das organisierte Ver-
brechen” kann auf diese Weise als ein
anderes Theater verstanden werden,
das die Aufmerksamkeit ablenken
soll. Nicht nur von den ursprünglichen
Gründen für die Machtfülle und die
Ausdehnung des Drogenhandels, weil
er eine der wenigen wirtschaftlichen
Alternativen ist, die sich den Men-

schen angesichts der Finanzkrise bie-
tet. Die brutale Unterdrückung der
Äußerungen zivilen Ungehorsams und
die Kriminalisierung sozialer Prote-
ste stellen daher einen Versuch der
Regierung dar, das Vorwärtsschreiten
der sozialen Bewegungen zu lähmen
und zu ersticken. Und in diesem Vor-
wärtsschreiten hat es in diesen Jahren
ganz wichtige Schritte gegeben. Ja, es
gab Fehler, Irrtümer und Probleme,
aber trotzdem wurde nach und nach
eine Realität geschaffen und verbrei-
tet, die nicht mehr geleugnet werden
kann: es ist der Zeitpunkt gekommen,

(Isabell Lorey) Für manche von uns
Kulturproduzent_innen1  käme es gar
nicht in Frage, auf Dauer einen festen
Job in einer Institution haben zu wol-
len, höchstens für ein paar Jahre.
Dann müsste es wieder etwas anderes
sein. Denn ging es bisher nicht immer
wieder auch darum, sich nicht auf eine
Sache festlegen zu müssen, nicht auf
eine klassische Berufsbezeichnung,
mit der ganz viel ausgeblendet wird;
sich nicht einkaufen zu lassen und da-
durch viele leidenschaftliche Be-
schäftigungen aufgeben zu müssen?
War es nicht wichtig, sich nicht den
Zwängen einer Institution anzupassen,
um die Zeit und Energie zu behalten,
die kreativen und eventuell politi-
schen Projekte machen zu können, an
denen das eigene Herzblut hängt?
Wurde nicht gerne, wenn es die Gele-
genheit dazu gab, für eine Zeitlang ein
mehr oder weniger gut bezahlter Job
angenommen, um dann, wenn es nicht
mehr passte, wieder gehen zu können?

Dann war ja zumindest wieder ein
bisschen Geld da, um das nächste
Herzensprojekt machen zu können,
was wahrscheinlich schlecht bezahlt,
aber vermeintlich viel befriedigender
sein würde.

Bei der hier suggerierten Haltung
ist es entscheidend zu glauben, die ei-
genen Lebens- und Arbeitsverhältnis-
se seien selbst gewählt und deren Ge-
staltung sei relativ frei und autonom.
Tatsächlich sind die Unsicherheiten,
die mangelnden Kontinuitäten unter
den gegebenen gesellschaftlichen Be-
dingungen zu einem großen Teil
durchaus auch bewusst gewählt. Im
Folgenden geht es jedoch nicht um
die Fragen ‚Wann habe ich mich wirk-
lich frei entschieden?’, ‚Wann agiere
ich autonom?’, sondern darum, in wel-
cher Weise Vorstellungen von Auto-
nomie und Freiheit konstitutiv mit
hegemonialen Subjektivierungsweisen
in westlichen, kapitalistischen Gesell-
schaften zusammenhängen. Der Fokus

Gouvernementalität und

Selbst-Prekarisierung
Zur Normalisierung von Kulturproduzent_innen

dieses Textes liegt dementsprechend
darauf, inwiefern durch ‚selbst ge-
wählte’ Prekarisierung die Vorausset-
zungen dafür mitproduziert werden,
aktiver Teil neoliberaler politischer
und ökonomischer Verhältnisse wer-
den zu können.

Aus dieser Sicht können keine gene-
rellen Aussagen über Kulturprodu-
zent_innen abgeleitet werden, auch
nicht über all diejenigen, die aktuell
prekarisiert sind. Was durch eine Pro-
blematisierung dieser ‚selbst gewähl-
ten’ Prekarisierung jedoch deutlich
wird, sind die historischen Kraftlinien2

moderner bürgerlicher Subjektivierung,
die unmerklich hegemonial sind, nor-
malisierend wirken und möglicherweise
„Gegen-Verhalten“3  blockieren. [...]

Biopolitische

Gouvernementalität

Michel Foucault hat mit dem Be-
griff ‚Gouvernementalität’ die struk-

etwas anderes angesichts dieses Sys-
tems zu schaffen. Und das Volk sagt
das nicht nur, sondern macht es auch.

Vielleicht erlaubt uns diese lang-
fristige Sicht, im Auge zu behalten,
dass die letzten Fußtritte des sterben-
den Esels die stärksten sind. Ja, aber
eben deswegen, weil es die letzten
sind.

Miguel Pickard, Antoine Libert y
Mariela Zunino, CIEPAC A.C.,
Chiapas
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rungstechniken, sondern die Regulie-
rung der Verhältnisse, durch die soge-
nannte autonome und freie Subjekte
überhaupt erst zu solchen werden. [...]
 
Normalisierte freie Subjekte

In biopolitisch gouvernementalen
Gesellschaften ist die Konstituierung
des Normalen immer auch mit dem
Hegemonialen verwoben. Mit der
Aufforderung, sich am Normalen zu
orientieren - was bürgerlich, hetero-
sexuell, christlich, männlich weiß,
weiblich weiß, national sein konnte -,
musste im Zuge der Moderne die Per-
spektive entwickelt werden, den eige-
nen Körper, das eigene Leben zu kon-
trollieren, indem man sich selbst re-
gulierte und so selbst führte. Das
Normale ist damit nicht identisch mit
der Norm, kann aber deren Funktion
einnehmen. Normalität ist allerdings
nie etwas Äußerliches, denn wir sind
es selbst, die diese garantieren und
mit Verschiebungen reproduzieren.
Wir regieren uns demnach im Dispo-

sitiv von
Gouver-
nementalität,
Biopolitik
und Kapita-
lismus
selbst, in-
dem wir uns

normalisieren. Gelingt dies – und das
ist meistens der Fall –, sind Macht-
und manche Herrschaftsverhältnisse
kaum wahrnehmbar und äußerst
schwierig zu reflektieren, weil wir sie
mit unseren Selbstverhältnissen,
Denk- und Verhaltensweisen, mit un-
seren Körpern zugleich mit herstel-
len. Denn die Normalisierungs-
gesellschaft und die darin stattfinden-
den Subjektivierungen sind ein histo-
rischer Effekt einer auf das Leben ge-
richteten Machttechnologie. Das nor-
malisierte Subjekt selbst ist wieder-
um ein historisches Konstrukt in ei-
nem Ensemble aus Wissensformen,
Technologien und Institutionen. Die-
ses Ensemble ist sowohl auf die ein-
zelnen Körper gerichtet als auch auf

das Leben der Bevölkerung im Gan-
zen. Gelebt wird Normalisierung
durch als selbstverständlich und natür-
lich wahrgenommene alltägliche
Praktiken.

Darüber hinaus wird das Normale
mit dem Effekt der Eigentlichkeit,
der Authentizität naturalisiert. So
glauben wir beispielsweise, der Effekt
von Machtverhältnissen sei das We-
sen unseres Selbst, unsere Wahrheit,
unser eigener, eigentlicher Kern, der
Ursprung unserer selbst. Diese nor-
malisierende Selbst-Regierung ba-
siert auf einer Imagination von Kohä-
renz, von Einheitlichkeit und Ganz-
heit, die auf die Konstruktion eines
männlichen, weißen Subjekts zurück-
geht. Kohärenz ist wiederum eine der
Voraussetzungen moderner Souverä-
nität. Das Subjekt muss glauben, es
sei „Herr im eigenen Haus“ (Freud).
Scheitert diese fundamentale Imagi-
nation, findet meist nicht nur eine
Fremdwahrnehmung als ‚anormal’
statt, sondern auch eine solche
Selbsteinschätzung.

Bleiben wir bei dem für die
biopolitisch gouvernementale Moder-
ne so existenziellen, erlernten Selbst-
verhältnis, welches auf sehr unter-
schiedliche Weisen für die gesamte
Bevölkerung gilt. Dieses Selbst-
verhältnis basiert auf der Vorstellung,
eine innere Natur zu haben, ein inne-
res Wesen, das letztlich die eigene In-
dividualität ausmacht. Derart imagi-
nierte ‚innere, natürliche Wahrhei-
ten’, solche Konstruktionen von Ei-
gentlichkeit werden meist als unver-
änderbar verstanden, lediglich zu un-
terdrücken oder zu befreien. Sie näh-
ren bis heute die Vorstellungen, sich
selbst und ihr/sein Leben frei, auto-
nom und nach eigenen Entscheidun-
gen gestalten zu können oder zu müs-
sen. Solche Machtverhältnisse sind
auch deshalb nicht leicht wahrzuneh-
men, da sie häufig als eigene, freie
Entscheidung, als persönliche Ein-
sicht daherkommen und bis heute das
Begehren danach produzieren, zu fra-
gen ‚Wer bin ich?’ oder ‚Wie kann ich
mich selbst verwirklichen?’, ‚Wie

turelle Verstrickung zwischen der Re-
gierung eines Staates und den Techni-
ken der Selbstregierung in westlichen
Gesellschaften bezeichnet. Diese
Verstrickung zwischen Staat und
Bevölkerungssubjekten ist keine zeit-
lose Konstante. Erst im Laufe des 18.
Jahrhunderts setzte sich durch, was
sich seit dem 16. Jahrhundert anbahn-
te: eine neue Regierungstechnik, ge-
nauer die Kraftlinien moderner
Regierungstechniken bis heute. [...]

Zum Ende des 18. Jahrhunderts
hingen die Stärke und der Reichtum
eines Staates immer mehr von der
Gesundheit seiner Bevölkerung ab.
Eine daran orientierte Regierungspo-
litik bedeutet im bürgerlich liberalen
Rahmen bis heute, Normalität fest-
und herzustellen und dann zu sichern.
Dazu wurde zunächst eine große Men-
ge an Daten benötigt: Man stellte Sta-
tistiken auf, berechnete Wahrschein-
lichkeiten von Geburten- und Sterb-
lichkeitsraten, Krankheitshäufig-
keiten, Wohnverhältnissen, Ernäh-
rungsweisen etc. Das genügte aller-
dings nicht. Um
den Gesundheits-
standard einer Be-
völkerung herzu-
stellen und zu ma-
ximieren, benötig-
te diese produkti-
ve, das Leben för-
dernde biopolitische Regierungs-
weise ebenso die aktive Teilnahme je-
des einzelnen Individuums, das heißt
dessen Selbst-Regierung. [...]

Die „Kunst des Regierens“ - wie
Foucault Gouvernementalität auch ge-
nannt hat - besteht in modernen Ge-
sellschaften also nicht in erster Linie
darin, repressiv zu sein, sondern in
‘nach innen verlagerter’ Selbstdiszi-
plinierung und Selbstbeherrschung.4

Analysiert wird eine Ordnung, die den
Menschen, den Körpern, den Dingen
nicht nur aufgezwungen wird, sondern
von der sie gleichzeitig aktiver Teil
sind. Nicht die Frage nach der Regu-
lierung autonomer, freier Subjekte
steht im Mittelpunkt der Problemati-
sierung gouvernementaler Regie-

… Diese Angst, dass du raus fällst, dass
dich niemand mehr ansprechen wird, dass
du im Grunde nicht mehr Teil bist von die-
ser produktiven Bewegung, diese Angst, die
ja so projiziert wird in diesem neoliberalen
Wir-müssen-uns-selber-Erfinden …
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kann ich zu mir selbst kommen, das
Wesen meines Selbst zur größtmögli-
chen Entfaltung bringen?’. Der im
Zuge neoliberaler Umstrukturierun-
gen so häufig gebrauchte Begriff der
Eigenverantwortlichkeit liegt, wie er-
wähnt, ebenfalls in dieser liberalen
Kraftlinie von Besitzindividualismus
und Eigentlichkeit und funktioniert
nur darüber als neoliberal einsetzbare
Anrufung zur Selbstregierung.

Im Grunde findet gouvernementale
Selbstregierung in einem scheinbaren
Paradox statt. Denn sich zu regieren,
sich zu beherrschen, zu disziplinieren
und zu regulieren bedeutet zugleich,
sich zu gestalten, zu ermächtigen und
in diesem Sinne frei zu sein. Nur
durch dieses Paradox findet die
Regierbarkeit souveräner Subjekte
statt. Denn gerade weil Techniken des
Sich-selbst-Regierens aus der Gleich-
zeitigkeit von Unterwerfung und Er-
mächtigung entstehen, aus der Gleich-
zeitigkeit von Zwang und Freiheit,
werden die Individuen in dieser para-
doxen Bewegung nicht nur zu einem
Subjekt, sondern zu einem bestimm-
ten modernen, ‚freien’ Subjekt. Sol-
chermaßen subjektiviert, (re)pro-
duziert dieses Subjekt die Bedingung
für Gouvernementalität immer wieder
aufs Neue mit, da in diesem Szenario
überhaupt erst Handlungsfähigkeit
entsteht. „Macht“, so Foucault, „wird
nur auf ‚freie Subjekte’ ausgeübt und
nur sofern diese ‚frei’ sind.“

Im Kontext von Gouvernemen-
talität sind Subjekte demnach sowohl
unterworfen als auch gleichzeitig hand-
lungsfähig und in einem bestimmten
Sinne frei. Diese Freiheit ist gleichzei-
tig Bedingung und Effekt liberaler
Machtverhältnisse, also von biopo-
litischer Gouvernementalität. Trotz al-
ler bis heute geschehenen Veränderun-
gen ist diese Kraftlinie seit dem Ende
des 18. Jahrhunderts eine derjenigen,
durch die Individuen in modernen Ge-
sellschaften regierbar werden.

Diese normalisierte Freiheit
biopolitisch gouvernementaler Ge-
sellschaften existiert niemals ohne
Sicherheitsmechanismen und ebenso

wenig ohne Konstruktionen des Anor-
malen, Devianten, welche wiederum
subjektivierende Funktionen haben.
Die Moderne scheint ohne eine „Kul-
tur der Gefahr“ nicht denkbar zu sein,
ohne die permanente Gefährdung des
Normalen, ohne imaginäre Invasionen
ständiger, alltäglicher Bedrohungen,
wie Krankheit, Dreck, Sexualität oder
die „Angst vor Entartung“ (Foucault).
[...]
 
Ökonomisierung des Lebens
und ausbleibendes Gegen-
Verhalten

[...] Mit „Ökonomisierung des Le-
bens“ sind meist die vereinfachten
Thesen gemeint, nicht mehr nur die
Arbeit, sondern auch das Leben falle
wirtschaftlichen Verwertungs-
interessen anheim, eine Trennung zwi-
schen Arbeit und Leben sei nicht
mehr möglich und im Zuge dessen
fände zudem eine Implosion der Tren-
nung zwischen Produktion und Repro-
duktion statt. Solche totalisierenden
Implosionsthesen reden allerdings
eher einem kollektiven Opferstatus
das Wort und verstellen eine Perspek-
tive auf Subjektivierungsweisen, auf
Handlungsfähigkeit und letztlich auf
Gegen-Verhalten.

Dabei macht die These von der
„Ökonomisierung des Lebens“ aus ei-
ner biopolitisch gouvernementalen
Perspektive durchaus Sinn. Sie ver-
weist auf die Macht- und Herrschafts-
verhältnisse einer bürgerlich liberalen
Gesellschaft,
die sich seit
mehr als
zweihundert
Jahren um die
Produktivität
des Lebens
herum kon-
stituiert. Das
Leben war in
dieser Perspektive nie die andere Sei-
te der Arbeit. Die Reproduktion war
in der westlichen Moderne immer
Teil des Politischen und des Ökono-
mischen. Nicht nur die Reproduktion,

sondern das Leben generell war nie
außerhalb von Machtverhältnissen.
Vielmehr ist das Leben gerade in sei-
ner Produktivität, das heißt Gestalt-
barkeit immer deren Effekt. Und ge-
rade diese Gestaltbarkeit ist konstitu-
ierend für das vermeintliche Paradox
moderner Subjektivierungen zwischen
Unterordnung und Ermächtigung, zwi-
schen Regulierung und Freiheit. Libe-
rale Prekarisierung fand als immanen-
ter Widerspruch nicht jenseits dieser
Subjektivierung statt, sondern ist ein
daraus mögliches Bündel sozialer,
ökonomischer und politischer Posi-
tionierungen.

In diesem Sinne ist die zurzeit viel
beklagte „Ökonomisierung des Le-
bens“ kein gänzlich neoliberales Phä-
nomen, sondern eine Kraftlinie
biopolitischer Gesellschaften, die ge-
genwärtig vielleicht auf eine neue
Weise intelligibel wird. Die damit
verbundenen Subjektivierungen sind
nicht derart neu, wie dies meist be-
hauptet wird. Vielmehr sind deren
biopolitisch gouvernementale
Kontinuitäten noch kaum begriffen.

Denn waren Lebens- und Arbeits-
verhältnisse, die im Kontext sozialer
Bewegungen seit den 1960er Jahren
entstanden sind, tatsächlich in keiner
Weise gouvernemental? Zwar wollten
sich die durchaus dissidenten Prakti-
ken alternativer Lebensweisen, die
Wünsche nach anderen Körpern und
Selbstverhältnissen (in feministi-
schen, ökologischen, linksradikalen
Kontexten) immer auch vom Normal-

arbeitsverhältnis
und den damit
verbundenen
Zwängen,
Disziplinierungen
und Kontrollen
abgrenzen. Stich-
worte hierzu sind:
selbst entschei-
den können, was

und mit wem gearbeitet wird; bewusst
prekäre Lebens- und Arbeitsformen
wählen, weil dabei mehr Freiheit und
Autonomie möglich schien, gerade
wegen der eigenen Zeiteinteilung und

… Was wir hier erleben, ist doch nichts
singuläres, sondern Prekarität betrifft viele
in anderen Berufen auch, diese Angst um
die eigene Existenz auf einer finanziellen
Ebene. Selbst wenn man es nicht reduzie-
ren kann auf das Finanzielle, aber der Aus-
löser ist, ob du Geld hast oder nicht …



16

Infoblatt 73

Angst � Begehren

ganz wichtig: der Selbstbestimmung.
Auf eine gute Bezahlung kam es dabei
oft nicht an, war die Entlohnung doch,
Spaß an der Arbeit zu haben. Die vie-
len eigenen Fähigkeiten zur Geltung
zu bringen, darum ging es. Generell
war die bewusste, die freiwillige Auf-
nahme prekärer Beschäftigungsver-
hältnisse sicherlich auch Ausdruck für
ein Bedürfnis, die moderne, patriar-
chale Aufteilung in Reproduktion und
Lohnarbeit anders zu leben als inner-
halb des Normalarbeitsverhältnisses.

In den vergangenen Jahren sind je-
doch genau diese alternativen Lebens-
und Arbeitsverhältnisse immer stärker
ökonomisch verwertbar geworden,
weil sie die Flexibilisierung begün-
stigten, die der Arbeitsmarkt forderte.
So waren Praktiken und Diskurse so-
zialer Bewegungen in den vergange-
nen dreißig, vierzig Jahren nicht nur
dissident und gegen Normalisierung
gerichtet, sondern zugleich auch Teil
der Transformation hin zu einer neo-
liberalen Ausformung von
Gouvernementalität.

Aber inwiefern werden ehemals
als dissident verstandene prekäre Le-
bens- und Arbeitsweisen aktuell in ih-
rer hegemonialen, gouvernementalen
Funktion offensichtlich? Und weshalb
scheinen sie ihr Potenzial zu einem
Gegen-Verhalten zu verlieren? Im
Folgenden nur einige wenige Überle-
gungen, ohne Anspruch auf eine um-
fassende Analyse.

Viele der selbst-prekarisierten
Kulturproduzent_innen, um die es
hier pauschalisierend geht, würden
sich auf eine bewusste oder
unbewusste Geschichte ehemals al-
ternativer Existenzweisen beziehen,
meist ohne einen direkten politischen
Bezug dazu zu haben. Sie sind mehr
oder weniger irritiert über ihre Ver-
schiebung hin in die gesellschaftliche
Mitte, also dorthin, wo sich das Nor-
male und Hegemoniale reproduziert.
Das heißt allerdings nicht, dass ehe-
mals alternative Lebens- und Arbeits-
techniken gesellschaftlich hege-
monial werden. Es verhält sich eher
genau anders herum: Die massenhafte

Prekarisierung von Arbeitsverhältnis-
sen wird mit der Verheißung, die eige-
ne Kreativität zu verantworten, sich
nach den eigenen Regeln selbst zu ge-
stalten, für all diejenigen, die heraus-
fallen aus dem Normalarbeitsver-
hältnis, als zu begehrende, vermeint-
lich normale Existenzweise erzwun-
gen. Um diese gezwungenermaßen
Prekarisierten geht es hier indes
nicht, sondern um diejenigen, die von
sich sagen, sie hätten prekäre Lebens-
und Arbeitsverhältnisse als Kultur-
produzent_innen freiwillig gewählt.

Es ist erstaunlich, dass es hierzu
noch keine systematischen empiri-
schen Untersuchungen gibt. Die gän-
gigen Parameter von Kulturprodu-
zent_innen
dürften je-
doch darin
bestehen,
dass sie gut
bis sehr gut
ausgebildet
sind, zwi-
schen fünf-
undzwanzig
und vierzig
Jahren, kin-
derlos und
mehr oder
weniger ge-
wollt pre-
kär be-
schäftigt.
Sie gehen befristeten Tätigkeiten
nach, leben von Projekten und
Honorarjobs, von mehreren gleichzei-
tig und einem nach dem anderen,
meist ohne Kranken-, Urlaubs- und
Arbeitslosengeld, ohne Kündigungs-
schutz, also ohne oder mit minimalen
sozialen Absicherungen. Die 40-Stun-
den-Woche ist eine Illusion. Arbeits-
zeit und freie Zeit finden nicht ent-
lang klar definierter Grenzen statt. Ar-
beit und Freizeit lassen sich nicht
mehr trennen. In der nicht bezahlten
Zeit findet eine Anhäufung von Wis-
sen statt, welches wiederum nicht ex-
tra honoriert, aber selbstverständlich
in die bezahlte Arbeit eingebracht und
abgerufen wird, usw.

Dies ist keine „Ökonomisierung
des Lebens“, die etwa von Außen
kommt, übermächtig und totalisie-
rend. Es geht hier vielmehr um Prakti-
ken, die sowohl mit Begehren als
auch mit Anpassung verbunden sind.
Denn diese Existenzweisen werden
immer wieder auch in vorauseilendem
Gehorsam antizipiert und mitprodu-
ziert. Die nicht existierenden oder ge-
ringen Bezahlungen, im Kultur- oder
Wissenschaftsbetrieb zum Beispiel,
werden allzu häufig als unveränder-
bare Tatsache hingenommen, anderes
wird gar nicht erst eingefordert. Die
Notwendigkeit, anderen, weniger
kreativen, prekären Beschäftigungen
nachzugehen, um sich die eigene

Kultur-
produktion
finanzieren
zu können,
wird hinge-
nommen.
Diese er-
zwungene
und gleich-
zeitig selbst
gewählte Fi-
nanzierung
des eigenen
kreativen
Schaffens
stützt und re-
produziert
genau die

Verhältnisse immer wieder, unter de-
nen man leidet und deren Teil man zu-
gleich sein will. Vielleicht sind die
kreativ Arbeitenden, diese selbst ge-
wählten prekarisierten Kulturprodu-
zent_innen deshalb so gut ausbeutbare
Subjekte, weil sie ihre Lebens- und
Arbeitsverhältnisse wegen des Glau-
bens an die eigenen Freiheiten und
Autonomien, wegen der Selbstver-
wirklichungsphantasien scheinbar un-
endlich ertragen. Sie sind in einem
neoliberalen Kontext dermaßen
ausbeutbar, dass sie von staatlicher
Seite sogar als Rolemodels angeführt
werden.

Mit dieser Selbst-Prekarisierung
sind Erfahrungen von Angst und

…Ich arbeite eigentlich immer in Gruppen oder
Kollektiven, die sich Projekte ausdenken und
dann versuchen, sie zu realisieren. Arbeit sickert
dann so in dein Leben … Mein ganzes Leben
steht unter dieser Arbeitsmöglichkeit. Ich muss
die Grenze, wann die Arbeit aufhört, selber set-
zen, weil du tendenziell überall immer noch mehr
reinstecken kannst. Diese Selbstunternehmeri-
sierung funktioniert nicht unbedingt über einen
starken Außendruck, sondern über die Konfronta-
tion mit einem starken Innendruck. Arbeit ist für
mich auch irre bedrohlich. Freie Zeit empfinde
ich auch nicht als freie Zeit, sondern denke per-
manent: Oh scheiße, dann musst du noch das ma-
chen, und dann musst du noch das machen ...
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Kontrollverlust verbunden, Gefühle
von Verunsicherung durch Verluste an
Sicherheiten, sowie Angst vor und die
Erfahrung von Scheitern, sozialem
Abstieg und Armut. Auch deshalb sind
‚Loslassen’ oder Formen des Aus-
stiegs und Abfallens vom hegemo-
nialen Paradigma schwierig. Man
muss ‚on speed’ bleiben, sonst könnte
man rausfallen. Klare Zeiten für Ent-
spannung und Erholung gibt es nicht.
Solche Reproduktion hat keinen kla-
ren Ort, was wiederum eine unerfüllte
Sehnsucht und ein fortwährendes Lei-
den an diesem Mangel zur Folge hat.
Das Begehren nach Entspannung, da-
nach, ‚zu sich selbst zu kommen’,
wird unstillbar. Derart reproduktive
Praktiken müssen meist neu erlernt
werden. Sie entbehren jeder Selbst-
verständlichkeit und müssen gegen
sich und andere hart erkämpft werden.
Das macht diese Sehnsucht nach Re-
produktion, nach Regeneration wie-
derum so überaus vermarktbar.

Nicht nur die Seite der Arbeit, die
der Produktion, ist demnach prekär
geworden, sondern auch die so ge-
nannte andere Seite, die oft als „Le-
ben“ bezeichnet wird, die Seite der
Reproduktion. Fallen Produktion und
Reproduktion demnach zusammen?
Bei diesen Kulturproduzent_innen auf
eine alte neue Weise, ja. [...]

Im gegenwärtigen Kontext von
prekarisierter immaterieller, meist in-
dividualisierter Arbeit und ebensol-
chem ‚Leben’ verändert sich folglich
die Funktion von Reproduktion. Sie
wird nicht mehr nur auf andere, vor-
nehmlich Frauen ausgelagert. Individu-
elle Reproduktion und Generativität,
die Produktion des Lebens individuali-
siert und verlagert sich nun zum Teil in
die Subjekte selbst hinein. Es geht um
Regeneration jenseits von Arbeit, auch
durch Arbeit, aber immer noch sehr
häufig jenseits von angemessen be-
zahlter Lohnarbeit. Es geht um Rege-
neration, um Erneuerung, Aus-sich-
selbst-Schöpfen, sich selbst aus eige-
ner Kraft wieder herstellen: eigenver-
antwortlich. Die Selbstverwirklichung
wird zur reproduktiven Aufgabe für das

Selbst. Arbeit soll die Reproduktion
des Selbst gewährleisten.

Wenn prekarisierte Kulturprodu-
zent_innen in ihrer ganzen Heteroge-
nität in dieser Weise vereinheitli-
chend dargestellt werden, lässt sich
über deren Subjektivierung im Neoli-
beralismus sagen, dass sie offensicht-
lich in einem Widerspruch stattfindet:
in der Gleichzeitigkeit von Preka-
risierung zum einen, das heißt immer
auch Fragmentierung und Nicht-
Linearität, und Kontinuität von Souve-
ränität zum anderen. Die Kontinuität
moderner Souveränität findet durch
die Stilisierung von Selbstverwirkli-
chung, Autonomie und Freiheit, durch
Selbstgestaltung, Selbstverantwortung
und die Wiederholung der Idee von
Eigentlichkeit statt. [...] Generell
scheint Souveränität bei den hier be-
schriebenen Kulturproduzent_innen
in erster Linie auf der ‚freien’ Ent-
scheidung zur Prekarisierung, mithin
zur Selbst-Prekarisierung, zu beruhen.
Dies wiederum könnte ein zentraler
Grund dafür sein, dass die strukturelle
Prekarisierung als tendentiell
gesamtgesell-
schaftli-
ches, neo-
liberal
gouver-
nementales
Phänomen,
dem kaum
eine freie
Entschei-
dung zu-
grunde liegt,
derart
schwer ge-
sehen wer-
den kann.
Kultur-
produzen-
t_innen ge-
ben deshalb
eines von
vielen Beispielen dafür ab, inwiefern
‚selbst gewählte’ Lebens- und Ar-
beitsweisen, mitsamt deren Vorstel-
lungen von Autonomie und Freiheit,
mit politischen und ökonomischen

Umstrukturierungen kompatibel sind.
Wie ließe sich sonst erklären, dass
bei einer Untersuchung über Lebens-
und Arbeitsverhältnisse kritischer
Kulturproduzent_innen auf die Frage
nach dem ‚guten Leben’ von diesen
keine Antworten zu bekommen wa-
ren?5  Wenn Arbeit und Leben zuneh-
mend voneinander durchdrungen sind,
dann heißt das zwar, wie es eine Inter-
viewte ausdrückt: „Die Arbeit sickert
in dein Leben.“ Aber offensichtlich
sickern nicht genügend Vorstellungen
von ‚gutem Leben’ in die Arbeit, wo-
durch diese dann wiederum zu etwas
transformiert werden könnte, was kol-
lektiv ein ‚gutes Leben’ bedeutet. Das
Gegen-Verhalten mit der Perspektive
auf ein besseres Leben, das immer
weniger eine gouvernementale Funk-
tion hat, bleibt aus.

Offenbar kann mithilfe einer wi-
dersprüchlichen Subjektivierung zwi-
schen Souveränität und Fragmen-
tierung der Glaube an Prekarisierung
als eine liberal gouvernementale
Widerspruchsposition aufrechterhal-
ten werden. Dabei werden allerdings

fortwährend
Macht- und
Herrschafts-
verhältnisse
unsichtbar
und Norma-
lisierungs-
mechanismen
als selbst-
verständli-
che und au-
tonome Ent-
scheidung
des Subjekts
naturali-
siert. Dazu
trägt die to-
talisierende
Rede von
der „Ökono-
misierung

des Lebens“ bei, da Hegemonie-
effekte und damit Kämpfe und Wider-
sprüche aus dem Blick geraten. Die
eigenen Imaginationen von Autono-
mie und Freiheit werden nicht in der

…Meine Tage sind von permanenten Operationen
der Mikrokrisenbewältigung, der Selbstorga-
nisation und der Selbstmotivation durch Selbst-
verführung, Selbstüberlistung, einem permanen-
ten Tricksen am Ich strukturiert. Immer wieder
nehme ich mir vor, mit Hilfe eines zuverlässig-
verbindlichen Fahrplans so durch den, von einem
wohldurchdachten und von „Personal“ und Ange-
hörigen geführten Haushalt abgesicherten Tag ge-
tragen zu werden, wie es die regelmäßigkeits-
besesessenen „großen“ Schriftststeller und
Künstler in ihren Autobiografien entwerfen. 7
Uhr Schreibtisch, 9 Uhr Frühstück, 10 Uhr
Schreibtisch, 12 Uhr den Hund ausführen, 13 Uhr
Mittag, 14 Uhr Korrespondenz, 16 Uhr Schreib-
tisch, Korrektur des am Vormittag Geschriebe-
nen, 19 Uhr Abendessen, 20 Uhr Hund ausführen.
23 Uhr Bettruhe. Stattdessen: lauter Irregularitä-
ten und Unberechenbarkeiten …
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gouvernementalen Kraftlinie moder-
ner Subjektivierung reflektiert, andere
Freiheiten nicht mehr vorgestellt und
so die Perspektive auf mögliches
Gegenverhalten zur hegemonialen
Funktion von Prekarisierung im Kon-
text neoliberaler Gouvernementalität
verstellt.

Was ist der Preis dieser Normali-
sierung? Was bekommt im Neolibera-
lismus die Funktion des Anormalen,
Devianten? Was ist nicht dermaßen
ökonomisch und politisch verwertbar?
Statt den Fokus augenblicklich auf das
messianische Kommen von Wider-
ständigkeit und neuen Subjektivitäten
zu legen, wie es zum Beispiel Deleuze
rhetorisch mit der Frage „Finden nicht
die Veränderungen des Kapitalismus
ein unerwartetes Gegenüber im all-
mählichen Auftauchen eines neuen
Selbst als Brennpunkt des Wider-
stands?“ formuliert, glaube ich, dass
davor noch weiter und genauer an den
Genealogien der Prekarisierung als
hegemonialer Funktion gearbeitet wer-
den muss, an der Problematisierung
der Kontinuitäten bürgerlicher
gouvernementaler Subjektivierungs-
weisen im Kontext von sich auch als
dissident verstehenden Vorstellungen
von Autonomie und Freiheit.6

Eine ungekürzte fassung des Textes
sowie weiterführende Literaturanga-
ben finden sich unter http://eipcp.net/
transversal/1106/lorey/de
Weitere Texte von Isabell Lorey unter
http://eipcp.net/bio/lorey

Zitate aus dem Projekt „Kamera läuft!
Ein kleines postfordistisches Drama“
Vgl. Fußnote 1
Quelle: http://arranca.nadir.org/
arranca/article.do?id=303

1 ‚Kulturproduzent_innen’ wird hier als

paradoxe Bezeichnung verstanden. Sie

verweist auf eine Imagination der

bezeichneten Subjekte, nämlich die des

eigenen Produzierens und des Gestaltens

des Eigenen. Gleichzeitig aber geht es

darum, dass diese Subjektivierungsweisen

Instrumente des Regierens, mithin

funktionale Effekte biopolitisch

gouvernementaler Gesellschaften der

abendländischen Moderne sind. Deshalb

hat ‚Kulturproduzent_innen’ eine

widersprüchliche, nicht kohärente

Bedeutung. Bei ‚Kulturproduzent_innen’

geht es nicht in erster Linie um

Künstler_innen. Ich beziehe mich dabei

auch auf die Definition der Gruppe kpD/

kleines postfordistisches Drama, der ich,

zusammen mit Brigitta Kuster, Katja

Reichard und Marion von Osten, angehöre.

„Den Begriff ‚Kulturproduzent_Innen’ setzen

wir sehr strategisch ein. Wir sprechen damit

weder von einem bestimmten Sektor

(Kulturindustie), noch von einer erhebbaren

sozialen Kategorie (beispielsweise

Mitglieder der Künstlersozialkasse in

Deutschland) oder von einem beruflichen

Selbstverständnis. Wir sprechen vielmehr

von der Praxis, Unterschiedliches zu

durchqueren: Theorieproduktion,

Gestaltung, politische und kulturelle

Selbstorganisierung, Formen der

Kollaboration, bezahlte und unbezahlte

Jobs, informelle und formelle Ökonomien,

temporäre Zusammenschlüsse, Projekt

bezogenes Arbeiten und Leben.“

2 Unter Kraftlinien verstehe ich Formationen

von Handlungen oder Praktiken, die sich

über die Jahrzehnte oder Jahrhunderte

hinweg in Raum und Zeit homogenisiert

und normalisiert haben und letztlich

Hegemonieeffekte sind.

3 Mit diesem Begriff, im Französischen

„contre-conduite“, bezeichnet Foucault

Kämpfe gegen solche Regierungsweisen,

die er ‚Gouvernementalität’ nennt.

4 Ich gehe davon aus, dass sich

Selbstführung nicht erst im Neoliberalismus

nach ‚innen’ verlagert und dann ein

regulatorisches Prinzip einsetzt. Regulation

und Kontrolle sind keine Techniken, die sich

gegen die Disziplin erst im Neoliberalismus

durchsetzen.. Gerade wenn mit Hygiene

und Gesundheit den Peproduktions-

techniken eine zentrale biopolitische

Produktivität von (vergeschlechtlichten und

rassifizierten) Körpern zugestanden wird,

müssen diese Subjektivierungspraktiken mit

dem Beginn der Moderne, spätestens zum

Ende des 18. Jahrhunderts für das

Bürgertum angesetzt werden.

5 Wir, die Gruppe kpD (kleines

postfordistisches Drama), haben im

Rahmen des Filmprojekts „Kamera Läuft!“

Ende 2003 fünfzehn Berliner

Kulturproduzent_innen (inklusive uns

selbst) interviewt, „mit denen wir für eine

spezifische Form der politischen Praxis im

kulturellen Feld zusammenarbeiten oder auf

deren Praxis wir Bezug nehmen. (...) Unsere

Fragen waren angelehnt an die von ‚Fronte

della Gioventù Lavoratrice und Potere

Operaio’ Anfang 1967 in Mirafiori

durchgeführte Umfrageaktion ‚Fiat ist

unsere Universität’, die unter anderem nach

den Vorstellungen von ‚gutem Leben’ und

nach Organisierung fragt. (...) Im Hinblick

auf eine potentielle Politisierung von

Kulturproduzent_innen waren wir jedoch

auch an kollektiven Verweigerungs-

strategien interessiert und an den damit

verbundenen Wünschen nach

Verbesserung des eigenen Lebens, des

Lebens von anderen, also letztlich nach

Gesellschaftsveränderung. Das einzige,

was sich jedoch auf einer allgemeineren

Ebene in allen Interviews durchzog, war das

Leiden an einem Mangel von Kontinuität.

(...) Auch wir selbst fanden in unserem

Vorstellungshorizont kaum alternative

Lebenskonzepte, die den schon

bestehenden Verhältnissen etwas Klares

und Eindeutiges entgegenzusetzen hätten.“

6 Brigitta Kuster, Katharina Pühl und Gerald

Raunig sei Dank für kritische Diskussionen.
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(ah/zp) Wenn sich das eigene sexuelle
Begehren oder die eigene Geschlechts-
identität nicht der Norm „Mann/männ-
lich/heterosexuell“ oder „Frau/weiblich/
heterosexuell“ annähert, erzeugt dies
Angst. Eine eigene innere Angst und
eine äußere auf Seiten der gesellschaft-
lichen Mehrheit. Angst vor dem, was an-
ders ist, vor dem, was die gesellschaftli-
chen Norm bedingt und in Frage stellt.
Beide Angstformen, sowohl die des ge-
sellschaftlichen Innen als auch die des
individuellen Außen, stoßen sich gegen-
seitig an, können sich aufschaukeln,
aber möglicherweise auch aufheben. So
lautete zunächst unsere These, von der
ausgehend wir Menschen in El Salvador
Fragen zum Thema Angst in Bezug auf
ihr von der gesellschaftlichen Norm ab-
weichendes Begehren bzw. ihre Ge-
schlechtsidentität gestellt haben. Die
Auswahl der Interviewpartner_innen war
zufällig und ist bereits bestehenden
Kontakten und Anknüpfungspunkten ge-
schuldet. Zwei der Interviews haben wir
per Email und ein Interview im persön-

lichen Gespräch geführt. Positiv über-
rascht hat uns dabei die Bereitschaft und
Offenheit, auf unsere Fragen zu antwor-
ten. Unser Angebot, die Antworten
anonymisiert zu veröffentlichen, haben
diejenigen, die uns geantwortet haben,
abgelehnt. Marielos Romualdo alias
Ejecat schreibt uns, dass für sie „die
größte Diskriminierung die ist, unsicht-
bar zu sein .“

Wir könnten das Wort „An-

ders“ neu definieren

Interview mit Fàtima Polanco

Magst Du uns etwas über Dich er-
zählen?

Mein Name ist Fàtima Polanco,
ich bin 23 Jahre alt, Salvadorianerin,
lesbische und feministische Frau, Ak-
tivistin und Halbtags-Dichterin. Ich
studiere seit vier Jahren Marketing.

Ich bin Teil eines Kollektivs von
lesbischen Frauen namens „DESCLO-
SETADAS“. Das ist ein Kollektiv, das
die sexuelle Diversität mittels Kunst
und Kommunikation thematisiert.

Wir glauben, dass das Anderssein
als die Mehrheit der Bevölkerung
Angst erzeugt. Auf der einen Seite
eine eigene innere Angst, auf der
anderen Seite Angst von Seiten der
Gesellschaft und der Menschen, die
uns umgeben. Hast Du ähnliche Er-
fahrungen gemacht? Wie waren sie?

Wir könnten das Wort „Anders“ neu
definieren … ich betrachte mich nicht
als eine Person, die anders ist als die
anderen, sondern als eine junge Frau,
die ihre Art, das Leben zu sehen, vor
den gesetzten Normen verteidigt hat.

Die Angst fühlen wir, wenn wir uns
mit Dingen auseinandersetzen, die wir
noch nicht kennen. Wenn wir den Mut
fassen, unsere Ideale zu verteidigen,
seien sie kulturell, sozial oder bezo-
gen auf unseren Lebensstil, dann ver-
liert man die Angst.

Persönlich habe ich am Anfang
Angst gehabt, mich zu zeigen, wie ich
bin; eine lesbische Frau und eine Frau
wie jede andere, nur mit dem Wunsch,
nicht mehr zu schweigen.

Die Erfahrungen, die Du gemacht
hast, wie beeinflussen sie dein Ver-
halten? Und wie gehst Du damit um?

Sie haben mich gelehrt, die Angst
zu verlieren, sie haben mir Mut gege-
ben, um diesen Kampf um Gleichheit
zu beginnen, um Ebenbürtigkeit für
die lesbischen Frauen. Sie haben mich
gestärkt und dafür gewappnet, die
heteropatriarchale Gesellschaft zu
hinterfragen, in der wir in El Salvador
leben.

Wie würdest Du gerne leben?
Also, ich würde gerne in einer ge-

rechten und egalitären Gesellschaft
leben, die Unterschiede respektiert.

Was müsste sich dafür verändern?
Die Art der Menschheit zu denken.

Wir müssten menschlich sein, offener
gegenüber der Diversität dieses Pla-
neten. Das ist der Anfang von allem.

Über das Begehren jenseits

gesellschaftlicher Normen

oder warum uns die Angst

unsichtbar macht
Interviews aus El Salvador

Fàtima Polanco
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... was sich ändern muss, ist

die Gesellschaft

Interview mit Gabriela Nicol Bustamante

Magst Du uns etwas über Dich er-
zählen?

Schon mit sieben Jahren fühlte ich
mich damit identifiziert, eine Frau zu
sein. Aber meine wahre Identität ent-
deckte ich mit 13 Jahren, als ich mich
in einen 15-jährigen Jungen verliebte.
Wir waren zusammen, aber ich hatte
Gefühle für ihn und er sah mich nur
auf sexuelle Weise. Dann begann er,
eine Freundin von mir zu verführen
und ich fühlte mich traurig. So kam
es, dass ich mit ungefähr 17 Jahren
begann, mich zu prostituieren, weil
ich dachte, dass mich die Leute wie
etwas Sexuelles sehen würden und
dann beschloss ich, dies in einen Vor-
teil für mich zu verwandeln.

Mit 21 Jahren kam ich in eine Kri-
se und dachte daran, dass ich jeman-
den an meiner Seite bräuchte und ver-
suchen müsste, es mir gut gehen zu
lassen. So habe ich die Prostitution
aufgegeben und lernte einen Mann
kennen, den, mit dem ich jetzt zusam-
men bin. Ich habe beschlossen, treu zu
sein, mich selbst zu schätzen und un-
abhängig, ohne die Hilfe der Familie
zu sein. Und ich habe es geschafft. Ich
bin stolz darauf, so zu sein, wie ich
bin. Ich mag es, ehrlich zu mir selbst
und zu anderen zu sein. Und wenn mir
gesagt würde, ich solle meine Identi-
tät durch eine andere tauschen, so
würde ich es nicht machen. Ich bin
stolz, das zu sein, was ich bin. Ich
habe sogar eine Friseurinnenaus-
bildung gemacht, die mich zu dem ge-
macht hat, was ich heute bin.

Wir glauben, dass das Anderssein
als die Mehrheit der Bevölkerung
Angst erzeugt. Auf der einen Seite
eine eigene innere Angst, auf der
anderen Seite Angst von Seiten der
Gesellschaft und der Menschen, die
uns umgeben. Hast Du ähnliche Er-
fahrungen gemacht? Wie waren sie?

Angst … Angst hatte ich vielleicht
ein wenig vor meinem Vater. Ich
musste mich mit ihm konfrontieren. Er
sagte mir, dass er mich so akzeptiert,
wie ich bin. Aber dass ich zu spüren be-
kommen würde, dass er es nicht akzep-
tieren würde, mich als Frau angezogen

zu sehen. Er hat mich bedroht. Aber
mit der Zeit habe ich mich als Frau ge-
kleidet. Ich habe auch wenig Glück in
der Liebe gehabt. Meine Freunde sa-
gen mir immer, wenn sie mich mit je-
manden zusammen sehen, dass er nicht
mit mir zusammen ist, weil er mich
mag, sondern aus materiellen Gründen,
um mich zu verunsichern. Und manch-
mal denke ich, dass ich nicht viel wert
bin, aber ich weiss auch, dass das nicht
stimmt. Manchmal denke ich, dass ich
alles habe, aber auch, dass ich nichts
habe. Vielleicht ist es mein
Unterbewusstsein.

Die Erfahrungen, die Du gemacht
hast, wie beeinflussen sie dein Ver-
halten? Und wie gehst Du damit um?

Wegen der bitteren Erfahrungen
bin ich heute das, was ich bin. Ich

schätze mich im wahrsten Sinne des
Wortes als liebevoll, ehrlich, gefühls-
betont, uneigennützig mit den anderen
ein. Ich erwarte nur Liebe und Ehr-
lichkeit, ich gebe alles, ohne etwas im
Gegenzug zu erwarten. Manchmal ma-
chen sie, dass ich mich schlecht fühle
und manchmal weine ich sogar. Aber
ich schaue immer nach vorne und
weiß, dass ich immer dann, wenn ich
auf die Nase falle, am meisten lerne.
Und ich sage meinem Partner, dass
ich ihn verlassen werde, wenn er mich
betrügt und ich dahinterkomme (und
ich würde sicher dahinterkommen).
Das hat er verstanden.

Manchmal fühle ich mich diskri-
miniert. Wenn man zum Beispiel in
ein Einkaufszentrum geht, dann gehen
die Wachmänner einem nach, um zu
sehen, was man macht, sie gehen hin-
ter einem her, um zu sehen, ob man
etwas konsumiert, also ob man etwas

kauft oder ob man sich da nur aufhält.
Die Wahrheit ist, dass man herumge-
hen kann wie jeder, aber man fühlt sich
unwohl, wenn man überwacht wird.

Wie würdest Du gerne leben? Was
müsste sich dafür ändern oder was
müsste dafür anders sein?

Ich würde gerne wie ein normales
Paar leben, wo der Mann nach Hause
kommt und ich ihn mit dem Abendes-
sen erwarte. Ich würde gerne alles auf
unsere Art machen, auf eine normale,
natürliche Art. 

Ich glaube, dass die Gesellschaft
einen mehr wegen des sozialen Status
marginalisiert als wegen dem, was
man ist. Wenn man also ein studierter
Gay ist, dann wird man mehr respek-
tiert, aber wenn man zum Beispiel je-
mand ist, der nichts hat und keine fe-
ste Arbeit hat, dann diskriminieren ei-
nen die Leute. Ich fühle mich so zwi-
schendrin. Ich habe meine Ausbildung
als Friseurin fertig gemacht und besit-
ze meinen eigenen Frisiersalon.

Ich glaube, dass es die gesell-
schaftliche Diskriminierung der Gays
nicht geben dürfte, dass aus der Ver-
folgung Würde entsteht. Ich würde
nichts in meinem Leben ändern. Ich
führe ein alltägliches Leben, was sich
ändern muss, ist die Gesellschaft.

Mit der Zeit habe ich ent-

deckt, dass viele dieser Äng-

ste meine eigenen Gespen-

ster waren

Interview mit Marielos Romualdo/Ejecat

Magst Du uns etwas über Dich er-
zählen?

Ich bin eine lesbische, feministi-
sche, salvadorianische Frau, ich bin
43 Jahre alt und vom Sternzeichen
Jungfrau. Mein Name in Nahuat ist
EJECAT, was LUFT bedeutet. Gegen-
wärtig habe ich eine Beziehung mit
zwei Frauen, die sehr wichtig in mei-
nem Leben sind. Meine erste Bezie-
hung mit einer Frau hatte ich mit 27
Jahren, kurz nachdem ich den Femi-
nismus kennengelernt hatte. Es war
eine verwirrende Erfahrung, mit viel
Angst, Schuld und Schmerz, weil ich
sehr religiös war. Es war aber auch
bewegend, faszinierend und orgas-
misch, weil ich komplett in eine Frau
verliebt war.

Gabriela in ihrem Frisiersalon
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Wir glauben, dass das Anderssein
als die Mehrheit der Bevölkerung
Angst erzeugt. Auf der einen Seite
eine eigene innere Angst, auf der
anderen Seite Angst von Seiten der
Gesellschaft und der Menschen, die
uns umgeben. Hast Du ähnliche Er-
fahrungen gemacht? Wie waren sie?

Ich glaube, dass ich am Anfang
eine Krise durchgemacht habe, weil
ich meinem Leben eine komplett an-
dere Wendung geben musste. Das hat
mir Angst gemacht, aber ich glaube,
dass meine größte Angst war, Zunei-
gung zu verlieren, besonders die Lie-
be meiner Mutter, das Nicht-akzep-
tiert-werden in der katholischen Kir-
che, dass Gott mich bestrafen könnte
oder auf der Straße angegriffen zu
werden, wenn ich mit einer Partnerin
unterwegs war ... Mit der Zeit habe
ich entdeckt, dass viele dieser Ängste
meine eigenen Gespenster waren.

Heute kann ich mich lächelnd an
den Tag erinnern, an dem ich meiner
Mutter erzählt habe, dass ich lesbisch
sei und sie mir erwiderte, dass sie
schon vier Jahre vorher deswegen ge-
litten habe, als sie es entdeckt hatte
und dass sie mich liebe.

Die Angst, Freundschaften zu ver-
lieren … eine Freundin sagte mir sehr
zutreffend, dass ich einige Freund-
schaften verlieren würde und so war
es. Dass, wenn ich neue Freundschaf-
ten aufbauen wollte, meine sexuelle
Option eines der ersten Dinge sein
müsste, die sie von mir wissen
müssten. Denn man kann keine Freund-
schaft mit jemand haben, der einen so
wichtigen Teil deines Lebens nicht
kennt. Und so habe ich es gemacht.
Heute habe ich sehr gute Freundinnen,
denen ich über meine Partnerschaft er-
zähle, so wie sie mir von der ihren.

Am Anfang dachte ich, dass sie
mich auf der Straße angreifen könn-
ten, wenn ich hänchenhaltend mit
meiner Partnerin unterwegs sei. Aber
die Angst verschwand und heute ge-
nieße ich es, wenn ich im Park im
Gras liege und mich mit Luz küsse.
Und wenn jemand uns anschaut, dann
sage ich nur in scherzhaften Ton: „Ja,
wir sind zwei Frauen.“

Auch mein Gottesbild hat sich ver-
ändert und heute bin ich versöhnter
mit einem Bild des Universums und
habe nicht mehr die jüdisch-christli-
che Vision von Gott.

Die Erfahrungen, die Du gemacht
hast, wie beeinflussen sie dein Ver-
halten? Und wie gehst Du damit um?

Ich glaube, dass ich auf dem Weg
gelernt habe, ich selbst zu sein. Ich
bin eine lesbische Frau und wenn ich
mich nicht benenne, dann existiere
ich nicht. Ich will damit sagen, dass
alle Welt denkt, dass die Menschen
heterosexuell sind, weil es für sie das
Normale ist. Mir gefällt es, sichtbar
zu sein, weil ich glaube, dass die
größte Diskriminierung die ist, un-
sichtbar zu sein, nicht zu existieren.

Ich bin stärker und sicherer als
früher. Ich glaube, dass viele Ängste
verschwunden sind, wie die, die Zu-
neigung meiner Liebsten (meiner Fa-
milie und Freundschaften) zu verlie-
ren. Aber da sind meine neuen Lieb-
sten wie meine Nichten und Neffen.
Ich weiß, dass ich eines Tages mit ih-
nen diesen Teil meines Lebens teilen
muss, obwohl sie schon ein anderes
Bild von ihrer Tante Marielos haben
und mich immer fragen: „Und Mar-
ta?“. Und Marta fragen sie: „Wo hast
Du meine Tante Marielos gelassen?“.

In meiner Arbeit war es Teil mei-
ner Vorstellung. Ich sage nicht not-
wendigerweise, dass ich Lesbe bin,
aber wenn ich gefragt werde, sage ich,
„ja, ich habe eine Partnerin und sie
heißt Marta“.

Wie würdest Du gerne leben? Was
müsste sich dafür ändern oder was
müsste dafür anders sein?

Mir gefällt es, wie ich heute lebe.
Ich weiß, dass mein Leben eine uner-
wartete Wendung genommen hat, als
ich meine sexuelle Option geändert
habe. Aber es hat mir die Gelegenheit
gegeben, mein Umfeld anders zu se-
hen. Ich bin sensibler, nicht nur der
Diskriminierung von Lesben gegen-
über geworden, sondern von allen
Personen, die wir anders sind, wie die
Sexarbeiterinnen, die Mütter im
Teenageralter, die Homosexuellen,
die Personen anderer Hautfarbe …

In diesem Moment meines Lebens
fahre ich fort, Liebe zu versprühen,
weil die Welt, die ich erträume, mög-
lich ist und setze darauf von Tag zu
Tag. Ich bin sicher, dass die großen
Veränderungen in jeder und jedem von
uns begonnen werden.

... und welche Antworten ge-

ben wir selbst?

Eine offene Frage wäre, warum
wir unsere Fragen Menschen in El
Salvador stellen und uns selbst auf die
Position der Fragenden zurückziehen.
Eine wirklich zufriedenstellende Ant-
wort auf diese Frage haben wir nicht.
Was für Antworten geben wir uns
also, wenn wir uns die Fragen, die wir
unseren Interviewpartner_innen ge-
stellt haben, selbst stellen? Ja, das ei-
gene Begehren ist in verschiedenen
Kontexten und unterschiedlichen Le-
bensphasen mehr oder weniger angst-
behaftet. Angst vor Ablehnung,
Ausgrenzung, Angriffen. Nein, wir
möchten kein öffentliches Bekenntnis
über unsere Angst und unser Begehren
abgeben. Die Frage, in welchem Kon-
text das eigene Begehren öffentlich
gemacht wird und in welchem Kon-
text nicht, die Frage, oute ich mich
am Arbeitsplatz, die Frage, küsse ich
meine_n Partner_in in der Öffentlich-
keit etc., drängt sich uns – ob wir wol-
len oder nicht – immer wieder auf.
Unser Begehren wird zum Kern unse-
rer Identität stilisiert, die wir entwe-
der „mutig offenbaren“ oder „ängst-
lich verschweigen“. Dass nicht jedes
Verschweigen ängstlich und nicht je-
des Bekenntnis mutig sein muss,
bleibt so lange unsichtbar, solange wir
die Vorstellung von einer „wahren“
Identität aufrechterhalten. Solange
sich der Zwang, eine wie auch immer
geartete „Wahrheit“ über die eigene
Identität zu sagen, nur auf diejenigen
von uns erstreckt, die von der Norm
abweichen, und solange wir diese
Norm nicht als Konstrukt entlarven,
bleibt uns die Wut darüber, dass wir,
wenn wir uns nicht äußern, unsichtbar
gemacht werden.

Danken möchten wir Fàtima
Polanco, Gabriela Nicol Bustamante
und Marielos Romualdo/Ejecat für
ihre Offenheit und Bereitschaft, unse-
re Fragen zu beantworten.

Zu entscheiden, ob sich unsere an-
fangs genannte These bestätigt, über-
lassen wir unseren Leser_innen, die
sich die gestellten Fragen gerne
selbst stellen können.

Den hier veröffentlichten Text
werden wir unseren Interviewpart-
ner_innen zukommen lassen.
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„Berge, Hügel, Abhänge, Täler, Wäl-
der, Wiesen, Felder, unzählige Häuser,
Ortschaften; man kann Jahre lang hier
weilen und ersättigt sich nicht an den
Mannigfaltigkeiten der Gestaltungen“,
schwärmte der Schriftsteller Adalbert
Stifter vor 150 Jahren vom Unteren
Bayerischen Wald.1  Das Passauer
Hinterland im Dreiländereck hat auch
heute noch seinen Reiz – kommt man
als ErholungsurlauberIn und sucht
Ruhe und frische Landluft. Für einen
asylsuchenden jungen Mann aus der
nigerianischen Millionenstadt Abuja
oder eine politisch verfolgte Mus-
limin aus Grosny ist die tiefkatho-
lische abgelegene Gegend allerdings
ein befremdlicher und reizloser Ort.
Die allgegenwärtigen Wahlplakate der
NPD sind da auch kein Trost. Trotz-
dem müssen die Flüchtlinge hier woh-
nen. Gemäß §7 der Verordnung zur
Durchführung des Asylverfahrens-
gesetzes wurden sie dem Landkreis
Passau zugewiesen.  Dieser Landkreis
wiederum verteilte die Flüchtlinge in
die Lager der Kleinstadt Hauzenberg
und der 2000-Seelen Gemeinde
Breitenberg. Die Residenzpflicht un-
tersagt ihnen, den Landkreis zu verlas-
sen, verfügen sie nicht über eine spe-
zielle Erlaubnis.

Gefangene der Idylle

 „Wir leben wie in einem Gefäng-
nis“, sagt S. aus Nigeria, der vor sechs
Monaten nach Breitenberg geschickt
wurde. „Bevor ich hier her kam,
wusste ich nicht, dass es so einen Ort
gibt.“ In der Tat ist man ohne Auto in
dieser Gegend wie eingesperrt. Es
fahren zwar Busse in die kreisfreie
Stadt Passau, allerdings nur spora-
disch. Sonntags nur einmal. Die Bus-
fahrkarten können sich Flüchtlinge
kaum leisten. Die einstündige Bus-
fahrt nach Passau und zurück kostet
8,50 Euro. Das ist nahezu ein Viertel

des monatlichen Taschengeldes. Den-
noch sind viele gezwungen zur Verlän-
gerung ihrer Aufenthaltspapiere nach
Passau zu fahren. Die Fahrtkosten wer-
den nicht erstattet. Der Antrag auf Er-
laubnis zum Verlassen des Landkreises
kostet 10,- Euro, rechnet man die
Fahrtkosten zur Beschaffung des An-
trags mit hinein, zahlen Flüchtlinge für
die Option auf ein bisschen Freiraum
18,50 Euro. Anders als in größeren
Städten haben Flüchtlinge hier keine
Möglichkeit, außerhalb des Lagers
Kontakt zu Flüchtlingen gleicher Her-
kunft aufzubauen, in Afrika- oder
Asienläden einzukaufen oder ehren-
amtliche Hilfsangebote wahrzuneh-
men. Selbst der kostenlose Deutsch-
kurs der evangelischen Studentenge-
meinde in Passau bleibt für viele uner-
reichbar. Die Flüchtlinge sind isoliert.

Rassisten sind im Passauer

Umland kein seltenes

Gewächs

Neben der geografischen Isolation
sind die Flüchtlinge von sozialer
Ausgrenzung betroffen. Obwohl eini-
ge schon seit Jahren in den Unter-
künften wohnen, haben sie keinen
Kontakt zu einheimischen BürgerIn-
nen. „Wir würden gerne, aber die wol-
len nicht.“, berichtet ein Afghane aus
Hauzenberg. Vor allem schwarze
Heimbewohner bekommen die Ableh-
nung der BürgerInnen zu spüren. Ras-
sismus ist auf jeder gesellschaftli-
chen Ebene präsent. Gemeindemit-
glieder wechseln die Kirchenbank,
wenn sich ein afrikanischer Flüchtling
neben sie setzt, PassantenInnen die
Straßenseite, kommt ihnen ein
Flüchtling entgegen. Besonders perfi-
de ist das Verhalten der BusfahrerIn-
nen. Diese brechen mitunter die Fahrt
schon vor der Endhaltestelle in
Breitenberg ab, befinden sich unter
den Fahrgästen nur noch Flüchtlinge.

Diesen bleibt dann nichts anderes üb-
rig, als den kilometerlangen Weg ins
Lager zu laufen. Beschweren sich
Flüchtlinge über diese rassistischen
Verhältnisse, ist guter Rat teuer. Um-
sonst ist: „Geh heim nach Afrika, du
schwarze Kuh.“

Die Methoden der Lager-

leitung

Manchen gelingt es, der Depressi-
on im Lager länger fern zu bleiben.
Diese Flüchtlinge wohnen dann bei
Freunden oder Verwandten in Passau
oder München und kommen nur zur
monatlichen Taschengeldausgabe und
zum Abholen der Post zurück. Das
Zeitfenster von 15 Minuten, das für
beide Dienste von der Lagerleitung
(bzw. dem Sozialamt) offengehalten
wird, ist eine weitere Schikane, um
Flüchtlingen ein Entkommen aus der
Isolation so schwer wie möglich zu
machen. Die Leiterin des Lagers, Frau
W., empfindet es als überaus „unver-
schämt“, wenn Flüchtlinge das Lager
für längere Zeit verlassen. Frau W.
droht Flüchtlingen damit, eine Herab-
setzung der Duldungsdauer beim Aus-
länderamt zu erwirken, falls sie sich
nicht ihren Vorstellungen gemäß ver-
hielten. Die Vergangenheit hat ge-
zeigt, die „Chefin“ (so lässt sich die
Lagerleiterin nennen), belässt es nicht
bei Drohungen. Lassen sich Flüchtlin-
ge längere Zeit nicht blicken, werden
sie gezwungen, alle drei Tage zur Ver-
längerung der Duldung nach Passau zu
fahren. Gerne geht die Lagerleitung
auch die Zimmer ab und weckt schla-
fende Bewohner, denn es gehört sich
nicht, tagsüber zu schlafen.

Die stark beschränkte Bewegungs-
freiheit, die soziale Isolation und die
mangelnde Beschäftigung führt zu ei-
ner enormen psychischen Anspannung
unter den Flüchtlingen. Viele leiden an
Depressionen und Angstzuständen und

Bonjour tristesse – Leben im

Passauer Hinterland
Ein Bericht aus den Flüchtlingsheimen Hauzenberg und Breitenberg
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sind auf Medikamente angewiesen.
Das Gefühl, hoffnungslos ausgeliefert
zu sein, ist omnipräsent. Es scheint ab-
surd, dass Flüchtlinge, die oftmals un-
ter traumatisierenden Erinnerungen
leiden, hier leben sollen. Doch so ab-
surd ist es nicht. Diese Verhältnisse
sind Folge des proklamierten Ziels der
bayerischen Staatsregierung, die Rück-
kehrbereitschaft der Flüchtlinge durch
Zermürbung zu erzwingen. Hauzenberg
und Breitenberg sind dafür wie ge-
schaffen.

Mannigfaltig bist du!

Ein Blick hinter die Kulissen der
Idylle von Hauzenberg und Breitenberg
ist ernüchternd. Die herausragendste
Mannigfaltigkeit, um im Bilde Stifters
zu bleiben, sind die diversen Rassis-
men: die amtliche Zuweisung, die Res-
idenzpflicht, die Taschengeldregelung,
die Fresspakete und die Duldungs-
zeiträume. Nahezu grenzenlos ist der
Einfallsreichtum im Passauer Hinter-
land, wenn es darum geht, rassistische

Ausgrenzung in
die Tat umzuset-
zen. Die Flücht-
linge sind den Re-
pressalien von
Schreibtisch-
täterInnen, Lager-
leitung und
BürgernInnen aus-
gesetzt. Mannig-
faltig, wahrlich
mannigfaltig bist
du, ach deutsche
Seele in deinen
Bergen, Hügeln,
Abhängen, Tälern,
Wäldern, Wiesen,
und Feldern!

1 Siehe

www.breitenberg.de
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Lateinamerika

Lateinamerikas Gesetze zur Ab-
treibung gehören zu den härtesten
weltweit – in manchen Ländern ist der
Schwangerschaftsabbruch nicht ein-
mal im Falle der Lebensgefährdung
der Mutter zugelassen. Auch die ver-
meintlich „linken“ StaatschefInnen,
die „großen Revolutionäre“ Latein-
amerikas, wollen daran nichts ändern.
Sie werfen ihre vermeintliche Fort-
schrittlichkeit meist dann über Bord,
wenn es um WählerInnenstimmenfang
oder „sekundäre Belange“ wie Frauen-
rechte geht.

Abtreibungsverbot auch

bei Vergewaltigungen

Die Gesetzeslage in den meisten
lateinamerikanischen Ländern lässt

If I can‘t abort,

it‘s not my revolution
Eine Rundreise durch die Abtreibungsparagrafen der Gesetzbücher Lateinamerikas.

Eva Bahl und Judith Götz

Abtreibung nur dann zu, wenn eine
Gefährdung der Gesundheit bezie-
hungsweise des Lebens der Mutter
besteht oder die Schwangerschaft
durch eine Vergewaltigung zustande
gekommen ist. Oft sind derartige Pa-
ragraphen an eine Einverständniser-
klärung der Ehemänner, der gesetzli-
chen VertreterInnen gebunden oder
der Willkür der ÄrztInnenschaft so-
wie lokaler Gerichte ausgesetzt, vor
denen dieses Recht erst eingeklagt
werden muss. Mit wenigen Ausnah-
men machen sich in allen anderen
Fällen sowohl die abtreibende Frau
als auch die Person, die die Abtrei-
bung durchführt, strafbar – in Belize
drohen beispielsweise bis zu 14 Jah-
re Haft für beide. Ein so genanntes
„Totalverbot“ von Abtreibung, das

sonst nur in Malta und im Vatikan
durchgesetzt ist, gibt es gleich in meh-
reren Ländern, zu denen Chile, El Sal-
vador, Honduras, Saint Martin (Nieder-
ländische Antillen), die Dominikani-
sche Republik und seit zwei Jahren
auch Nicaragua zählen. Dieses „Total-
verbot“ sieht vor, dass Frauen nicht
einmal im Falle der Gefährdung ihres
eigenen Lebens die Schwangerschaft
abbrechen dürfen. Kaum verwunder-
lich also, dass die Weltgesundheitsor-
ganisation die Anzahl der illegalen Ab-
treibungen, die durch die unsicheren
Bedingungen zu einer unglaublich ho-
hen Todesrate führen, in Lateinamerika
jährlich auf rund vier Millionen
schätzt. Der etwa 6.000 Frauen, die
jährlich aufgrund von illegalen Abtrei-
bungen sterben, wird seit 1990 am  28.

Demonstration für die Legalisierung der Abtreibung
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September, dem „Día de lucha por la
despenalización del aborto en
Latinoamérica y el Caribe“ (Tag für
die Straffreiheit von Schwanger-
schaftsabbruch in Lateinamerika und
der Karibik) gedacht. An diesem Tag
riefen dieses Jahr mehr als 600 Orga-
nisationen in ganz Lateinamerika und
der Karibik dazu auf, gegen die
Illegalisierung und Bestrafung dieses
Frauenrechts zu protestieren.

„Revolution“

auf Kosten von Frauen

In Venezuela sterben laut Statisti-
ken pro Woche ungefähr ein bis zwei
Frauen an unsicheren Abtreibungen.
Trotz jahrelanger Bemühungen der
venezolanischen Frauenbewegung,
Abtreibung zu entkriminalisieren und
nur mehr dann zu bestrafen, wenn sie
ohne Wissen und Einverständnis der
Frau durchgeführt wird, ist keine Än-
derung der besagten Passagen im
Strafgesetzbuch zu erwarten. Der
Chavismus gibt sich nämlich alles an-
dere als religionskritisch – Jesus war
laut Chávez immerhin der erste Revo-
lutionär – und katholische Wäh-
lerInnen machen wohl einen zu gro-
ßen Teil seiner Stimmen aus, auf die
man nicht verzichten möchte. So
konnte sich die „bolivarianische Re-
volution“ nicht zuletzt auch auf Ko-
sten von Frauen etablieren. Eine
Strafrechtsreform war zwar bereits
2004 geplant, scheiterte jedoch auf-
grund der Abtreibungsfrage, da sich
die chavistische Regierung im Wahl-
jahr nicht mit Kirche und Militär an-
legen wollte. So heißt es im Artikel
432 des Kapitels V über den „Aborto
provocado“ („hervorgerufene Abtrei-
bung“), dass eine Frau, die wissentlich
einen Schwangerschaftsabbruch be-
geht, mit sechs Monaten bis zu zwei
Jahren Gefängnis bestraft wird. Die
Person, die den Abbruch vollzieht, hat
mit einem Jahr bis zu 30 Monaten
Haft zu rechnen. Nicht strafbar ist der
Abbruch der Schwangerschaft nur,
wenn das Leben der Mutter in Gefahr
ist. Aber selbst in diesem Fall muss
eine schriftliche Einverständniserklä-
rung ihres Ehemannes oder, im Fall
von Minderjährigen, ihres/ihrer ge-
setzlichen VertreterIn vorgewiesen
werden. In Nicaragua wurde das
Strafgesetz zum Negativen geändert,

als im Jahr 2006 kurz vor den Präsi-
dentschaftswahlen 52 der 61 anwe-
senden Abgeordneten, unter ihnen
zahlreiche Mitglieder der sandinis-
tischen Partei FSLN, für ein totales
Abtreibungsverbot stimmten, eben-
falls um bei den katholischen Wäh-
lerInnen zu punkten. Daniel Ortegas
Wahlsieg ist unter anderem auf die
komplette Eliminierung dieses
Frauenrechts zurückzuführen. Betrof-
fenen Frauen und ÄrztInnen drohen
nun bis zu acht Jahre Haft. Zuvor war
Abtreibung seit 1891 aus „medizini-
schen Gründen“ dann zugelassen,
wenn drei unabhängige Gutachten
über die gesundheitlichen Risiken für
die betroffene Frau erbracht werden
konnten und der Ehepartner oder die
nächststehende Person aus der Fami-
lie dem Abbruch zustimmte.

Linksbündnisse und andere

„linke“ Regierungschefs zur

Abtreibungsfrage

Chile verfügt über ein ähnlich har-
tes Abtreibungsgesetz wie Nicaragua.
Die Mitte-Links-Koalition, die seit
dem Ende der Pinochet-Diktatur im
Jahr 1989 Chile regiert, hat die ent-
sprechenden Anti-Abtreibungspara-
grafen nicht revidiert, sondern sogar
verschärft, so dass Abtreibung nicht
einmal nach Vergewaltigung oder aus
„medizinischen Gründen“ erlaubt ist.

Wenngleich beide Möglichkeiten
während der Diktatur kaum angewen-
det wurden, standen sie doch zumin-
dest im damaligen Strafrecht. Die ein-
zige Veränderung, die von Präsidentin
Michelle Bachelet durchgesetzt wur-
de, ist der 2007 unterschriebene
Erlass, dass 14- bis 18-Jährige ohne
Einverständniserklärung der Eltern
Anspruch auf die „Pille danach“ ha-
ben. Auch in Brasilien hat die Lula-
Regierung kaum etwas daran geändert,
dass eine Abtreibung nur im Falle der
Gesundheitsgefährdung der Mutter
durchgeführt werden darf. Lediglich
eine neue Auslegung, die öffentliche
Krankenhäuser dazu verpflichtet, Ab-
treibungen durchzuführen, wenn Frau-
en angeben, dass sie vergewaltigt wur-
den, ohne dies auch beweisen zu müs-
sen, ist eine kleine Verbesserung.

Uruguays „linker“ Präsident
Tabaré Vázquez Rosas steht dem um
nichts nach. Nachdem das Parlament
sich am 5. November diesen Jahres
unter erschwerten Bedingungen (unter
anderem einer falschen Bombendro-
hung) mit 49 zu 48 Stimmen für die
Legalisierung von Abtreibung in den
ersten zwölf Schwangerschafts-
wochen ausgesprochen hatte, legte er
eine Woche später sein Veto gegen
dieses Gesetz ein. Um doch noch in
Kraft treten zu können, benötigt das
Gesetz jetzt die 3/5-Mehrheit in bei-
den Kammern (die kaum zu erreichen

Mein Körper – meine Entscheidung
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sein wird) oder ausreichende Unter-
schriften von BürgerInnen bei einem
Plebiszit.

Lichtblick am lateinamerikani-

schen Abtreibungshorizont

Weitere Lichtblicke am latein-
amerikanischen Abtreibungshorizont
stellen Kuba, Puerto Rico, drei Län-
der der niederländischen Antillen,
Guyana, Französisch Guyana und Bar-
bados dar, wo der freiwillige Abbruch
der Schwangerschaft, wie Abtreibung
von vielen Feministinnen in Latein-
amerika bezeichnet wird, erlaubt ist.
In Kuba sind Abtreibungen kostenlos
und können aus sozialen, medizini-
schen und ökonomischen Gründen
durchgeführt werden. In Guyana bei-
spielsweise gibt es seit 1995 eine
Acht-Wochenfrist, Schwangerschafts-
abbrüche sind bis zu diesem Zeitpunkt
straffrei möglich. Die Brisanz des
Problems lässt sich an diesem Bei-
spiel besonders deutlich erkennen: In
den ersten sechs Wochen nach Ein-
führung des Gesetzes wurden 41 Pro-
zent weniger Frauen wegen Kompli-
kationen nach illegalen Abtreibungen
in ein Krankenhaus eingeliefert.

Positive Veränderungen hinsicht-
lich der Abtreibungsgesetze lassen
sich auch in Kolumbien ausmachen,
wo Schwangerschaftsabbrüche auf-
grund einer Entscheidung des Corte
Constitucional de Colombia (Ober-
ster kolumbianischer Gerichtshof)
seit Mai 2006 zumindest in wenigen
Ausnahmefällen – Gesundheits-
gefährdung der Mutter, Vergewalti-
gung und Missbildungen des Fötus,
die das Kind lebensunfähig zur Welt
kommen ließen – durchgeführt wer-
den dürfen. Die erste legale Abtrei-
bung wurde dann an einer Elfjährigen
vorgenommen, die durch eine Verge-
waltigung durch ihren Stiefvater
schwanger geworden war. Die Katho-
lische Kirche exkommunizierte alle
an der Abtreibung beteiligten Perso-
nen mit Ausnahme des Mädchens
selbst, das noch zu jung dafür war.
Ebenfalls mit Exkommunikation be-
drohte sie sämtliche an der Entschei-
dung des Obersten Gerichtshofs be-
teiligten Personen und drohte mit Ak-
tionen zivilen Ungehorsams. Die Wir-
kung solcher Interventionen ist in
stark katholisch geprägten Gesell-

schaften nicht zu unterschätzen. Al-
lein in Kolumbien wird die Anzahl der
illegalen Schwangerschaftsabbrüche
jährlich auf über 300.000 geschätzt,
wovon ca. 30 Prozent mit Komplika-
tionen verbunden sind. In etwa zehn
Prozent der Fälle, d. h. bei 30.000
Frauen führen diese Komplikationen
zum Tod.

In Mexiko hat am 24. April 2007
das Parlament von Mexiko-Stadt, in
dem die sozialdemokratische PRD
die Mehrheit hat, das Abtreibungsge-
setz liberalisiert und lässt nun Abbrü-
che bis zur 12. Woche straffrei. Auf
Grund dieser Regelung ist es zu mas-
siven Abtreibungs-Migrationen von
Frauen aus allen anderen mexikani-
schen Staaten in die Hauptstadt ge-
kommen.

Neue Verfassungen und Dis-

kussionen über den „Schutz

des Lebens“

Sowohl in Bolivien als auch in
Ecuador gilt die Straffreiheit bei
Schwangerschaftsabbrüchen für Frau-
en, die vergewaltigt worden sind oder
deren Gesundheit oder Leben gefähr-
det ist. In beiden Ländern ist aber an-
gesichts der aktuellen Debatte über
eine neue Verfassung das Thema wie-
der auf die Tagesordnung gekommen.

In Bolivien hat sich die Campaña
28 de Septiembre1 , eine breite Alli-
anz aus autonomen feministischen
Organisationen und Frauen aus den
politischen Parteien, intensiv am ver-
fassungsgebenden Prozess beteiligt.
Sehr heiß umkämpft war der Para-
graph, in dem das „Recht auf Leben“
festgeschrieben werden sollte. Denn
konservative politische Parteien hat-
ten sich gemeinsam mit der katholi-
schen und verschiedenen evangelika-
len Kirchen dafür eingesetzt, den
kleinen aber bedeutenden Zusatz „ab
der Empfängnis“2  anzufügen. Das
Recht auf sexuelle und reproduktive
Selbstbestimmung3  ist in dem Artikel
66 der neuen Verfassung aufgenom-
men worden. Die Straffreiheit von
Abtreibung ließ sich aber nicht durch-
setzen. Evo Morales hatte sich nie di-
rekt zum ungeliebten Thema des
Schwangerschaftsabbruchs geäußert,
sich aber immer für den Respekt der
Menschenrechte von Frauen ausge-
sprochen. Und während die Femini-

stinnen in ihrem Vorschlag das Recht
auf Entscheidungsfreiheit über den ei-
genen Körper, auf selbstgewählte,
freie und freiwillige Mutterschaft und
auf Lust und Erotik gefordert hatten,
heißt es jetzt im Artikel 45 der Ver-
fassung: „Die Frauen haben ein Recht
auf eine sichere Mutterschaft und ha-
ben Anspruch auf Unterstützung und
Schutz durch den Staat während, vor
und nach der Geburt.“ Von Abbruch
also keine Rede.

In Ecuador war die Abtreibungs-
debatte ebenfalls ein Punkt, um den
sich im Vorfeld des Verfassungs-
referendums am vergangenen 28. Sep-
tember alles drehte. Katholische Bi-
schöfe und Evangelikale hatten die
Verfassung abgelehnt, weil sie – ihrer
Ansicht nach – in ihrer Ambivalenz
die Legalisierung von Abtreibung er-
möglicht. Diese Unentschiedenheit
meinen sie zwischen den Artikeln 6
und 49 zu erkennen. Während letzte-
rer mal wieder den „Schutz des Le-
bens ab der Empfängnis“ vorsieht, er-
kennt ersterer das Recht auf Entschei-
dungsfreiheit darüber an, wann und
wieviele Kinder man/frau haben
möchte. Präsident Correa, ein prakti-
zierender Katholik, hat aber schon
versichert, dass es nicht zu einer Än-
derung des Abtreibungs-Artikels im
Strafrecht auf Grund dieses progres-
siven Verfassungstextes kommen wer-
de.

Das Recht auf sexuelle und
reproduktive Selbstbestimmung bleibt
also weiterhin ein Ziel, für das die
vielfältigen feministischen Bewegun-
gen werden kämpfen müssen. Auf der
Agenda linker Regierungen scheint es
jedenfalls vorerst nicht zu stehen.

Infos über Abtreibung weltweit:
www.svss-uspda.ch/de/facts/world-ist.htm
http://www.un.org/esa/population/
publications/abortion/profiles.htm

Infos über Abtreibungsgesetze in
Lateinamerika:
http://news.bbc.co.uk/hi/spanish/
latin_america/newsid_6625000/
6625983.stm

1  Benannt nach dem 28. September, dem

bereits oben erwähnten Tag für die Straffreiheit

von Schwangerschaftsabbrüchen  in

Lateinamerika und der Karibik

2  Desde la concepción

3  Derechos sexuales y reproductivos
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Die Wirtschaftspolitik der EU

– Copy and paste?

Im täglichen Sprachgebrauch rufen
die Begriffe Assoziierungsabkommen
oder Wirtschaftspartnerschaftsverträ-
ge eher positive Assoziationen her-
vor: von Armutsbekämpfung, Good
Governance, Integration in den Welt-
markt und partnerschaftlichen Ver-
handlungen ist hier die Rede. Doch es
lohnt sich, die Strategie der Europäi-
schen Union und ihre Wirtschafts-
verhandlungen genauer unter die Lupe
zu nehmen und zu schauen, welche In-
teressen hinter den wohlklingenden
Worten stecken: Der Wortlaut der
EU-Strategie für die EPAs mit den
AKP-Staaten und das Assoziierungs-
abkommen mit Zentralamerika ist
beinahe identisch: Copy and paste?
Die EU möchte bis 2010 zum „wett-
bewerbsfähigsten und dynamischsten
wissensbasierten Wirtschaftsraum in
der Welt“ werden, so schreibt sie in
ihrer 2006 veröffentlichten handels-
politischen „Global Europe Strategy“.
In diesem Kontext sind die verschie-
denen Freihandelsverträge der EU zu
analysieren. Es handelt sich um den
Versuch, möglichst schnell Verträge
abzuschließen, ohne dass sich Wider-
stände in den betroffenen Regionen
formieren können. Strittige Themen,

Copy and paste?

Die Außenhandelspolitik

der EU in Zentralamerika
Lydia Koblofsky

die auf anderem Wege gescheitert
sind, sollen so durchgesetzt werden.
Es geht nicht nur um Handelsbezie-
hungen, sondern um die geopolitische
Kontrolle der natürlichen Ressour-
cen. Eine Vormachtstellung Europas
soll erreicht werden. Aber in beiden
Fällen wird das humane Antlitz der
Verträge – der politische Dialog, Ver-
handlungen auf Augenhöhe, nachhalti-
ge Entwicklung – in den Vordergrund
gestellt. Erst ganz am Schluss der lan-
gen Liste wird – ganz klein und be-
scheiden – ein Freihandelsabkommen
erwähnt. Damit das Assoziierungsab-
kommen nicht als singuläres Projekt
missverstanden wird, sollen zu Beginn
einige Schlaglichter auf die Verhand-

lungen mit den AKP-Staaten geworfen
werden:

Die Wirtschaftspartnerschafts-

abkommen (EPAs)

Seit 2002 verhandelt die EU mit
den Ländern Afrikas, der Karibik und
des Pazifiks so genannte Wirtschafts-
partnerschaftsabkommen (EPAs). EPA
– Economic Partnership Agreement –
bedeutet, dass die EU als eine der
reichsten Regionen der Welt von den
78 AKP-Ländern fordert, ihre Wirt-
schaftsbeziehungen neu festzulegen,
da sie den Regeln der Welthandels-
organisation (WTO) widersprächen.2

Die AKP-Staaten sollen ihre Märkte
für die europäische Produktion öff-
nen, die Importzölle senken und Sub-
ventionen streichen. Es geht um die
europäische Vormachtstellung auf
Wachstumsmärkten, um die Sicherung
der Rohstoffversorgung der europäi-
schen Industrie und die Beseitigung
nichttarifärer Handelshemmnisse,
sprich umwelt- und menschen-
rechtlicher Standards. Die EU ver-
spricht parallel dazu, ihre Märkte
ebenfalls für die AKP-Staaten zu öff-
nen. Allerdings ist deren Exportvolu-
men nach Europa im Vergleich zu den
europäischen Einfuhren in die AKP-
Staaten fast vernachlässigbar.

• Warum sich die Medikamente in El Salvador zukünftig um ein Vielfaches verteuern können und ein Großteil der
Bevölkerung sich somit Arzneimittel nicht mehr leisten kann ...

• Warum der mexikanische Staat vor einem internationalen Schiedsgericht verklagt wird, weil er eine giftige Müll-
deponie schließen lässt ...

• Warum die Privatfirma, die das Stromnetz Nicaraguas betreibt, die Regierung auf 150 Million US-Dollar Scha-
densersatz wegen entgangener Gewinne verklagen darf ...

• ... das sind Fragen, die mit der neoliberalen Außenhandelspolitik der Industrieländer in Zusammenhang stehen.
Auch die Wirtschaftspolitik der Europäischen Union ist an diesen Entwicklungen beteiligt. Die strategische Ziel-
setzung der EU zeigt sich u. a. an den Verhandlungen zu Freihandels- und Investitionsabkommen mit Zentral-
amerika (Assoziierungsabkommen) und den AKP-Staaten (Wirtschaftspartnerschaftsabkommen, abgekürzt EPAs)
sowie den geplanten Verträgen mit weiteren Staaten, wie z. B. Korea, Indien oder den ASEAN-Ländern1 .

Kampagne gegen ein Assoziierungsabkommen

der EU mit Zentralamerika

www.stop-assoziierung.de
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„EU-Politik gleicht Massenver-

nichtungswaffen“, sagen

Kritiker_innen

Folgen einer solchen Politik der
EU wären u. a. existenzbedrohende
Einbußen im Agrarbereich und der
einheimischen Produktion. Schon
2003 erklärte der Präsident Benins,
dass sein Land mehr als ein Fünftel
seiner Staatseinnahmen einbüßen
würde, wenn es die einheimische Pro-
duktion nicht mehr schützen dürfte.
Die ehemalige Kultusministerin von
Mali, Aminata Traore, kritisierte die
so human vermarktete EU-Politik als
Angriffsstrategie: „Europa schickt uns
seine Hühnerbeine, seine Gebraucht-
wagen, seine abgelaufenen Medika-
mente und seine ausgelatschten Schu-
he, und weil eure Reste unsere Märk-
te überschwemmen, gehen unsere
Handwerker und Bauern unter. (…)
Auch Afrika darf sich schützen. (…)
Für uns sind diese Abkommen die
Massenvernichtungswaffen Europas.“3

Ein Ende der Verhandlungen ist noch
nicht in Sicht, da die EU ihre Interes-
sen bis jetzt noch nicht vollständig
durchsetzen konnte, obwohl Ende
2007 schon 15 Länder der Karibik ei-

nem kompletten EPA zugestimmt ha-
ben. Doch es gibt immer noch Wider-
stand: Ein Großteil der west- und zen-
tralafrikanischen Staaten, z. B. Nige-
ria und Senegal, sowie die übrigen pa-
zifischen Inseln weigern sich weiter-
hin, diese Wirtschaftsabkommen zu
unterzeichnen.

Das Assoziierungsabkommen

EU-Zentralamerika

Für die Staaten Zentralamerikas ist
Ähnliches geplant. Im Juni 2007 wur-
de der Verhandlungsbeginn für ein
Assoziierungsabkommen zwischen
der Europäischen Union und Zentral-
amerika bekannt gegeben und im Ok-
tober fand die erste Verhandlungs-
runde statt. Bis jetzt wurden fünf
Verhandlungsrunden durchgeführt; die
letzte vom 6. bis zum 10. Oktober
2008 in Guatemala-Stadt. Das Ende
der Verhandlungen ist für Mitte 2009
angesetzt. Anfang 2010 könnte dem-
nach das Abkommen unterzeichnet
werden. Man geht momentan davon
aus, dass der Vertrag nicht vor 2013 in
Kraft treten wird, da er in den Parla-
menten aller beteiligten Länder (auch
in den Parlamenten der EU-Mit-

gliedsländer) unterschrieben werden
muss. Das Assoziierungsabkommen
soll das Zollpräferenzsystem (Gene-
ral System of Preferences GSP+) er-
setzen und zu einer europäisch-zen-
tralamerikanischen Freihandelszone
führen.

Die EU setzt auf regionale Verträ-
ge, nachdem die so genannte Doha-
Runde der WTO im Juli 2008 erneut
scheiterte. Die Durchsetzung der um-
strittenen Singapur-Themen4  wird nun
auf diese Weise angestrebt.

Die Interessen der EU im „US-

amerikanischen Hinterhof“

Ein wichtiger Aspekt im Wirt-
schaftsabkommen EU-Zentralamerika
ist die geforderte Gleichstellung mit
dem CAFTA-Abkommen – dem be-
reits in Kraft getretenen Freihandels-
vertrag zwischen Zentralamerika und
den USA. Europäische Unternehmen
sollen mindestens die gleichen Vor-
teile wie US-amerikanische Konzerne
genießen (CAFTA-Parität). Dies be-
trifft alle Teile des Vertrages, wie Ex-
porte, Investitionen und Geistiges Ei-
gentum. Weiter ist zu berücksichti-
gen, dass das gesamte Handelsvolu-

Dr. Raúl Moreno, salvadorianischer Ökonom und Mitglied der Nichtregierungsorganisation Alianza Social Continental (ASC)
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men der EU mit Zentralamerika nur
0,4 Prozent der europäischen Exporte
ausmacht, also vergleichsweise unbe-
deutend ist. Man kann also davon aus-
gehen, dass es der EU auch um poli-
tisch-strategische Interessen geht.
Die Erhöhung der europäischen Inve-
stitionen und Erschließung profitabler
Sektoren ist somit v. a. im Zusam-
menhang mit der Konkurrenz zu den
USA zu sehen, denen die EU nicht den
zentralamerikanischen Markt überlas-
sen möchte, der oft als der „Hinter-
hof“ der USA bezeichnet wird. Dieser
könnte auf lange Sicht gesehen als
„Zwischenstation“ für zollbegünstigte
Waren auf den US-Markt fungieren.
Außerdem geht es neben der Er-
schließung natürlicher Ressourcen
und neuer Märkte schlicht darum, ei-
nen Fuß im „Hinterhof“ des größten
Konkurrenten im Gerangel um die
weltwirtschaftliche Vormachtstellung
zu haben.

Freihandel als

Hegemonialstrategie – Folgen

der EU-Wirtschaftspolitik

Die Hauptinteressen der EU – Re-
gelungen zum Schutz geistigen Eigen-
tums, Handel mit Dienstleistungen
und Investitionen – wirken sich nega-
tiv auf die kleinbäuerliche Landwirt-
schaft, die soziale Situation, den Um-
weltschutz sowie die Umsetzung der
Menschenrechte aus. Doch die zen-
tralamerikanischen Staaten verspre-
chen sich durch europäische Direkt-
investitionen in ihren Ländern einen
besseren Zugang zum europäischen
Markt für ihre Agrarprodukte. Die EU
instrumentalisiert diese Hoffnungen
und Illusionen, um einen baldigen
Verhandlungsabschluss zu erreichen.

Dr. Raúl Moreno, salvadoriani-
scher Ökonom und Mitglied der
Nichtregierungsorganisation Alianza
Social Continental (ASC) sieht die
Freihandelsverträge – darin einge-
schlossen das Assoziierungsab-
kommen – als Teil einer „Hegemo-
nialstrategie“ der Industrienationen.5

Durch eine strategische Verbindung
von Freihandelsverträgen, Mega-
infrastrukturprojekten und militäri-
scher Absicherung versuchen Indu-
striemächte wie Europa oder die USA
die Kontrolle über die natürlichen
Ressourcen wie Wasser, Biodiver-

sität, Öl, Land oder Energie zu erlan-
gen. Die drei Komponenten garantie-
ren die rechtliche Absicherung, den
infrastrukturellen Rahmen und die
Verteidigung von Investitionen ver-
schiedenster Art, so der salvadoriani-
sche Wirtschaftsprofessor. Dadurch
verlieren die nationalen Regierungen
nicht nur momentan die Möglichkeit,
wichtige Bereiche ihrer Wirtschaft
eigenständig zu gestalten, sondern
sind juristisch dauerhaft an die Ver-
einbarungen zu Geistigem Eigentum,
Vergabe von öffentlichen Aufgaben,
Festlegung von Sozialklauseln etc. ge-
bunden.

Wirtschafts- versus

Menschenrechte

Die Verschärfung der Rechte zum
Geistigen Eigentum werden dazu füh-
ren, dass z. B. der Verkauf von billige-
ren, generischen Medikamenten
(Generika) verboten wird, da sie die
Patentrechte der Markenmedikamente
verletzen. „In diesem Sinne werden
die Gewinne der europäischen Phar-
makonzerne über das Recht der Be-
völkerung auf Gesundheitsversor-
gung gesetzt”, so Raúl Moreno. Für
große Teile der Bevölkerung werden
Medikamente nicht mehr bezahlbar
sein, da Markenprodukte um ein Viel-
faches teurer sein können als Gen-
erika.

Dass der Staat durch Privatisie-
rung und Liberalisierung von Dienst-
leistungen die Kontrolle vieler Sekto-
ren vollständig in die Hände von Kon-
zernen gibt, zeigt sich an einem Bei-
spiel aus Nicaragua: Dort wurde 2001
das gesamte Stromnetz an das trans-
nationale Unternehmen Unión
Fenosa verkauft, das seither das fakti-
sche Monopol in der Energieversor-
gung inne hat. Infolge der Privatisie-
rung stiegen die Strompreise so stark
an, dass ein Großteil der armen Be-
völkerung die Stromrechnungen nicht
mehr bezahlen konnte. Die Regierung
warf Unión Fenosa vor, die Infra-
struktur (v. a. in den zahlungs-
schwachen Gebieten) nicht ausrei-
chend zu pflegen. Immer wieder kam
es zu Stromabschaltungen. Unión
Fenosa forderte Tariferhöhungen als
einzige Möglichkeit, um Engpässe im
Stromsektor beheben zu können. Die
staatliche Aufsichtsbehörde Instituto

Nicaragüense de Energía (INE), die
Tariferhöhungen genehmigen muss,
gab diesen Forderungen nicht nach.
Der Streit eskalierte und es kam zu
einem Schiedsverfahren, bei dem der
Staat Unión Fenosa Vertragsbruch
vorwarf. Als Antwort auf die Forde-
rung der Regierung, die Stromversor-
gung sicherzustellen und die Energie-
preise nicht ins Unbezahlbare steigen
zu lassen, reagierte das Unternehmen
Ende 2006 mit Entschädigungsfor-
derungen über 150 Million US-Dollar
wegen entgangener Gewinne.6

Ein ähnlicher Fall, in dem die Sou-
veränität staatlicher Entscheidungen
der Macht transnationaler Firmen un-
tergeordnet wurde, ist in den 1990er
Jahren in Mexiko eingetreten: Das
US-amerikanische Sondermüllunter-
nehmen Metalclad hatte in Mexiko
ein Grundstück für die Errichtung ei-
ner Mülldeponie erworben. Die Bun-
desbehörde erteilte dafür eine Erlaub-
nis, doch die regionale Behörde wei-
gerte sich, aufgrund des Widerstands
in der Bevölkerung, die Genehmigung
für die Eröffnung auszustellen. Zu-
dem erklärte sie das entsprechende
Grundstück zum Naturschutzgebiet
und verhinderte so die Errichtung der
Müllentsorgungsanlage. Daraufhin
verklagte Metalclad den mexikani-
schen Staat auf Grundlage des
NAFTA-Vertrags vor einem interna-
tionalen Strafgerichtshof wegen ent-
gangener Gewinne. Das Gericht ver-
urteilte das Verhalten der mexikani-
schen Verwaltung als „entschädi-
gungspflichtige Enteignung“: Durch
das Genehmigungsverbot würden der
Firma Metalclad die zu erwartenden
wirtschaftlichen Gewinne aus der
Sondermüllhalde entzogen. Neben
den geforderten Schadensersatz-
zahlung durch den mexikanischen
Staat erreichte das Unternehmen auch
die Öffnung der Deponie.7

Dialog, Partnerschaft

und Integration?

Allgemein gesprochen sind multi-
laterale Wirtschaftsabkommen dieser
Art, sogenannte Globalabkommen, ein
Mittel, um Regionen wirtschaftlich zu
integrieren, wenngleich diese Integra-
tion eine Fortführung der ungleichen
ökonomischen Beziehungen darstellt.
Wie äußert sich die Europäische Uni-
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on selbst zum Assoziierungsab-
kommen, das sie gerade mit Zentral-
amerika verhandelt? Die strategischen
Leitlinien für ihre Lateinamerika-Po-
litik formulierte die EU 2005 wie
folgt: „Wir wollen das Verständnis
füreinander und unsere bestehende
Partnerschaft vertiefen, um neue Dia-
loge und Möglichkeiten für beide Re-
gionen zu schaffen.“ Es gehe der EU
um „soziale Kohäsion, Demokratie
und regionale Integration“.8

Aus Sicht der Regierung der BRD
sei das Ziel der Verhandlungen nicht
eine Erhöhung der deutschen Han-
delsbilanzüberschüsse, sondern die
gegenseitige Verbesserung des Markt-
zugangs und die Herstellung fairer
Wettbewerbsbedingungen. „Die ge-
genseitige Marktöffnung kann einen
wichtigen Beitrag zum Abbau von Ver-
zerrungen und Ungleichgewichten lei-
sten.“9  Statt Dialog, Partnerschaft und
Integration handelt es sich bei der
Wirtschaftspolitik jedoch nicht um
eine „handelspolitische Entwicklungs-
zusammenarbeit“, sondern um eine
human verpackte Durchsetzung der ei-
genen ökonomischen Interessen. Der
Ökonom Moreno interpretiert die
Forderung der EU nach regionaler In-
tegration als wirtschaftliches Kalkül,
um effektivere und größere Absatz-
märkte für die europäischen Konzer-
ne zu schaffen.

Das Assoziierungsabkommen

und die EPAs

– keine Einzelfälle

Im Verhandlungsprozess um das
Assoziierungsabkommen soll die
Meinung zivilgesellschaftlicher Ak-
teure zwar einbezogen werden, ob sie
jedoch Berücksichtigung findet,
bleibt fraglich. Diese so genannte
„Verhandlungsposition“ ist jedoch un-
ter den Kritiker_innen dieser Wirt-
schaftsabkommens umstritten: Ein
Teil der Gegner_innen, wie z. B. die
Alianza Social Continental, lehnt jeg-
liche Art der Verhandlungen zu einem
Freihandelsvertrag ab, da ihrer Mei-
nung nach auf der Basis von Asso-
ziierungsabkommen keine symmetri-
schen (Wirtschafts)Beziehungen ent-
stehen können. „Ein wichtiger Ge-
sichtspunkt der Kampagne gegen das
Assoziierungsabkommen ist der
Druck, den die Staatsbürger auf die

Regierungen und nationale und euro-
päische Abgeordnete ausüben können,
damit das Assoziierungsabkommen
nicht ratifiziert wird“, meint Raúl
Moreno. Er sieht die Grundlage wirt-
schaftlicher Beziehungen zwischen
Nationen in der Anerkennung der
Asymmetrie zwischen den Beteilig-
ten. Das heißt, den wirtschaftlich
Schwächeren muss eine differenzierte
Vorzugsbehandlung eingeräumt wer-
den, die es ihnen erlaubt, aus den Vor-
teilen des internationalen Handels
Nutzen zu ziehen, um ihre Produk-
tionsmöglichkeiten zu stärken und
ihre Bevölkerung profitieren zu las-
sen. Für Raúl Moreno ist das Asso-
ziierungsabkommen kein Einzelfall,
sondern Teil einer neoliberalen Poli-
tik: „Trotz der Existenz bedeutender
Unterschiede und Intensitäten bei den
Auswirkungen, die die neoliberale
Politik der Freihandelsverträge auf
die Völker der Welt hat, gibt es auch
gemeinsame Folgen. Deren Benen-
nung ist entscheidend für die Ent-
wicklung eines kritischen Bewusst-
seins der Bürger.“ Dabei ist es wich-
tig, die Kritik an der Wirtschaftspoli-
tik der EU nicht nur auf eine Region
zu beziehen, sondern global zu den-
ken. Das Assoziierungsabkommen und
die EPAs sind keine Einzelfälle.
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Das Gespräch wurde geführt, über-
setzt und mit Anmerkungen versehen
von Eva Bahl.

Über eine Freundin hatte ich Kon-
takt zu Adriana Ospina bekommen. Sie
ist Psychologin bei Flor de Piedra1

und arbeitet mit den Sexarbeiterinnen
zusammen. Mit ungefähr zehn Frauen
saß ich in einem Stuhlkreis, es war
laut, manche kamen dazu, andere stan-
den auf und gingen. Dementsprechend
schlecht war dann auch die Qualität
meiner Aufnahme. Dies ist der Ver-
such, ein Gespräch nachvollziehbar zu
machen.

Seit wann gibt es Euch als Orga-
nisation OTS (Organización de
Trabajadoras de Sexo) und was war
der Anlass für Eure Gründung?

Gegründet haben wir OTS im Jahr
2004. Wir waren 12 Frauen, die auf
der Straße oder in Parks anschaffen.
Wir hatten bereits einen längeren
Prozess der Aus- und Weiterbildung,
des Empowerment und der Politisie-
rung mit Flor de Piedra hinter uns, als
wir entschieden, unsere eigene Orga-
nisation zu gründen. Bis heute teilen
wir uns die Räume mit Flor de Piedra.

Anlass war die verstärkte Verfol-
gung durch kommunale (CAM) und
nationale (PNC) Polizei. Es kam in
jener Zeit verstärkt zu Geldstrafen
und zu gewalttätigen Übergriffen uns
gegenüber. Unsere Ziele sind es, die
Diskriminierung zu bekämpfen und
uns dafür einzusetzen, dass Sexarbeit
als Dienstleistung anerkannt wird.

Wie viele Frauen sind bei Euch
organisiert?

In unseren besten Zeiten hatten
wir 100 Mitglieder, alles aktive Sex-
arbeiterinnen. Derzeit sind wir unge-
fähr 70. Das hängt aber auch mit der
internen Migration zusammen. Viele

„Wir sind nicht da, um ewig

für sie die Opfer zu spielen!“

gehen zurück aufs Land oder ziehen
um in eine andere Stadt.

Was sind Eure Aktivitäten?
An den Internationalen Tagen wie

8. März (Internationaler Frauentag)
oder 25. November (Internationaler
Tag gegen Gewalt an Frauen) gehen
wir mit unseren Transparenten auf die
Straße und auch am 1. Mai demon-
strieren wir gemeinsam mit den
Arbeiter_innen, denn wir sehen uns ja
auch als Angehörige der Arbeite-
rinnenklasse. Genauso wie die Lohn-
situation Bauern und Bäuerinnen und
Angestellte betrifft, sind auch wir von
ihr betroffen …

Außerdem geht es viel um
eine Selbstermächtigung der
compañeras. Wir machen vie-
le Workshops mit den Psy-
chologinnen und Sozialarbei-
terinnen von Flor de Piedra.

Und wir, die wir heute
hier sind, sind so etwas wie
eine „Eingreiftruppe“ (grupo
de incidencia). Es geht uns
darum, Einfluss auf die kom-
munale Politik zu nehmen.
Derzeit arbeiten wir an einem
Beschlussvorschlag für die
Stadtverwaltung von San Sal-
vador, um das 4. Statut2

(ordenanza municipal) der
städtischen Verwaltungs-
ordnung zu ändern.

Habt Ihr Fragen an mich?

Ist Sexarbeit in Deutsch-
land legal?

Ja, seit 2002 gibt es ein
Prostitutionsgesetz und die
Sexarbeiterinnen können
sich jetzt regulär in den
Kranken-, Arbeitslosen- und
Rentenversicherungen versi-
chern. Außerdem sind Ent-

geltforderungen einklagbar gewor-
den und gleichzeitig hat es im Straf-
gesetzbuch Änderungen gegeben, so
dass die Schaffung eines angemes-
senen Arbeitsumfelds jetzt nicht
mehr strafbar ist, solange keine
Ausbeutung stattfindet. Aber es gibt
noch viele Schwierigkeiten mit der
Einführung dieses Gesetzes, da viele
Frauen sich weiterhin nicht melden,
da sie Angst vor Steuernachzahl-
ungen etc. haben. Außerdem sind ja
viele der Frauen Migrantinnen und
haben nochmal ganz andere Schwie-
rigkeiten mit Aufenthalts- und (vor
allem) Arbeitserlaubnissen.

Und wie ist es zu diesem Gesetz
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Im Gespräch mit salvadorianischen Sexarbeiterinnen über autonom organisierte Sex-

arbeiterinnen, das deutsche Prostitutionsgesetz, was Menschenhandel mit Sexarbeit zu tun hat

und ihr Verhältnis zur feministischen Frauenbewegung.
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gekommen? Haben das die Sexar-
beiterinnen erreicht oder ist die Re-
gierung da von selber drauf gekom-
men?

Besonders in den 1990er Jahren
gab es eine starke und sehr aktive
Hurenbewegung, die auch lange für
dieses Gesetz gekämpft hat. Jetzt hat
die Organisierung ein wenig abge-
nommen. Auch deswegen hat es mich
sehr interessiert, mich mit Euch zu
treffen, weil ich ja sehe, dass es
selbst in einem relativ liberalen Am-
biente (wie mit der bundesdeutschen
Gesetzeslage) wenig autonome Or-
ganisierung gibt.

Der Vorteil, den die organisierten
Sexarbeiterinnen in Deutschland hat-
ten, war, dass man ihnen zugehört hat
und sie Einfluss nehmen konnten. Ein
Traum von uns wäre es, so etwas wie
das Prostitutionsgesetz in Deutsch-
land durchzusetzen. Dass unsere Ar-
beit als legal anerkannt wird und dass
es nicht mehr so viele Verletzungen
unserer Rechte gibt. Es ist hier sehr
schwer für uns, Einfluss zu nehmen,
auch auf die Kommunalregierungen
(gobiernos municipales).

Es soll jetzt ein neues Gesetz ge-
gen Frauenhandel geben. Was für
einen Einfluss hat das auf Eure Ar-
beit?

Die neue Verordnung sollte sich
auf Migration beziehen, tut sie aber
nicht, sie redet davon, wo wir unseren
Job ausüben und uns bewegen dürfen.
Wir werden also angegriffen und ge-
straft. Wenn es doch eigentlich um
eine Strafe für die
Menschenhändler_innen gehen sollte,
nicht für uns.

Aber ich sehe nicht so ganz, von
wo sie da an das Thema herangehen
wollen. Dieses Gesetz ist ja offen-
sichtlich da, um uns zu schützen und
nicht, um uns Schutz zu entziehen …

Ich verstehe also nicht, wie sie
diese Verordnung lancieren wollen.
Aber sie arbeiten bereits an ihr. Unse-
rer Ansicht nach muss es darum ge-
hen, Frauen bei all ihren Migrations-
bewegungen zu schützen und hat erst
mal nichts mit Sexarbeit zu tun.

Manchmal denke ich mir, diese
Leute haben einen tollen akademi-
schen Titel und denken, alles zu wis-
sen, dabei wissen sie einfach gar nix!

Ich sehe keinen Sinn in diesem Ent-
wurf und denke, dass er ein totales
Desaster für sie sein wird. Aber wir
haben eben auf vielen Ebenen gegen
den Moralismus zu kämpfen. Ob in
der gesetzgebenden Versammmlung,
wo sie jede Gelegenheit nutzen, uns
einzuschränken ... oder in der Frauen-
bewegung ...

Wie ist Euer Verhältnis zur salva-
dorianischen Frauenbewegung/fe-
ministischen Bewegung?

Es gibt moralistische Tendenzen
innerhalb der Frauenbewegung. Es
gibt so einige Frauen, die wichtige
Posten in den verschiedenen Stadt-
und Gemeinderäten haben, aber gegen
die Sexarbeit sind. Wie kann denn das
sein, dass wir Frauen uns untereinan-
der angreifen und uns so wenig soli-
darisieren?

Ihre Argumente sind, dass Sex-
arbeit keine Arbeit sei, dass wir in der
Geschichte zurückgeblieben seien,
dass das nicht in die Politik mit ein-
bezogen werden sollte, weil es das
schon gar nicht mehr geben sollte …

Wir müssen uns den Respekt auch
bewegungsintern immer sehr erkämp-
fen. Letztes Jahr ist es uns passiert,
dass wir bei einem Frauentreffen von
Arbeitskreis zu Arbeitskreis gingen,
um uns Gehör zu verschaffen und
überall wurden wir ausgeschlossen.

Mit ihren Kommentaren werden
wir abqualifiziert, sie erklären uns für

geistig zurück geblieben. Und sie be-
handeln uns ewig wie die Opfer von
irgendwas. Aber die Wahrheit ist, dass
die meisten von uns sich für diese Ar-
beit und diesen Lebensunterhalt ent-
schieden haben. Und das haben wir
auch in Treffen und auf Versammlun-
gen immer wieder klar gemacht: „Wir
sehen uns nicht als Opfer!“

Ich als Frau, wenn ich eine gute
Ausbildung hätte, könnte ich viel-
leicht etwas anderes arbeiten. Ich
kann aber auch ein gutes Ausbil-
dungsniveau haben und trotzdem hier-
mit mein Geld verdienen. Das ist mei-
ne Option und meine Entscheidung.
Wir wollen nicht als die gesehen wer-
den, die nur hier sind, weil wir nir-
gends anders sein können … Als Frau-
en haben wir die gleiche Verantwor-
tung, die gleichen Verpflichtungen
und die gleichen Rechte.

Aber mit einer breiten Unterstüt-
zung von Seiten der Frauenbewegung
können wir hier nicht rechnen. Viel-
leicht eher noch auf persönlicher
Ebene, aber nicht auf institutioneller
Ebene.

Aber wir sind auch nicht da, um
ewig für sie die Opfer zu spielen.
Dann ziehen wir uns eher zurück,
wenn sie uns nicht zuhören. Obwohl
sie das wirklich lernen sollten … Wir
werden uns auf jeden Fall nicht von
den Idealen verabschieden, die wir ha-
ben.

Aber es fühlt sich natürlich schon
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hart an, dass dir aus deinen eigenen
Reihen gesagt wird, dass dein Kampf
ein Rückschritt ist. Und das in einer
Arbeitsgruppe, in der es gerade um
die ökonomischen, sozialen und kul-
turellen Rechte geht. Und das sind
doch die, die uns Frauen hier in El
Salvador am meisten fehlen. Wenn
wir vermögend wären, wären wir doch
keine Huren!

Sie (die Feministinnnen von der
Concertación Feminista Prudencia
Ayala3 ) sind Frauen aus einer anderen
sozialen Klasse. Aber wir geben uns
sehr viel Mühe und mit aller Geduld
versuchen wir, ihnen zu erklären, dass
wir eine Herausforderung angenom-
men haben, nämlich die Anerkennung
von Sexarbeit in El Salvador durchzu-
setzen.

Und außerdem: Welche Frau ist
denn nicht ausgebeutet? Welche Frau
in welcher Arbeit ist denn nicht aus-
gebeutet? Und das gilt für alle Länder
dieser Welt.

Uns mangelt es an vielem. Wie
eben in jeder anderen Arbeit. Denn in
diesem Land hier wird dir niemand sa-
gen, dass er/sie glücklich mit seiner/
ihrer Arbeit ist. Nicht mal die, die für
die Regierung oder für irgendeine pri-
vate Firma arbeiten.

Wir sind alle ausgebeutete Frauen!
Warum können sich dann nicht die
Sexarbeiterinnen mit ihrem Beruf
durchsetzen? Ausbeutung gibt es doch
auf allen Ebenen, auf allen Gebieten,
in allen Arbeitsbereichen …

Aber die Concertación Feminista
von El Salvador versucht gerade, so
etwas wie einen sozialen Gender-
Normenkatalog durchzusetzen. Und
dann reden wir davon, dass sie  wei-
terhin die Körper der Frauen verskla-
ven. Sie leisten doch genau einen Bei-
trag dazu, dass unsere Körper weiter-
hin kontrolliert werden … Denn wir
Huren sind Schlüsselpersonen für die
Entwicklung einer Gender-Debatte in
diesem Land. Weil, wir bewegen uns
im öffentlichen Raum. Und die Poli-
zei legt uns Geldstrafen auf …

Wir überschreiten Grenzen im
Kampf für die Bewegungsfreiheit in
diesem Land und wir setzen uns ein
für eine Befreiung des Körpers. Denn
dieser ist mein Körper und mit dem
mache ich, was ich will.

1 Flor de Piedra wurde 1991 von der

Lutherischen Universität als Weiterbild-

ungsprojekt gegründet. Den Frauen sollten

berufliche Alternativen ermöglicht werden.

Allerdings wurde es sowohl von den

Angestellten als auch von den Klientinnen

als zu assistenzialistisch empfunden. Die

Sexarbeiterinnen sollten „gerettet“ werden.

Daraufhin wurde die Organisation autonom

und begann, das Projekt auf den Gesund-

heitssektor zu erweitern (HIV-Prävention,

Kondombenutzung). Sie wird heute von

aktiven, ehemaligen und nie gewesenen

Sexarbeiterinnen gemeinsam geleitet.

2 Dieses Statut trägt den Titel

„contravencionales“, was soviel heißt wie

„den Verstoß/die Übertretung betreffend“.

Diese Übertretung wird definiert als

„jegliche Tat und jegliches Versäumnis, die

das harmonische soziale Zusammenleben,

dem Gemeinwohl zuträgliche Verwal-

tungstätigkeit und die Rechtssicherheit

verletzt“. Als Sanktionen für diese „Verstöße“

können Sozialstunden und Geldstrafen

verhängt werden. Im Kapitel III dieses

Statuts, in dem es um Angriffe auf die

„öffentliche Moral“ geht, wird im Artikel 36

auch der „Handel mit sexuellen Diens-

tleistungen“ reglementiert und

sanktionierbar gemacht. (siehe auch: http://

www.amss.gob.sv/pages/gobmuni/

normativas/ordenanza/contravencional/

contravencional.htm)

3 www.concertacionfeministaprudenciaayala.

org/index.php

Anzeige
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Nicaragua

Managuas Wände und Mauern sind
übersät mit Slogans: Nein zum Pakt
Ortega-Aleman, Nein zu den CPCs,
Nein zur Diktatur! Nicht alle können
schnell mit rot und schwarz überpin-
selt werden. Die übergroßen Plakate,
auf denen der Präsident mit erhobener
Faust die Armen der Welt aufruft sich
zu erheben, sind Zielscheibe für
Farbbomben.

Auf dem Land allerdings heißt der
Präsident bei nicht wenigen noch
Comandante Daniel, wie zu alten Zei-
ten. Und so gibt es auch weiterhin vie-
le FSLN-Anhänger_innen, für die die
„2. Etappe der sandinistischen Revo-
lution“ angebrochen ist und die wei-
terhin treu zu Daniel Ortegas FSLN
stehen, komme was wolle. Die Dis-
kussionen um Demokratieabbau,
Autoritarismus und Intransparenz
scheinen weit weg, werden von ihnen
gar nicht geführt. Im Vordergrund ste-
hen die sozialen Programme der Re-
gierung Daniel Ortegas, die für viele
auf dem Land eine Verbesserung ihrer
Lage bedeutet.

Soziale Politik auf dem Land

„In den 16 Jahren neoliberaler Re-
gierung wurden wir auf dem Land
vollkommen vergessen, jetzt passiert
zwar auch viel zu wenig, aber es tut
sich zumindest etwas“ ist eine häufige
Aussage auf dem Land. Möglich ma-
chen diese Veränderungen die Geld-
ströme aus Venezuela1 .

Mit ihnen wird zum Beispiel in
den Straßenbau investiert, damit ent-
legenere Regionen bei starken Regen-
fällen nicht vom Umland abgeschnit-
ten werden.

Kleine und mittlere Produ-
zent_innen treten wieder in den Fokus
der Politik. Sie werden zum Teil mit
Produktionskrediten unterstützt, eine
Entwicklungsbank, die zinsgünstige

Eine Diktatur fällt nicht vom Himmel

Etwas soziale Politik

und viel Repression
Wer heute in Nicaragua unterwegs ist, trifft auf Menschen,

die in verschiedenen Welten zu leben scheinen.

Kleinkredite gibt, soll bald realisiert
werden. Die Mehrheit der Klein-
bäuer_innen ist bis jetzt auf die Kre-
dite der Kleinkredit-Organisationen
(microfinancieras) und informelle
Geldverleiher_innen mit zweifelhaf-
tem Ruf angewiesen. Unter 20 Pro-
zent  Zinsen ist kaum ein Kredit zu
bekommen, und wenn nicht zurückge-
zahlt werden kann, wird das Land kon-
fisziert.

Im Rahmen des „Null-Hunger Pro-
gramms“ sollen 75 000 armen
Bauernfamilien Saatgut, Kleinvieh,
eine Kuh und das notwendige (Bau-)
Material bekommen. Mit diesem Pa-
ket, dem sogenannten „bono produc-
tivo“, im Wert von $ 1500 soll ihnen
weitgehende wirtschaftliche Unabhän-
gigkeit ermöglicht werden.

Deutliche Verbesserungen für die
arme Bevölkerung gibt es im Bil-
dungs- und Gesundheitsbereich:

Die Schulgebühren wurden abge-
schafft, ebenso wie der Uniform-
zwang, was einen deutlichen Anstieg
der Schüler_innenzahlen zur Folge
hat. Für 2009 wurde eine
Volksbefragung für eine in-
haltliche und methodische
Neugestaltung des Unter-
richts angekündigt.

Mit dem Alphabeti-
sierungsprogramm „yo si
puedo“ soll Nicaragua vom
(Erwachsenen-) Analpha-
betismus befreit werden.
Diese kubanische Methode
wird von bezahlten Koordi-
nator_innen und einer Viel-
zahl von freiwilligen
Helfer_innen landesweit
umgesetzt.

Das Gesundheitssystem
strebt nicht nur eine Ver-
besserung der Versorgung
durch erhöhte Ausgaben an,
sondern auch durch die Ein-

beziehung der Bevölkerung in
Aufklärungs- und Präventionsarbeit.
Als wesentliche Fortschritte werden
auf dem Land die verbesserte Versor-
gung mit Gratis-Medikamenten und
der kostenlose Ambulanz-Transport
bei Notfällen wahrgenommen.

Diese Veränderungen im Alltag
sorgen bei vielen für eine Zustim-
mung zur Regierungspolitik: „Ja es tut
sich etwas“. Aber häufig scheint die-
ses „etwas“ eher symbolisch zu sein.
Bei der Realisierung hakt es, oder es
hat sogar einen bitteren Beige-
schmack:

Das Finanzvolumen der geplanten
Entwicklungsbank ist mit 3 Millionen
Dollar verschwindend gering. Das ge-
samte Kapital aller Mikrofinanz-Or-
ganisationen in Nicaragua beträgt 400
Mio Dollar. Eine wirkliche Änderung
des Kreditmarktes wird also verfehlt
werden. Der Mehrheit der
Kleinbäuer_innen bleibt weiterhin nur
der Gang zu den microfinancieras
oder den informellen Geldver-
leiher_innen. Dass Daniel Ortega die
Kreditnehmer_innen gegen die
microfinancieras aufhetzt, wie zuletzt
in Ocotal im Norden des Landes, ist
kaum Zeichen für eine realistische
Politik. Patricia Padilla vom Dachver-
band der microfinancieras ASOMIF:
„Wenn der Staat auf mittlere Sicht
keine ausreichenden Kleinkredite ver-
geben kann, muss er mit diesen Orga-
nisationen zusammenarbeiten und ver-
suchen, der Kleinkreditvergabe einen
vernünftigen legalen Rahmen zu ge-
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ben und so ausufernde Zinsen zu ver-
hindern.“ Diese Art von Pragmatismus
liegt Ortega jedoch fern: Polarisie-
rende Agitation tritt an die Stelle von
einem notwendigen Dialog, auch
wenn dies zu Lasten der Kleinkredi-
tnehmer_innen geht.

Wie so oft drängt sich die Frage
nach den Prioritäten auf, die die Re-
gierung setzt: Geht es wirklich darum,
die Probleme der Bevölkerung zu lö-
sen oder haben die Maßnahmen der
Regierung eher den Charakter von
Propaganda-Aktionen, die die eigene
Macht festigen sollen? - Nicht überall
fällt die Unterscheidung leicht: Vie-
len Maßnahmen liegen fortschrittli-
che Konzepte zu Grunde, sie verkeh-
ren sich in der Umsetzung aber oft ins
Gegenteil.

Auch das „Null-Hunger Pro-
gramm“, das auf ein Konzept für einen
„integrativen Kleinbauernhof“ aufbaut,
erweist sich im Ergebnis als zweifel-
haft:

Auch wenn die Kuh noch fehlt und
sich die Verteilung schleppend gestal-
tet, kommen die Bestandteile des
„bono productivo“ an. Wer in den
Genuss dieses Programms kommen
will, muss aber genug Land besitzen
um die Tiere versorgen zu können.
Die wirklich Armen werden so von
vornherein ausgeschlossen. Da die zur
Verfügung stehende Geldmenge be-
grenzt ist, kommen bspw. in einer Ge-
meinde von 270 Familien nur 10 in
den Genuss des Paketes, welches für
sie einen enormen Wert darstellt –
die Privilegierung einzelner Familien
dürfte nicht ohne Konsequenzen blei-
ben.

Die Auswahl der begünstigten Fa-
milien trifft der lokale Bürgerrat
(CPC). Die CPC wurden von Ortegas
Ehefrau Rosario Murillo den schon
bestehenden Strukturen der Bür-
ger_innenbeteiligung übergestülpt.
Zwar theoretisch offen für alle, wer-
den sie von FSLN  Anhänger_innen
dominiert. So wäre es verwunderlich,
wenn diese Möglichkeit alte Freunde
zu belohnen und neue Freunde zu
schaffen, nicht genutzt würde. Denn
auch sonst besticht die Regierung
durch Klientelismus. Von den 520
Millionen Dollar2  Wirtschaftshilfe
aus Venezuela werden nicht nur die
sozialen Programme finanziert, son-
dern viel Geld kann auch ungestört in

andere Taschen fließen, da die Regie-
rung keinerlei Rechenschaft über die
Verwendung des Geldes gibt. Abge-
wickelt über die private Organisation
ALBANISA taucht diese Summe nicht
im Staatshaushalt auf, obwohl die
Hälfte nach 25 Jahren zurückbezahlt
werden muss, also faktisch Staats-
schulden entstehen. Vizepräsident von
ALBANISA ist der FSLN-Schatzmei-
ster Francisco Lopez. William
Rodriguez von der Bewegung Otro
Mundo Posible sieht hierin den Dreh-
und Angelpunkt
der FSLN-Poli-
tik: “Die linke
Oligarchie hat
sich eine Vielzahl
von Möglichkei-
ten geschaffen,
sich an den
ALBA-Geldern
nicht nur direkt
zu bereichern,
sondern beson-
ders über die
Ausführung der
sozialen Pro-
gramme.“ Der
Radio-journalist William Grigsby er-
gänzt, dass es eine enorme Kluft zwi-
schen der reichen Führungsschicht
und der armen Basis der FSLN gebe.
Die Führungsschicht habe aber kei-
nerlei Interesse an einem grundlegen-
den gesellschaftlichen Transformat-
ions-prozess. „Wie sich an der Positi-
on der Regierung zu CAFTA und dem
Assoziierungsabkommen Zentral-
amerikas mit der EU, zu den IWF
Programmen und den Inlandsschulden
zeigt, gibt es eine Kontinuität neo-
liberaler Politik“.

Eine Kommunalwahl, die den

Namen nicht mehr verdient

Eindeutiger als in den sozialen
Maßnahmen zeigt sich der Charakter
der „Regierung für Einheit und Ver-
söhnung“, wie sie sich selbst nennt,
im Umgang mit der Opposition. Stück
für Stück werden demokratische
Gestaltungsspielräume beschnitten.
Der vom Pakt Ortega-Aleman be-
herrschte Oberste Wahlrat (CSE) er-
kannte im Mai der konservativen PC
und der sandinistischen Erneuerungs-
bewegung MRS mit fadenscheinigen
Begründungen ihre juristische Person

ab. So sind sie von der im November
stattfindenden Kommunalwahl ausge-
schlossen. Ein weiterer Machtgewinn
für die Pakt-Parteien FSLN und PLC,
in der noch immer der wegen Korrup-
tion rechtmäßig verurteilte Arnoldo
Alemán die Fäden zieht. Aber Überra-
schungen erwarten sowieso nur weni-
ge bei den kommenden Wahlen.
Monica Baltodano von der „Bewegung
zur Rettung des Sandinismus“3  ver-
mutet wie viele andere Beobach-
ter_innen, dass der Ausgang der Wah-

len bereits jetzt zwischen Ortega und
Alemán abgestimmt ist. Dafür spricht,
dass der Oberste Wahlrat, anders als
bei bisherigen Wahlen, sämtliche in-
und ausländischen Wahlbeobach-
ter_innen abgewiesen hat. Ortega:
„Was für ein Beobachter könnte quali-
fizierter sein als der, der seine Partei
verteidigt?“ Bereits im Vorfeld bekla-
gen die Medien zahlreiche Unregel-
mäßigkeiten beim Einschreibungs-
prozess.

Umgang mit der Opposition:

Noch autoritärer Regierungs-

stil oder schon Diktatur?

Um ihre Macht zu sichern, nutzt
die Regierung Ortega derzeit außer
dem Wahlrat vor allem den Justiz-
apparat, der der FSLN in weiten Tei-
len zu Diensten steht.

Ende August wurde der ehemalige
sandinistische Kultusminister und
heutige Kritiker Ortegas, Ernesto
Cardenal, wegen Verleumdung verur-
teilt. Das Urteil greift einen Fall aus
dem Jahr 2003 auf, der aus Grund-
stücksstreitigkeiten mit dem Ge-
schäftsmann Immanuel Zerger hervor-
ging. Das damalige Urteil, das

Die Alfabetisierungkampagne lebt von der Arbeit vieler Freiwilliger
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Zergers Verleumdungsvorwurf abge-
wiesen hatte, wurde aufgehoben und
eine Geldstrafe gegen Ernesto
Cardenal verhängt. Nur eine Woche
vor dem absurden juristischen Schau-
spiel war der Befreiungstheologe vom
paraguayischen Präsidenten Fernando
Lugo mit persönlichen Ehren zu sei-
ner Amtseinführung empfangen wor-
den. Der ebenfalls eingeladene Ortega
allerdings kam nicht. Grund war wohl
weniger ein Schaden an seinem Flug-
zeug, so die offizielle Verlautbarung,
sondern eher der Protest von zahlrei-
chen Frauenorganisationen gegen ihn.
Nicht nur in Paraguay laufen die
Frauenorganisationen Sturm gegen
Ortega, den sie als Vergewaltiger (sei-

ner Stieftochter Zoilamerica) und
Frauenhasser bezeichnen. Auch in
Peru und  Honduras wurde gegen sei-
ne Person und seine Frauenpolitik,
die im Verbot des Schwangerschafts-
abbruches aus medizinischen Gründen
gipfelt, mobilisiert und protestiert. In
Honduras trat sogar die Frauen-
ministerin aus Protest gegen einen
Besuch des nicaraguanischen Präsi-
denten zurück.

In Nicaragua ist die soziale Bewe-
gung gespalten in FSLN-nahe und
parteiunabhängige Bewegungen. Kann
Ortega die einen recht mühelos steu-
ern, sind die unabhängigen ein ständi-
ger Dorn im Auge, allen voran die
Frauenorganisationen, die sich über
die Jahre am wenigsten in den Partei-
apparat haben einbinden lassen.

Besonders die Frauenbewegung

hat unter der anwachsenden Repressi-
on zu leiden. Schon im Dezember
2007 wurden neun Frauen angezeigt.
Ihnen werden verschiedene Delikte
im Zusammenhang mit einem Fall aus
dem Jahr 2003 vorgeworfen. Ihnen
wird vorgeworfen, eine Abtreibung an
einem von seinem Siefvater vergewal-
tigten neun-jährigen Mädchen unter-
stützt zu haben. Eine der Beklagten,
Violeta Delgado von der Autonomen
Frauenbewegung  MAM erklärt: „Die
Anklage steht auf sehr wackeligen Fü-
ßen, wir haben wenig Angst vor einer
Verurteilung. Der Zweck der Anklage
besteht wohl eher darin uns einzu-
schüchtern und uns mit unserer Ver-
teidigung beschäftigt zu halten.“

In den letzten Wochen wurde der
Druck auf kritische und unabhängige
Bewegungen und NGOs stark ver-
schärft. Insgesamt 17 NGOs warf die
Regierung Ende September Geld-
wäsche vor. Es handelt sich dabei um
als juristische Person eingetragene
NGOs, die anderen Gruppierungen,
die nicht über diese Eigenschaft ver-
fügen, die Annahme von Spenden-
geldern Dritter ermöglicht haben. So
fungierte das Zentrum für Kommu-
nikationsforschung CINCO als Mitt-
ler für Gelder, die von der britischen
NGO Oxfam an die Autonome Frau-
enbewegung MAM geflossen sind.
Keine unübliche Praxis, aber Grund
genug gegen kritische Stimmen vor-
zugehen. Dazu Sofia Montenegro,
Leiterin des CINCO und ehemalige
Chefredakteurin der FSLN-Parteizei-
tung Barricada: „Die FSLN strebt
eine Verfassungsreform an, die
Ortega eine dritte Amtszeit ermögli-
chen soll. Um die Opposition dage-
gen im Vorfeld auszuschalten, über-
ziehen sie uns mit diesen Verfah-
ren.“ Von den Vorwürfen betroffen
sind außerdem die Coordinadora
Civil, ein Dachverband von NGOs, die
Bewegung Otro Mundo Posible, die
Kampagne 28. September, die gegen
das totale Abtreibungsverbot vorgeht
und weitere lokale Organisationen.

Doch nicht nur mit dem juristi-
schen Knüppel wird vorgegangen.

Konnten Ende Juni noch in Mana-
gua 15 000 Menschen friedlich gegen
die „Ortega-Diktatur“ demonstrieren,
war dies Ende September beim
Wahlkampfauftakt in León für die Op-
position nicht mehr möglich. (siehe

Kasten) Verhaftungen gab es nicht.
Vielleicht zeigen sich hier schon Fol-
gen der Umstrukturierung der Polizei,
bei der die Macht der unabhängigen
und kritischen Polizeichefin Aminta
Granera begrenzt wird, in dem ihr li-
nientreuere Fürhrungskräfte an die
Seite gestellt werden.

Noch im Juli hatte Dora Maria
Tellez von der MRS relativierend von
einer „institutionellen Diktatur“ ge-
sprochen, waren doch Polizei und vor
allem Militär noch unabhängig. Vor-
fälle wie der in León werfen neue
Fragen auf. „Eine Diktatur fällt nicht
vom Himmel“ gibt Monica Baltodano,
die für die MRS Allianz im Parlament
sitzt, zu bedenken: „Auch die Somoza-
Diktatur hat sich in den ersten Jahren
durch soziale Maßnahmen eine breite
Zustimmung geschaffen, so die Ein-
führung einer Arbeitsgesetzgebung
und der Sozialversicherung. Die mas-
sive Repression der Bevölkerung
durch Polizei und Militär begann erst
später.“ Ob sich Polizei und Militär
der Vereinnahmung entziehen können,
ist angesichts der jüngsten Entwick-
lung fraglich.

Fest steht, dass für kritische Stim-
men die Lage in Nicaragua nicht ein-
facher wird.

Mit den Bürgerräten (CPC) hat die
Regierung eine im wahrsten Sinne des
Wortes schlagkräftige Struktur ge-
schaffen, die nicht davor zurück-
schreckt, politische Gegner_innen
nicht nur einzuschüchtern, sondern
auch auf sie einzuschlagen. Denn sie
weiß auch, dass der politische Macht-
erhalt nicht nur an der Urne oder mit
dem Gesetzbuch, sondern auch auf
der Straße erkämpft und verteidigt
wird. Um der Opposition im Wahl-
kampf dort so wenig Platz wie mög-
lich zu lassen, werden schon seit Wo-
chen in Managua alle wichtigen
Kreisverkehre und Straßenecken be-
setzt. Dort stehen FSLN-
Anhänger_innen in weißem T-Shirt
mit der pinkfarbenen Aufschrift „ El
Amor es mas fuerte que el Odio“
(Die Liebe ist stärker als der Hass).
Um dies zu verdeutlichen findet sich
auch mal eine Bibel in den Händen
der etwas anderen Kreisverkehr-
bewohner_innen. Die Handschrift von
Rosario Murillo ist unverkennbar.
Regierungskritiker_innen aller
Coleur werden jedoch gleichzeitig

Der Wolf im Schafspelz:

FSLN-Anhänger_innen beim

„Gebet gegen den Hass“
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Gewaltsame Unterdrük-

kung einer Kundgebung

am 20. September 2008 in

León

Für den 20. September hatten
verschiedene Organisationen zu
einer nationalen Kundgebung nach
León aufgerufen. Sie wollten in
der FSLN-Hochburg León gegen
die Regierung Daniel Ortega de-
monstrieren. Der von der Polizei
genehmigte Protestmarsch wurde
von FSLN-Sympathisant_innen ge-
waltsam verhindert.
Schläger_innentrupps verhinderten
schon auf den Einfallstraßen die
Anreise der Demonstrant_innen.
Mit Baseballschlägern, Macheten
und Steinen gingen sie auch gegen
die Polizist_innen vor, die ver-
suchten, den Anreisenden Durch-
fahrt zu verschaffen. Das Auto des
Vorsitzenden der MRS ging in
Flammen auf. Von den Medien
werden Bilder gezeigt, die den
Bürgermeisterkandidaten der
FSLN für León als aktiv Beteilig-
ten zeigen.

Die Gewalttaten, die eine Rei-
he von Verletzten hinterließen,
führten weder zu polizeilichen Er-
mittlungen noch zu Verurteilun-
gen. Im Gegenteil, Minister_innen
und hohe Funktionär_innen der
FSLN sahen in den Ausschreitun-
gen „einen Kampf gegen die Rech-
te, in dem die FSLN keinen Milli-
meter zurückweichen werde“,
 und die Reaktion von Menschen,
die „ihr Territorium verteidigen“.

Nach den Regeln des Pacto:

Der FSLN gelingt ein höchst

umstrittener Wahlsieg

(ea) Für den 9. November waren
die Nicaraguaner_innen aufgerufen,
ihre Bürgermeister_innen und Ge-
meinderäte zu wählen. Der Wahlpro-
zess hat vor allem zwei Dinge gezeigt:
Daniel Ortega und die FSLN sind wei-
terhin nicht daran interessiert, die ih-
nen ablehnend gegenüberstehende
Mehrheit der Nicaraguaner_innen
durch Überzeugung für sich zu gewin-
nen, sondern sie bleiben bei ihrer po-
litischen Strategie, mit allen Mitteln
weitere Machtpositionenen zu gewin-
nen. Die bisher schon gewonnene
Macht steht dabei voll im Dienste
dieser Strategie. Die Opposition hatte
dem nicht viel entgegenzusetzen.

Die entscheidende Rolle

des Obersten Wahlrat

Der gesamte Verlauf der diesjähri-
gen Gemeindewahlen hat wieder ein-

mal gezeigt, welch entscheidende Be-
deutung es dabei hat, wenn man den
Obersten Wahlrat CSE (Consejo
Supremo Electoral) beherrscht. In
dem Pakt zwischen Daniel Ortega und
Arnoldo Alemán war 1999 eine sorg-
fältige Machtbalance in diesem wich-
tigen Staatsorgan vereinbart worden:
Von den sieben Personen gehören je
drei der FSLN und der PLC an, die
siebte Person ist neutral. Die Pakt-
parteien einigten sich darauf, diesen
Posten mit Roberto Rivas, einem Ver-
trauten von Kardinal Obando y Bravo
zu besetzen. Seitdem es vor den
Präsidentschaftswahlen 2006 zu einer
Annäherung zwischen Daniel Ortega
und Kardinal Obando y Bravo gekom-
men ist, kann sich die FSLN über die
Entscheidungen des Neutralen nicht
mehr beklagen – alle ihre Wünsche
bekommen eine Mehrheit.

Aber häufig sind sich auch PLC

1 Im Rahmen seiner Mitgliedschaft in der

Wirtschaftsgemeinschaft ALBA profitiert

Nicaragua von der großzügigen

Unterstützung Venezuelas. Die Bedeutung

dieser Kooperation ist im Detail schwer zu

beurteilen, da die Regierung Ortega mit

konkreten Informationen sehr zurückhaltend

ist. Die wichtigste Komponente ist das

Energieabkommen, das es Nicaragua

ermöglicht, Treibstoff zum Marktpreis zu

sehr günstigen Zahlungsbedingungen in

Venezuela zu kaufen. Nicaragua muss 50 %

innerhalb 90 Tagen direkt zahlen, die

restlichen 50 % innerhalb von 23 Jahren,

zusätzlich 2 Jahre Stundung, zu einem

Zinssatz von 2 %. Die gestundete Hälfte

geht wiederum zur Hälfte in den

sogenannten Fondo ALBA, der für

Infrastrukturprojekte und soziale Projekte

verwendet wird. Die Verwendung der

anderen Hälfte ist unklar. Im Vertrag selbst

steht dazu nur, sie „geht an den Staat“.

2 Diese Zahl 520 Millionen Dollar ist

bezeichnend für die Informationspolitik der

Regierung. Daniel Ortega hat sie in einer

Fernsehsendung im Mai 2008 für die Höhe

der Hilfe aus Venezuela innerhalb der

vergangenen 18 Monate genannt. Im

September war dann in einem Bericht der

Zentralbank zu lesen, im Jahr 2007 wären

184.9 Millionen Dollar aus Venezuela

gekommen. Der offensichtliche

Widerspruch zwischen den Zahlen ist

bisher ungeklärt.

3 Die politische Gruppierung „Bewegung zur

Rettung des Sandinismus“ (Movimiento por

el Rescate del Sandinismo) ist eine

Abspaltung der FSLN die eine Allianz mit

der Partei Movimiento Renovador

Sandinista (MRS) eingegangen ist.

ganz unliebevoll und hasserfüllt als
rechte Bourgeoisie, als vom CIA be-
zahlte Agenten des Imperiums titu-
liert. Wie lange dem wachsenden Wi-
derstand gegen die autoritäre Politik
der Regierung Ortegas noch mit alten
antiimperialistischen Beleidigungen
beizukommen ist wird sich zeigen.
Sofia Montenegro vom CINCO ruft
die europäischen Nicaragua-Initiati-
ven auf, sich wieder ihrer politischen
Ursprünge zu besinnen und die Oppo-
sition im Lande im Sinne einer Ver-
teidigung des Sandinismus zu unter-
stützen.

Wahrscheinlich ist, dass die näch-
sten Monate wenig Liebe, aber sehr
viel Machtstreben einer verunsicher-
ten, ideologisch und personell schwa-
chen, aber finanzkräftigen FSLN se-
hen werden, für die das Motto lautet:
Belohne deine Freunde, bestrafe dei-
ne Feinde. Für die europäischen Nica-
ragua-Initiativen könnte Menschen-
rechtsarbeit zum Thema werden.

Raphael Kiczka, Andrés Schmidt
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und FSLN im Obersten Wahlrat einig.
So als sie gemeinsam im Februar
2008 dem Bürgermeisterkandidaten
für Managua Eduardo Montealegre
die Präsidentschaft in der liberalen
Parteienallianz ALN aberkannten.1

Durch geschicktes Ausnutzen von per-
sönlichen Differenzen in der ALN
entzogen sie Montealegre seine Basis
und zwangen ihn zurück in den Schoß
der PLC Arnoldo Alemáns. Die PLC,
die Montealegre bei den Präsident-
schaftswahlen 2006 noch vehement
als Paktpartei und Instrument des kor-
rupten Alemán bekämpft hatte, bot
ihm jetzt unter dem Banner der „Ein-
heit der Liberalen“ eine landesweite
Allianz und die Kandidatur in Mana-
gua an. Eine lästige Konkurrenz wurde
so durch Umarmung gezähmt. Die
FSLN war es natürlich auch zufrieden,
dass ihr Hauptkonkurrent um den
wichtigen Bürgermeisterposten in
Managua seine Glaubwürdigkeit
selbst demontierte.

Der Wahlausschluss der

Parteien MRS und PC

Am 11. Juni erfolgte der nächste
schwere Eingriff des CSE in den
Wahlprozess. Einstimmig beschlos-
sen seine Mitglieder den beiden Par-
teien MRS (Movimiento Renovador
Sandinista) und PC (Partido
Conservador) die Rechtsfähigkeit ab-
zuerkennen. Die vom Obersten Wahl-
rat präsentierten Vorwürfe wurden von
beiden Parteien bestritten. Im Fall der
MRS wurde vom CSE behauptet, dass
es zu Formverstößen bei der Aktuali-
sierung von Parteivorständen auf
Provinzebene gekommen sei. Im Fall

der PC, dass in weniger als 80 Pro-
zent der Gemeinden Kandidat_innen
aufgestellt worden seien, wie es das
Wahlgesetz verlangt. Unmittelbare
Konsequenz dieser Entscheidung, ge-
gen die Einsprüche vor Gericht anhän-
gen, war es, dass beide Parteien an
den Gemeindewahlen vom 9. Novem-

ber nicht teilnehmen durften. Ganz
offensichtlich haben sich die beiden
Paktparteien gegenseitig geholfen,
unliebsame politische Konkurrenz los
zu werden. Der Vorgang hat auf natio-
naler und internationaler Ebene zu er-
heblichen Protesten geführt.2

Keine unabhängige

Wahlbeobachtung

Ein weiterer Diskussionspunkt,
der die Gemüter in Nicaragua über
Monate erhitzte, war das Für und Wi-
der einer unabhängigen Wahlbeobach-
tung. Wahlbeobachtung durch nationa-
le und internationale Organisationen
hat es seit 1990 bei jeder Wahl gege-
ben, aber das nicaraguanische Wahl-
gesetz schreibt sie nicht vor, sondern
überlässt sie dem Ermessen des
Wahlrats. Der stellte sich diesmal auf
den Standpunkt, dass die Überwa-
chung durch die Wahlhelfer_innen der
beteiligten Parteien, die fast aus-
schließlich den beiden großen Partei-
en FSLN und PLC angehören, genüge.
Er machte sich damit die Meinung
Daniel Ortegas zu Eigen, der interna-
tionale Wahlbeobachtung polemisch
als Einmischung abqualifizierte. Es
wurde nur eine internationale Organi-
sation, der Consejo de Expertos Elec-
torales de América Latina (CEELA),
zugelassen. Eine ganze Reihe von na-
tionalen Organisationen hatten ihre
Akkreditierung beantragt. Sie wurden
bis ein paar Tage vor der Wahl hinge-
halten. Zum Schluss wurde keine zu-
gelassen. Begründet wurde dies damit,
dass es inzwischen für die Organisati-
on einer effektiven Überwachung zu
spät sei. Den beiden renommiertesten
Organisationen Ética y Transparencia
(EyT) und Instituto para el Desarrollo
y la Democracia (IPADE) war vom
Wahlratsvorsitzenden Rivas schon zu-
vor ihre regierungskritische Einstel-
lung als Ablehnungsgrund genannt
worden. An der ganzen Debatte betei-
ligte sich die PLC nicht. Sie bezog
zwar Position für die Akkreditierung
von EyT und IPADE, forderte aber den
Obersten Wahlrat niemals definitiv
auf, die Organisationen zuzulassen.

Erschreckende Polarisierung

Die heftigen Diskussionen, die der
Wahlausschluss der beiden Parteien

MRS und PC und die Verweigerung
einer unabhängigen Wahlbeobachtung
hervorgerufen hatten, führten zu einer
Polarisierung der Wähler_innen, die
von der FSLN noch zusätzlich ange-
heizt wurde. Ähnlich wie die rechten
Regierungen vor ihr nutzte die FSLN
die Vorteile einer Regierungspartei
hemmungslos aus. Haushaltsmittel
wurden für Wahlwerbung verwendet,
die verschiedenen sozialen Hilfspro-
gramme der Regierung terminlich an
das Wahldatum gekoppelt und mit
FSLN-Wahlpropaganda garniert. Alles
lief ab wie auch früher bei den Rech-
ten, ohne dass der Wahlrat einge-
schritten wäre. Wesentlich dramati-
scher als diese üblichen Regierungs-
geschenke war aber das gewalttätige
Vorgehen von FSLN-
Sympathisant_innen gegenüber den
politischen Gegner_innen (siehe Ka-
sten).

Die Gegenseite war genauso we-
nig zimperlich. Der Regierung Ortega
wurden eindeutige diktatorische Ten-
denzen unterstellt und Ortega wurde
hemmungslos mit Somoza gleichge-
setzt.

Was stand zur Wahl?

Fünf Parteien waren zur Wahl zu-
gelassen, neben den beiden großen
Parteien, den Paktparteien FSLN und
PLC, noch die Alianza Liberal
Nicaragüense (ALN), die Partido de
Resistencia Nicaragüense (PRN) und
die Partido Alternativa por el Cambio
(AC). Die letzten drei sind politisch
unbedeutend und lehnen sich an die
beiden großen Parteien an.

Die beiden Großen traten als Alli-
anzen an, die FSLN mit denselben un-
bedeutenden Partner_innen wie in den
vergangenen Wahlen, die PLC mit der
Gruppe um Eduardo Montealegre. Die
Gruppe „Vamos con Eduardo (VcE)“,
so der Name der Unterstützer_innen
des neoliberalen Bankiers
Montealegre, vergaß ihre Skrupel ge-
genüber dem korrupten, rechtskräftig
verurteilten Ehrenpräsidenten der
PLC, Arnoldo Alemán. Unter dem
Motto der „Einheit der Liberalen“
teilten sich PLC und VcE die
Kandidat_innenplätze vor der Wahl.

FSLN und PLC hatten ihr Ziel er-
reicht. Den Nicaraguaner_innen blieb
nichts anders mehr übrig, als sich zwi-
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schen Daniel Ortega und Arnoldo
Alemán zu entscheiden.

Was dies für ein Dilemma ist,
zeigte sich an den Wahlempfehlungen
der Parteien, die vom Obersten Wahl-
rat ausgeschlossen worden waren.
Wie andere Organisationen (z. B. die
Menschenrechtsorganisation
CENIDH und die Bischofskonferenz
der katholischen Kirche) forderten
diese Parteien die Wähler_innen ein-
dringlich auf, an der Wahl teilzuneh-
men. Die konservative Partei empfahl,
gegen den Pakt zu stimmen, ohne zu
erklären, wie das geschehen sollte,
wenn praktisch nur Paktparteien teil-
nahmen. Die MRS positionierte sich
gegen die FSLN und forderte auf, ge-
gen Daniel Ortega zu stimmen. Sie
ging dabei so weit, dass sie offen die
PLC unterstützte und sich damit dis-
qualifizierte. Die linke politische
Gruppe „Movimiento por el Rescate
del Sandinismo“ innerhalb der MRS
empfahl, ungültig zu wählen. Letzte-
res war sicher für die linke Oppositi-
on als persönliches Bekenntnis das
schlüssigste Verhalten, es bleibt aber
der Nachteil, dass ebenso wie bei ei-
ner Enthaltung auf eine Einfluss-
nahme auf das Wahlergebnis verzich-
tet wird.

Alles in allem standen die
Nicaraguaner_innen vor einer Wahl,
um die sie nicht zu beneiden waren.

Wahlverlauf und

Wahlergebnisse

Im Augenblick, da dieser Artikel
geschrieben wird, wenige turbulente
Tage nach der Wahl, zu einem Zeit-
punkt, wo das offizielle Wahlergebnis
noch nicht bekannt gegeben worden
ist, ist eine abschließende Beurtei-
lung natürlich nicht möglich.

Zum Wahlverlauf wurden von ver-
schiedenen Seiten gravierende Ver-
stöße berichtet: Wahllokale, die
schon mittags geschlossen wurden, so
dass Hunderte nicht wählen konnten,
Wahlhelfer_innen der FSLN, die mit
den Urnen verschwanden und lokale
Wahlräte, die vor der Auszählung die
Wahlhelfer_innen der PLC unter Vor-
wänden ausschlossen. Im Augenblick
ist nicht zu entscheiden, ob die ge-
meldeten Vorfälle den Tatsachen ent-
sprechen. Wahrscheinlich handelt es
sich aber um Einzelfälle, denn es gibt

auch viele Meldungen, die über einen
friedlichen Wahlverlauf ohne Zwi-
schenfälle berichten.

Der CSE hat am Dienstag nach der
Wahl (nach der Auszählung von 86
Prozent der Stimmzettel) Ergebnisse
veröffentlicht, die die FSLN als
Sieger_in ausweisen.

Der Sieg ist aber nicht eindeutig.
Zwar lassen die bisherigen Daten ge-
genüber den letzten Wahlen von 2004,
aus denen die FSLN erstmals als
stärkste Partei hervorging, bei ihr ei-
nen Zuwachs von etwa drei Prozent
erkennen, aber dem steht ein Zuwachs
von neun Prozent bei der PLC gegen-
über. Beide haben vom Ausschluss ih-
rer Konkurrent_innen profitiert. Ins-
gesamt wird sich die Zahl der von der
FSLN gewonnenen Bürgermeis-
ter_innenposten erhöhen, vor allem
weil sie im ländlichen Bereich ge-
wonnen hat. In den Städten hat sie
aber einige herbe Verluste hinnehmen
müssen. So konnte die PLC der FSLN
Masaya und Granada abnehmen.

Wahlbetrug?

Die vom CSE veröffentlichten Da-
ten, vor allem für Managua und León,
wurden von der PLC nicht anerkannt
und auch von vielen Organisationen
angezweifelt. In Managua sieht der
Oberste Wahlrat den Kandidaten der
FSLN, den ehemaligen Boxweltmei-
ster Alexis Arguello, als sicheren Sie-
ger vor Eduardo Montealegre. Die
PLC sieht es klar umgekehrt und be-
ruft sich dabei auf die Kopien von
über 90 Prozent aller Auszählungs-
listen, die ihre Wahlhelfer_innen in
Managua gemacht haben und aus de-
nen sie einen klaren Sieg herausliest,
und auf offensichtliche Unregelmä-
ßigkeiten in León. Dort wurden für
die PLC angekreuzte Wahlzettel auf
einer Müllkippe gefunden. Die Orga-
nisation Ética y Transparencia (EyT)
hat auch ohne die offizielle Zulassung
durch den CSE eine Wahlbeobachtung
und eine Wähler_innenbefragung
durchgeführt. Sie kommt zu dem Ur-
teil, dass die diesjährigen Gemeinde-
wahlen die „am wenigsten transparen-
ten seit 1996“ waren. In 30 von den
143 Gemeinden (municipios), zu de-
nen bisher Daten vorliegen, sind für
EyT die Ergebnisse, die der CSE ver-
öffentlicht hat, erklärungsbedürftig.

Die PLC trug ihre Kritik auf die Stra-
ße und provozierte mit ihren
Anhänger_innen Gewalt und Unruhen.
Außerdem fand sie eine breite natio-
nale und internationale Unterstützung,
vor allem bei ihren natürlichen Ver-
bündeten, den politischen Vertretun-
gen der USA und der EU und bei der
katholischen Kirche Nicaraguas.

Im Augenblick, fast zwei Wochen
nach der Wahl, ist die Situation ver-
worren und spannungsgeladen. Ein of-
fizielles Wahlergebnis gibt es immer
noch nicht, stattdessen aber kommen-
tarlose Ergebniskorrekturen zu Gun-
sten der FSLN. Der Oberste Wahlrat
hat eine Nachzählung der Stimmen in
Managua durchgeführt und sein bishe-
riges Ergebnis bestätigt. Die PLC hat
dies nicht anerkannt, da wieder keine
unabhängigen Beobachter_innen zu-
gelassen wurden. Sie wird die Wahl
vor Gericht anfechten und versuchte,
dem mit Demonstrationen in León
und Managua Nachdruck zu verleihen.
Beide Demonstrationen wurden von
FSLN-Sympathisant_innen gewaltsam
verhindert. Die Krise wird jetzt auch
auf internationaler Ebene von der
OAS behandelt werden, wo die nicara-
guanische Regierung von den ALBA-
Staaten unterstützt werden wird.

Wie auch immer sich die Krise um
die Gemeindewahlen lösen wird, eins
ist jetzt schon sicher: Die Regierung
Daniel Ortegas wird ihrem Motto
„Versöhnung und Einheit“ nicht ge-
recht. Sie setzt im politischen Alltag
ganz offen auf Polarisierung und Kon-
frontation.

Quellen:

La Prensa, El Nuevo Diario, La Primerisima

1  Der CSE konnte sich dabei zu Recht auf

einen Formfehler nach dem Wahlgesetz

berufen.

2  Das Ökumenische Büro hat dazu

zusammen mit dem Informationsbüro

Nicaragua einen Offenen Brief an den

Obersten Wahlrat geschrieben. Dieser Brief

mit den Unterschriften von 14

Organisationen und 19 Einzelpersonen aus

Deutschland und Österreich ist am 12.

September in der nicaraguanischen

Tageszeitung El Nuevo Diario erschienen.
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